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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Austria Wirtschaftsservice-Gesetzes 

Errichtung durch Verschmelzung zur Neugründung Errichtung durch Verschmelzung zur Neugründung 
§ 1. (1) Die Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

und die BÜRGES Förderungsbank Gesellschaft mit beschränkter Haftung (im 
Folgenden: die übertragenden Gesellschaften) werden mit Wirksamkeit zum 
31. Dezember 2001 (Tagesablauf) unter Ausschluss der Abwicklung durch 
Übertragung der Vermögen dieser Gesellschaften mit allen Rechten und Pflichten 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die Austria Wirtschaftsservice 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (im Folgenden: die Gesellschaft) mit dem 
Sitz in Wien gegen Gewährung sämtlicher Geschäftsanteile an den Bund 
verschmolzen [§ 96 Abs. 1 Z 2 des Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906]. Die Generalversammlungen der 
übertragenden Gesellschaften haben dazu den Gesellschaftsvertrag der 
Gesellschaft zu beschließen; mit diesen Beschlussfassungen ist die Gesellschaft 
mit Wirkung zum 1. Jänner 2002 errichtet. Verschmelzungsbeschlüsse der 
Generalversammlungen der übertragenden Gesellschaften sind nicht erforderlich. 

§ 1. (1) Die Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
und die BÜRGES Förderungsbank Gesellschaft mit beschränkter Haftung (im 
Folgenden: die übertragenden Gesellschaften) werden mit Wirksamkeit zum 
31. Dezember 2001 (Tagesablauf) unter Ausschluss der Abwicklung durch 
Übertragung der Vermögen dieser Gesellschaften mit allen Rechten und Pflichten 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die Austria Wirtschaftsservice 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (im Folgenden: die Gesellschaft) mit dem 
Sitz in Wien gegen Gewährung sämtlicher Geschäftsanteile an den Bund 
verschmolzen [§ 96 Abs. 1 Z 2 des Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906]. Die Generalversammlungen der 
übertragenden Gesellschaften haben dazu den Gesellschaftsvertrag der 
Gesellschaft zu beschließen; mit diesen Beschlussfassungen ist die Gesellschaft 
mit Wirkung zum 1. Jänner 2002 errichtet. Verschmelzungsbeschlüsse der 
Generalversammlungen der übertragenden Gesellschaften sind nicht erforderlich. 

(2) Die Konzessionen und Bewilligungen der übertragenden Gesellschaften 
gehen auf die Gesellschaft über. Wird in Gesetzen, Verordnungen oder 
Richtlinien des Bundes auf die übertragenden Gesellschaften Bezug genommen, 
so tritt an ihre Stelle jeweils die Gesellschaft. 

(2) Die Konzessionen und Bewilligungen der übertragenden Gesellschaften 
gehen auf die Gesellschaft über. Wird in Gesetzen, Verordnungen oder 
Richtlinien des Bundes auf die übertragenden Gesellschaften Bezug genommen, 
so tritt an ihre Stelle jeweils die Gesellschaft. 

(3) Auf diese Verschmelzung finden die Bestimmungen der §§ 220, 220a, 
220b, 220c, 221a, 222, 225a Abs. 2 und 233 Abs. 2 bis 4 des Bundesgesetzes 
über Aktiengesellschaften (AktG), BGBl. Nr. 98/1965, in Verbindung mit § 96 
Abs. 2 GmbHG, die Bestimmungen der §§ 97 bis 100 GmbHG und des § 21 des 
Bundesgesetzes über das Bankwesen (BWG), BGBl. Nr. 532/1993, keine 
Anwendung. 

(3) Auf diese Verschmelzung finden die Bestimmungen der §§ 220, 220a, 
220b, 220c, 221a, 222, 225a Abs. 2 und 233 Abs. 2 bis 4 des Bundesgesetzes 
über Aktiengesellschaften (AktG), BGBl. Nr. 98/1965, in Verbindung mit § 96 
Abs. 2 GmbHG, die Bestimmungen der §§ 97 bis 100 GmbHG und des § 21 des 
Bundesgesetzes über das Bankwesen (BWG), BGBl. Nr. 532/1993, keine 
Anwendung. 

(4) Die Generalversammlungen der übertragenden Gesellschaften haben den 
Aufsichtsrat und die Geschäftsführung der Gesellschaft unter Berücksichtigung 
der Bestimmungen der §§ 3 und 4 zu bestellen. 

(4) Die Generalversammlungen der übertragenden Gesellschaften haben den 
Aufsichtsrat und die Geschäftsführung der Gesellschaft unter Berücksichtigung 
der Bestimmungen der §§ 3 und 4 zu bestellen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Der Verschmelzung liegen die Schlussbilanzen der übertragenden 

Gesellschaften zugrunde; als Schlussbilanzen gelten die Bilanzen der 
übertragenden Gesellschaften zum 31. Dezember 2001. Die Gesellschaft führt die 
Buchwerte aus den Schlussbilanzen der übertragenden Gesellschaften fort; das 
Stammkapital der Gesellschaft beträgt 21 800 000 Euro. 

(5) Der Verschmelzung liegen die Schlussbilanzen der übertragenden 
Gesellschaften zugrunde; als Schlussbilanzen gelten die Bilanzen der 
übertragenden Gesellschaften zum 31. Dezember 2001. Die Gesellschaft führt die 
Buchwerte aus den Schlussbilanzen der übertragenden Gesellschaften fort; das 
Stammkapital der Gesellschaft beträgt 21 800 000 Euro. 

(6) Die Gesellschaft ist unverzüglich von der Geschäftsführung der 
Gesellschaft unter Vorlage der Beschlüsse der Generalversammlungen der 
übertragenden Gesellschaften und des von diesen beschlossenen 
Gesellschaftsvertrages beim Handelsgericht Wien zur Eintragung in das 
Firmenbuch anzumelden. 

(6) Die Gesellschaft ist unverzüglich von der Geschäftsführung der 
Gesellschaft unter Vorlage der Beschlüsse der Generalversammlungen der 
übertragenden Gesellschaften und des von diesen beschlossenen 
Gesellschaftsvertrages beim Handelsgericht Wien zur Eintragung in das 
Firmenbuch anzumelden. 

(7) Soweit dieses Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen enthält, (7) Soweit dieses Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen enthält, 
 1. ist auf die Gesellschaft das GmbHG und  1. ist auf die Gesellschaft das GmbHG und 
 2. sind der 1. und 2. Abschnitt des Forschungsorganisationsgesetzes, BGBl. 

Nr. 341/1981, auch im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes 
 2. sind der 1. und 2. Abschnitt des Forschungsorganisationsgesetzes, BGBl. 

Nr. 341/1981, auch im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes 
anzuwenden. anzuwenden. 

(8) Sämtliche Geschäftsanteile der Gesellschaft stehen im Eigentum des 
Bundes. Eine Veräußerung von Geschäftsanteilen ist nicht zulässig. Die 
Gesellschafterrechte sind von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und von der Bundesministerin oder vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie gemeinsam auszuüben. 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihrer Firma 
oder der Abkürzung ihrer Firma (einschließlich Logo) das Bundeswappen 
beizusetzen. Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet, den Firmenzusatz zu führen. 

(8) Sämtliche Geschäftsanteile der Gesellschaft stehen im Eigentum des 
Bundes. Eine Veräußerung von Geschäftsanteilen ist nicht zulässig. Die 
Gesellschafterrechte sind von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und von der Bundesministerin oder vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie gemeinsam auszuüben. 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihrer Firma 
oder der Abkürzung ihrer Firma (einschließlich Logo) das Bundeswappen 
beizusetzen. Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet, den Firmenzusatz zu führen. 

(9) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Risikovorsorge für Zahlungen aus 
von der Gesellschaft übernommenen Garantien, soweit diese Garantien unter 
Inanspruchnahme der Schadloshaltung des Bundes gemäß §§ 1, 11 und 14 des 
Garantiegesetzes (Garantiegesetz 1977), BGBl. Nr. 296, und gemäß § 7 des 
KMU-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 432/1996, übernommen wurden 
(Garantiezahlungen), Rücklagen zu bilden. Die Gesellschaft hat insbesondere 
Haftungsentgelte, Rückflüsse aus Garantiezahlungen, Rückflüsse aus der 
Verwertung von Sicherheiten, Rückflüsse infolge der Rückerstattung von 
Haftungszahlungen und Veräußerungsgewinne aus Beteiligungen, welche aus 
oder im Zusammenhang mit Garantiezahlungen erworben werden, in die 
Rücklagen einzustellen. Diese Rücklagen dürfen nur für Garantiezahlungen 

(9) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Risikovorsorge für Zahlungen aus 
von der Gesellschaft übernommenen Garantien, soweit diese Garantien unter 
Inanspruchnahme der Schadloshaltung des Bundes gemäß §§ 1, 11 und 14 des 
Garantiegesetzes (Garantiegesetz 1977), BGBl. Nr. 296, und gemäß § 7 des 
KMU-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 432/1996, übernommen wurden 
(Garantiezahlungen), Rücklagen zu bilden. Die Gesellschaft hat insbesondere 
Haftungsentgelte, Rückflüsse aus Garantiezahlungen, Rückflüsse aus der 
Verwertung von Sicherheiten, Rückflüsse infolge der Rückerstattung von 
Haftungszahlungen und Veräußerungsgewinne aus Beteiligungen, welche aus 
oder im Zusammenhang mit Garantiezahlungen erworben werden, in die 
Rücklagen einzustellen. Diese Rücklagen dürfen nur für Garantiezahlungen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verwendet werden, es sei denn die Generalversammlung beschließt im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen eine Verwendung für 
andere Zwecke. Die näheren Bestimmungen über Widmung, Dotierung und 
Verwendung der Rücklagen sind im Gesellschaftsvertrag zu regeln. 

verwendet werden, es sei denn die Generalversammlung beschließt im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen eine Verwendung für 
andere Zwecke. Die näheren Bestimmungen über Widmung, Dotierung und 
Verwendung der Rücklagen sind im Gesellschaftsvertrag zu regeln. 

(10) Die Rücklagen gemäß Abs. 9 sind bei Errichtung der Gesellschaft zu 
bilden aus 

(10) Die Rücklagen gemäß Abs. 9 sind bei Errichtung der Gesellschaft zu 
bilden aus 

 1. dem Betrag von 10 525 000 Euro (aus dem gezeichneten Kapital der 
BÜRGES Förderungsbank Gesellschaft mit beschränkter Haftung), 

 1. dem Betrag von 10 525 000 Euro (aus dem gezeichneten Kapital der 
BÜRGES Förderungsbank Gesellschaft mit beschränkter Haftung), 

 2. der Rücklage zur Schadloshaltung der BÜRGES Förderungsbank 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zum 31. Dezember 2001, 

 2. der Rücklage zur Schadloshaltung der BÜRGES Förderungsbank 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zum 31. Dezember 2001, 

 3. der gebundenen Kapitalrücklage der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung für die Abdeckung von Verlusten aus oder im 
Zusammenhang mit Beteiligungen an Investitionsgesellschaften zum 
31. Dezember 2001 (§ 5 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages der 
Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter Haftung), 

 3. der gebundenen Kapitalrücklage der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung für die Abdeckung von Verlusten aus oder im 
Zusammenhang mit Beteiligungen an Investitionsgesellschaften zum 
31. Dezember 2001 (§ 5 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages der 
Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter Haftung), 

 4. der Deckungsrücklage der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung gemäß § 2 Abs. 1 Garantiegesetz zum 
31. Dezember 2001, und aus 

 4. der Deckungsrücklage der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung gemäß § 2 Abs. 1 Garantiegesetz zum 
31. Dezember 2001, und aus 

 5. der gebundenen Kapitalrücklage der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung für die Deckung der Risken aus den 
Kapitalgarantien gemäß § 14 Abs. 1 Garantiegesetz 1977 zum 
31. Dezember 2001 (§ 5 Abs. 4a des Gesellschaftsvertrages der 
Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter Haftung). 

 5. der gebundenen Kapitalrücklage der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung für die Deckung der Risken aus den 
Kapitalgarantien gemäß § 14 Abs. 1 Garantiegesetz 1977 zum 
31. Dezember 2001 (§ 5 Abs. 4a des Gesellschaftsvertrages der 
Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit beschränkter Haftung). 

(11) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Durchführung der Aufgaben 
gemäß § 2 Abs. 2 lit. h Rücklagen zu bilden. Diese sind getrennt von den 
Rücklagen nach Abs. 9 zu führen. 

(11) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Erfüllung der Aufgaben gemäß 
§ 2 Abs. 2 Z 8 Rücklagen zu bilden. Diese sind getrennt von den Rücklagen nach 
Abs. 9 zu führen. 

Aufgaben der Gesellschaft Aufgaben der Gesellschaft 
§ 2. (1) Aufgabe der Gesellschaft ist die Vergabe und die Abwicklung von 

unternehmensbezogenen Wirtschaftsförderungen des Bundes sowie die 
Erbringung sonstiger, im öffentlichen Interesse liegender Finanzierungs- und 
Beratungsleistungen zur Unterstützung der Wirtschaft. Die Gesellschaft übt ihre 
Tätigkeit unter Beachtung der Vorschriften des europäischen 
Beihilfenkontrollrechtes mit dem Ziel der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte in Österreich unter Berücksichtigung 

§ 2. (1) Aufgabe der Gesellschaft ist die Durchführung und die Abwicklung 
von unternehmensbezogenen Wirtschaftsförderungen des Bundes sowie die 
Erbringung sonstiger, im öffentlichen Interesse liegender Finanzierungs- und 
Beratungsleistungen zur Unterstützung der Wirtschaft. Die Gesellschaft übt ihre 
Tätigkeit unter Beachtung der Vorschriften des europäischen 
Beihilfenkontrollrechtes mit dem Ziel der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte in Österreich unter Berücksichtigung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der besonderen Bedeutung der Technologie- und Innovationsförderung für die 
Wirtschaftsentwicklung und Wertschöpfung sowie der Standortsicherung und der 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen aus. Die Gesellschaft hat das 
unternehmensbezogene Förderungswesen des Bundes effizient und 
serviceorientiert zu gestalten. 

der besonderen Bedeutung der Technologie- und Innovationsförderung für die 
Wirtschaftsentwicklung und Wertschöpfung sowie der Standortsicherung und der 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen aus. Die Gesellschaft hat das 
unternehmensbezogene Förderungswesen des Bundes effizient und 
serviceorientiert zu gestalten. 

(2) Zu den Aufgaben der Gesellschaft zählen insbesondere: (2) Zu den Aufgaben der Gesellschaft zählen insbesondere: 
 1. die Vergabe und die Abwicklung von Förderungen und sonstigen 

Finanzierungen nach dem Garantiegesetz 1977, BGBl. Nr. 296/1977, und 
dem KMU-Förderungsgesetz, BGBl. Nr. 432/1996; 

 1. die Durchführung und die Abwicklung von Förderungen und sonstigen 
Finanzierungen nach dem Garantiegesetz 1977, BGBl. Nr. 296/1977, und 
dem KMU-Förderungsgesetz, BGBl. Nr. 432/1996; 

 2. die Innovationsvermittlung und die Innovationsberatung zum Nutzen der 
österreichischen Wirtschaft, die Förderung von und Mitwirkung an der 
Erlangung, Verwertung und Durchsetzung geistiger Schutzrechte sowie 
die Fortführung sonstiger Aufgaben der Innovationsagentur; 

 2. die Innovationsvermittlung und die Innovationsberatung zum Nutzen der 
österreichischen Wirtschaft, die Förderung von und Mitwirkung an der 
Erlangung, Verwertung und Durchsetzung geistiger Schutzrechte sowie 
die Fortführung sonstiger Aufgaben der Innovationsagentur; 

 3. die Abwicklung von Beihilfen im Sinne der §§ 27 Abs. 1 lit. a, 35 Abs. 1 
lit. a und 51a Abs. 3 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes (AMFG), 
BGBl. Nr. 31/1969; 

 3. die Abwicklung von Beihilfen im Sinne der §§ 27 Abs. 1 lit. a, 35 Abs. 1 
lit. a und 51a Abs. 3 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes (AMFG), 
BGBl. Nr. 31/1969; 

 4. die Besorgung der Aufgaben und Geschäfte des ERP-Fonds nach dem 
ERP-Fonds-Gesetz, BGBl. Nr. 207/1962; 

 4. die Besorgung der Aufgaben und Geschäfte des ERP-Fonds nach dem 
ERP-Fonds-Gesetz, BGBl. Nr. 207/1962; 

 5. die Vergabe und Abwicklung von Förderungen und sonstigen 
Finanzierungen sowie die Übernahme von Geschäftsbesorgungen, die 
der Gesellschaft durch Gesetz oder Abwicklungsvertrag übertragen 
werden; der Abschluss von Abwicklungsverträgen mit Dritten oder mit 
dem Bund, sofern dieser dabei nicht durch einen der Eigentümervertreter 
gemäß § 1 Abs. 8 selbst vertreten wird, bedürfen der einvernehmlichen 
Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sowie der Bundesministerin oder 
des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie; 

 5. die Durchführung und Abwicklung von Förderungen und sonstigen 
Finanzierungen sowie die Übernahme von Geschäftsbesorgungen, die 
der Gesellschaft durch Gesetz oder Vertrag, insbesondere 
Abwicklungsvertrag oder Finanzierungsvereinbarung gemäß §§ 5 ff 
Forschungsrahmengesetz (FRG), BGBl. I Nr. xx/2019, übertragen 
werden; der Abschluss von Abwicklungsverträgen mit Dritten oder mit 
dem Bund, sofern dieser dabei nicht durch einen der Eigentümervertreter 
gemäß § 1 Abs. 8 selbst vertreten wird, bedürfen der einvernehmlichen 
Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sowie der Bundesministerin oder 
des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie; 

 6. die Erbringung von Beratungsleistungen, insbesondere gegenüber dem 
Bund; 

 6. die Erbringung von Beratungsleistungen, insbesondere gegenüber dem 
Bund; 

 7. die Erstellung von Vorschlägen für die Mehrjahresprogramme und die 
Umsetzung der gemäß § 5 genehmigten Mehrjahresprogramme; 

 7. die Erstellung von Vorschlägen für die Mehrjahresprogramme und die 
Umsetzung der gemäß § 5 genehmigten Mehrjahresprogramme; 

 8. die direkte Beteiligung vornehmlich an kleinen und mittleren 
Unternehmen; 

 8. die direkte Beteiligung vornehmlich an kleinen und mittleren 
Unternehmen; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 9. der Abschluss von Kreditverträgen und die Gewährung von Darlehen;  9. der Abschluss von Kreditverträgen und die Gewährung von Darlehen; 
 10. die Durchführung von Kreditoperationen zur Refinanzierung der 

Aufgaben gemäß Z 8 und 9. 
 10. Kreditoperationen zur Refinanzierung der Aufgaben gemäß Z 8 und 9. 

 (2a) Für die Durchführung von Förderungen und sonstigen Finanzierungen 
sind von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen 
Richtlinien zu erlassen, die auf die spezifischen Anforderungen der gesetzlichen 
Aufgaben gemäß § 2 Bedacht nehmen. Die Förderungsrichtlinien haben 
jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über den Gegenstand der Förderung, die 
förderbaren Kosten, persönliche und sachliche Voraussetzungen für das 
Erlangen der Förderung, Art und Ausmaß der Förderung, das Verfahren sowie 
den Gerichtsstand. Die wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europäischen Union 
sind zu beachten. Die Richtlinien sind von der jeweils zuständigen 
Bundesministerin oder dem jeweils zuständigen Bundesminister im Internet zu 
veröffentlichen. 

(3) Die Gesellschaft hat ihre Aufgaben nach den Grundsätzen der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit durchzuführen. 

(3) Die Gesellschaft hat ihre Aufgaben nach den Grundsätzen der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit durchzuführen. 

(4) Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt aus: (4) Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt aus: 
 1. Zuwendungen des Bundes, vertreten durch die oder den für den 

jeweiligen Aufgabenbereich zuständige Bundesministerin oder 
zuständigen Bundesminister, zur Abdeckung der Verwaltungs- und 
Abwicklungskosten, die der Gesellschaft im Rahmen der Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben für den Bund entstehen, nach Maßgabe der im 
jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke bereitgestellten Mittel; 

 1. Zuwendungen des Bundes, vertreten durch die oder den für den 
jeweiligen Aufgabenbereich zuständige Bundesministerin oder 
zuständigen Bundesminister, zur Abdeckung der Verwaltungs- und 
Abwicklungskosten, die der Gesellschaft im Rahmen der Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben für den Bund entstehen, nach Maßgabe der im 
jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke bereitgestellten Mittel; 

 2. Entgelten für die Erbringung von Leistungen an Dritte;  2. Entgelten für die Erbringung von Leistungen an Dritte; 
 3. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen;  3. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen; 
 4. sonstigen Einnahmen.  4. sonstigen Einnahmen. 

(5) Von Ruhe- und Versorgungsgenüssen aus direkten Leistungszusagen der 
Gesellschaft und des ERP Fonds, soweit diese die Höhe der jeweils geltenden 
monatlichen Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 ASVG) überschreiten, ist von der 
Gesellschaft bzw. vom ERP Fonds, für jene Anteile, welchen den aus dem ASVG 
stammenden Teil übersteigen, ein Pensionssicherungsbeitrag nach Maßgabe 

(5) Von Ruhe- und Versorgungsgenüssen aus direkten Leistungszusagen der 
Gesellschaft und des ERP Fonds, soweit diese die Höhe der jeweils geltenden 
monatlichen Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 ASVG) überschreiten, ist von der 
Gesellschaft bzw. vom ERP Fonds, für jene Anteile, welchen den aus dem ASVG 
stammenden Teil übersteigen, ein Pensionssicherungsbeitrag nach Maßgabe 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
folgender Bestimmungen einzubehalten: folgender Bestimmungen einzubehalten: 
 1. 5% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 100% 

der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, aber nicht mehr als 150% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 

 1. 5% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 100% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, aber nicht mehr als 150% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 

 2. 10% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 150% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, aber nicht mehr als 200% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 

 2. 10% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 150% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, aber nicht mehr als 200% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 

 3. 20% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 200% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, aber nicht mehr als 300% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt und 

 3. 20% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 200% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, aber nicht mehr als 300% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt und 

 4. 25% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 300% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt. 

 4. 25% für jenen Teil des Ruhe- und Versorgungsgenusses, der über 300% 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt. 

Dies gilt auch für Sonderzahlungen. Dies gilt auch für Sonderzahlungen. 
(6) Bezugsberechtigte von Ruhe- und Versorgungsgenüssen aus direkten 

Leistungszusagen von Tochtergesellschaften der Gesellschaft oder des 
ERP Fonds, die der Kontrolle des Rechnungshofs unterliegen, haben, soweit 
diese Ruhe- und Versorgungsgenüsse die Höhe der jeweils geltenden monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 ASVG) überschreiten, für jene Anteile, welchen 
den aus dem ASVG stammenden Teil übersteigen, einen 
Pensionssicherungsbeitrag an jene Tochtergesellschaft zu leisten, von der sie 
diese Bezüge beziehen. Dieser Pensionssicherungsbeitrag ist von der 
auszahlenden Tochtergesellschaft einzubehalten, seine Höhe bestimmt sich nach 
Abs. 5. 

(6) Bezugsberechtigte von Ruhe- und Versorgungsgenüssen aus direkten 
Leistungszusagen von Tochtergesellschaften der Gesellschaft oder des 
ERP Fonds, die der Kontrolle des Rechnungshofs unterliegen, haben, soweit 
diese Ruhe- und Versorgungsgenüsse die Höhe der jeweils geltenden monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 ASVG) überschreiten, für jene Anteile, welchen 
den aus dem ASVG stammenden Teil übersteigen, einen 
Pensionssicherungsbeitrag an jene Tochtergesellschaft zu leisten, von der sie 
diese Bezüge beziehen. Dieser Pensionssicherungsbeitrag ist von der 
auszahlenden Tochtergesellschaft einzubehalten, seine Höhe bestimmt sich nach 
Abs. 5. 

Mehrjahresprogramme Mehrjahresprogramme 
§ 5. (1) Die Gesellschaft hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister 

für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sowie der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie einen Vorschlag für ein 
mehrjähriges Programm für die Umsetzung der in § 2 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a bis f 
genannten Ziele und Aufgaben zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Bundesministerinnen oder Bundesminister haben hinsichtlich der Aufgaben 
gemäß § 2 Abs. 2 lit. a erster Halbsatz (Garantiegesetz) jedenfalls und hinsichtlich 
der Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 lit. a zweiter Halbsatz (KMU-Förderungsgesetz) 
insoweit die Vergabe von Garantien vorgesehen ist, das Einvernehmen mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 

§ 5. (1) Die Gesellschaft hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sowie der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie einen Vorschlag für ein 
mehrjähriges Programm für die Umsetzung der in § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 bis 6 
genannten Ziele und Aufgaben zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Bundesministerinnen oder Bundesminister haben hinsichtlich der Aufgaben 
gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 erster Halbsatz (Garantiegesetz) jedenfalls und hinsichtlich 
der Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 zweiter Halbsatz (KMU-Förderungsgesetz) 
insoweit die Vergabe von Garantien vorgesehen ist, das Einvernehmen mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Die Vorschläge gemäß Abs. 1 haben unter Berücksichtigung der 

Jahresprogramme gemäß den §§ 10 und 11 des Bundesgesetzes über die 
Verwaltung der ERP-Counterpart-Mittel (ERP-Fonds-Gesetz), BGBl. 
Nr. 207/1962, die Schwerpunkte der unternehmensbezogenen 
Wirtschaftsförderung, die einzelnen Maßnahmen und deren Ziele und die 
Instrumente darzustellen. Die Vorschläge haben insbesondere Indikatoren zur 
Messung der Zielerreichung, einen Evaluierungsplan sowie eine indikative 
Finanzplanung zu beinhalten. 

(2) Die Vorschläge gemäß Abs. 1 haben unter Berücksichtigung der 
Jahresprogramme gemäß den §§ 10 und 11 des Bundesgesetzes über die 
Verwaltung der ERP-Counterpart-Mittel (ERP-Fonds-Gesetz), BGBl. 
Nr. 207/1962, die Schwerpunkte der unternehmensbezogenen 
Wirtschaftsförderung, die einzelnen Maßnahmen und deren Ziele und die 
Instrumente darzustellen. Die Vorschläge haben insbesondere Indikatoren zur 
Messung der Zielerreichung, einen Evaluierungsplan sowie eine indikative 
Finanzplanung zu beinhalten. 

(3) Die Gesellschaft hat das gemäß Abs. 1 genehmigte Mehrjahresprogramm 
nach Maßgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitgestellten Mittel 
umzusetzen. 

(3) Die Gesellschaft hat das gemäß Abs. 1 genehmigte Mehrjahresprogramm 
nach Maßgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitgestellten Mittel 
umzusetzen. 

 Arbeitsprogramme 
 § 5a. Die Mehrjahresprogramme sind durch jährliche Arbeitsprogramme zu 

operationalisieren. Die Gesellschaft hat bis 30. September eines jeden Jahres ein 
Arbeitsprogramm samt Jahresbudget für das Folgejahr und Vorschaurechnungen 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie zur Genehmigung vorzulegen. 

Überleitung der Beamten des Bundes Überleitung der Beamten des Bundes 
§ 7. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das Amt der „Austria 

Wirtschaftsservice GmbH“ eingerichtet. Diese Dienststelle ist der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort unmittelbar nachgeordnet und wird von dem für die 
Personalangelegenheiten zuständigen Geschäftsführer der Gesellschaft geleitet, 
der in dieser Funktion an die Weisungen der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort gebunden ist. In 
Dienstrechtsangelegenheiten dieser Beamten ist die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort als oberste 
Dienstbehörde in erster Instanz zuständig. 

§ 7. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das Amt der „Austria 
Wirtschaftsservice GmbH“ eingerichtet. Diese Dienststelle ist der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort unmittelbar nachgeordnet und wird von dem für die 
Personalangelegenheiten zuständigen Geschäftsführer der Gesellschaft geleitet, 
der in dieser Funktion an die Weisungen der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort gebunden ist. In 
Dienstrechtsangelegenheiten dieser Beamten ist die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort als oberste 
Dienstbehörde in erster Instanz zuständig. 

(2) Beamte, die am 30. September 2002 dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit angehören und zumindest überwiegend Aufgaben gemäß 
§ 2 Abs. 2 lit. c besorgen, gehören ab dem 1. Oktober (Stichtag) für die Dauer 
ihres Dienststandes der Dienststelle gemäß Abs. 1 an und sind der Gesellschaft 
zur dauernden Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu einer anderen 

(2) Beamte, die am 30. September 2002 dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit angehören und zumindest überwiegend Aufgaben gemäß 
§ 2 Abs. 2 Z 3 besorgen, gehören ab dem 1. Oktober (Stichtag) für die Dauer ihres 
Dienststandes der Dienststelle gemäß Abs. 1 an und sind der Gesellschaft zur 
dauernden Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu einer anderen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesdienststelle versetzt werden. Bundesdienststelle versetzt werden. 

(3) Beamte gemäß Abs. 2 haben, wenn sie innerhalb von fünf Jahren ab dem 
Stichtag ihren Austritt aus dem Bundesdienst erklären, Anspruch auf Aufnahme 
in ein Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft zu den zu diesem Zeitpunkt für 
neueintretende Arbeitnehmer geltenden Bedingungen, mit Wirksamkeit von dem 
dem Austritt folgenden Monatsersten. Die beim Bund verbrachte Dienstzeit ist 
dabei für alle zeitabhängigen Ansprüche anzurechnen. Forderungen des Bundes 
gegenüber diesen Bediensteten aus ihren öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen, die bis zum Austritt entstanden sind, gehen bei Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses zur Gesellschaft auf die Gesellschaft über und sind von 
dieser dem Bund unverzüglich zu refundieren. 

(3) Beamte gemäß Abs. 2 haben, wenn sie innerhalb von fünf Jahren ab dem 
Stichtag ihren Austritt aus dem Bundesdienst erklären, Anspruch auf Aufnahme 
in ein Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft zu den zu diesem Zeitpunkt für 
neueintretende Arbeitnehmer geltenden Bedingungen, mit Wirksamkeit von dem 
dem Austritt folgenden Monatsersten. Die beim Bund verbrachte Dienstzeit ist 
dabei für alle zeitabhängigen Ansprüche anzurechnen. Forderungen des Bundes 
gegenüber diesen Bediensteten aus ihren öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen, die bis zum Austritt entstanden sind, gehen bei Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses zur Gesellschaft auf die Gesellschaft über und sind von 
dieser dem Bund unverzüglich zu refundieren. 

(4) Für Beamte gemäß Abs. 2 hat die Gesellschaft dem Bund den 
Gesamtaktivitätsaufwand samt Nebenkosten zu ersetzen und einen Beitrag zur 
Deckung des Pensionsaufwandes zu leisten. Dieser Beitrag beträgt 31,8 vH des 
Aufwandes an Aktivbezügen. Als Aktivbezüge gelten alle Geldleistungen, von 
denen ein Pensionsbeitrag zu entrichten ist. Die von den Beamten 
einzubehaltenden Pensionsbeiträge sind anzurechnen. Im Falle einer künftigen 
Änderung der Höhe des Pensionsbeitrages der Bundesbeamten gemäß § 22 des 
Gehaltsgesetzes 1956 (GG 1956), BGBl. Nr. 54, ändert sich der Prozentsatz des 
Deckungsbeitrages im gleichen Ausmaß. Ab dem Stichtag an die Gesellschaft 
geleistete besondere Pensionsbeiträge und Überweisungsbeiträge sind umgehend 
in voller Höhe an den Bund zu entrichten. Die sonstigen Zahlungen der 
Gesellschaft an den Bund sind jeweils am Ende des betreffenden Monats fällig. 

(4) Für Beamte gemäß Abs. 2 hat die Gesellschaft dem Bund den 
Gesamtaktivitätsaufwand samt Nebenkosten zu ersetzen und einen Beitrag zur 
Deckung des Pensionsaufwandes zu leisten. Dieser Beitrag beträgt 31,8 vH des 
Aufwandes an Aktivbezügen. Als Aktivbezüge gelten alle Geldleistungen, von 
denen ein Pensionsbeitrag zu entrichten ist. Die von den Beamten 
einzubehaltenden Pensionsbeiträge sind anzurechnen. Im Falle einer künftigen 
Änderung der Höhe des Pensionsbeitrages der Bundesbeamten gemäß § 22 des 
Gehaltsgesetzes 1956 (GG 1956), BGBl. Nr. 54, ändert sich der Prozentsatz des 
Deckungsbeitrages im gleichen Ausmaß. Ab dem Stichtag an die Gesellschaft 
geleistete besondere Pensionsbeiträge und Überweisungsbeiträge sind umgehend 
in voller Höhe an den Bund zu entrichten. Die sonstigen Zahlungen der 
Gesellschaft an den Bund sind jeweils am Ende des betreffenden Monats fällig. 

(5) Für die Befriedigung der bezugsrechtlichen Ansprüche der in Abs. 3 
genannten Beamten hat der Bund wie ein Ausfallsbürge (§ 1356 des Allgemeinen 
Bürgerlichen Gesetzbuches) zu haften. Die Höhe der Haftung ist mit jenem 
Betrag begrenzt, der sich am Tag vor der Wirksamkeit des Austritts aus dem 
Bundesdienst aus der für den Beamten maßgeblich gewesenen 
besoldungsrechtlichen Stellung unter Berücksichtigung seiner Verwendung zu 
diesem Zeitpunkt ergibt, zuzüglich der nach diesem Zeitpunkt zurückgelegten 
Dienstzeit, der vorgesehenen regelmäßigen Vorrückungen und allgemeinen 
Gehaltserhöhungen. 

(5) Für die Befriedigung der bezugsrechtlichen Ansprüche der in Abs. 3 
genannten Beamten hat der Bund wie ein Ausfallsbürge (§ 1356 des Allgemeinen 
Bürgerlichen Gesetzbuches) zu haften. Die Höhe der Haftung ist mit jenem 
Betrag begrenzt, der sich am Tag vor der Wirksamkeit des Austritts aus dem 
Bundesdienst aus der für den Beamten maßgeblich gewesenen 
besoldungsrechtlichen Stellung unter Berücksichtigung seiner Verwendung zu 
diesem Zeitpunkt ergibt, zuzüglich der nach diesem Zeitpunkt zurückgelegten 
Dienstzeit, der vorgesehenen regelmäßigen Vorrückungen und allgemeinen 
Gehaltserhöhungen. 

(6) Für Beamte gemäß Abs. 2 gilt das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz 
(ASchG), BGBl. Nr. 450/1994. 

(6) Für Beamte gemäß Abs. 2 gilt das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz 
(ASchG), BGBl. Nr. 450/1994. 

(7) Der Dienststellenausschuss des Bundesministeriums für Digitalisierung (7) Der Dienststellenausschuss des Bundesministeriums für Digitalisierung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Wirtschaftsstandort und der einheitliche Betriebsrat der Gesellschaft, gebildet 
gemäß § 62c Abs. 1 ArbVG aus dem Betriebsrat der Finanzierungsgarantie-
Gesellschaft mit beschränkter Haftung und dem der BÜRGES Förderungsbank 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, üben bis zur Neuwahl eines Betriebsrates 
im Sinne des § 62c ArbVG jeweils die Funktion der Arbeitnehmervertretung aus. 

und Wirtschaftsstandort und der einheitliche Betriebsrat der Gesellschaft, gebildet 
gemäß § 62c Abs. 1 ArbVG aus dem Betriebsrat der Finanzierungsgarantie-
Gesellschaft mit beschränkter Haftung und dem der BÜRGES Förderungsbank 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, üben bis zur Neuwahl eines Betriebsrates 
im Sinne des § 62c ArbVG jeweils die Funktion der Arbeitnehmervertretung aus. 

(8) Bis zur Neuwahl eines Betriebsrats ist das Entsendungsrecht in den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft gemäß § 110 ArbVG durch den einheitlichen 
Betriebsrat der Gesellschaft auszuüben. 

(8) Bis zur Neuwahl eines Betriebsrats ist das Entsendungsrecht in den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft gemäß § 110 ArbVG durch den einheitlichen 
Betriebsrat der Gesellschaft auszuüben. 

(9) Sämtliche Arbeitsstätten der Gesellschaft bilden einen einheitlichen 
Betrieb im Sinne des § 34 ArbVG. 

(9) Sämtliche Arbeitsstätten der Gesellschaft bilden einen einheitlichen 
Betrieb im Sinne des § 34 ArbVG. 

Vertragsbedienstete des Bundes Vertragsbedienstete des Bundes 
§ 8. (1) Vertragsbedienstete, die am 30. September 2002 dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit angehören und zumindest 
überwiegend Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 lit. c besorgen, werden ab dem Stichtag 
Arbeitnehmer der Gesellschaft. Die Gesellschaft setzt die Rechte und Pflichten 
des Bundes als Dienstgeber gegenüber diesen fort. Für sie gelten die 
Bestimmungen des Dienst- und Besoldungsrechts, insbesondere des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (VBG), BGBl. Nr. 86/1948 weiter. Der 
Abschluss sondervertraglicher Regelungen nach § 36 VBG ist mit den 
ehemaligen Vertragsbediensteten nicht mehr zulässig. Diese haben, wenn sie 
nach dem Wirksamwerden einer vom übergeleiteten Dienstverhältnis 
abweichenden Einzelvereinbarung ihre Bereitschaft zum Ausscheiden aus dem 
Dienstverhältnis nach den auf sie weiter anzuwendenden Rechtsvorschriften 
erklären, Anspruch auf gleichzeitige Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis zur 
Gesellschaft nach den für Neueintretende geltenden Rechtsgrundlagen. Ein 
Anspruch auf Abfertigung besteht im Zusammenhang mit diesem Ausscheiden 
nicht. Die im vorangegangenen Dienstverhältnis verbrachte Dienstzeit ist in 
diesem Fall für alle zeitabhängigen Ansprüche anzurechnen. Für Forderungen des 
Bundes gegenüber diesen Arbeitnehmern gilt § 7 Abs. 3. 

§ 8. (1) Vertragsbedienstete, die am 30. September 2002 dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit angehören und zumindest 
überwiegend Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 Z 3 besorgen, werden ab dem Stichtag 
Arbeitnehmer der Gesellschaft. Die Gesellschaft setzt die Rechte und Pflichten 
des Bundes als Dienstgeber gegenüber diesen fort. Für sie gelten die 
Bestimmungen des Dienst- und Besoldungsrechts, insbesondere des 
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (VBG), BGBl. Nr. 86/1948 weiter. Der 
Abschluss sondervertraglicher Regelungen nach § 36 VBG ist mit den 
ehemaligen Vertragsbediensteten nicht mehr zulässig. Diese haben, wenn sie 
nach dem Wirksamwerden einer vom übergeleiteten Dienstverhältnis 
abweichenden Einzelvereinbarung ihre Bereitschaft zum Ausscheiden aus dem 
Dienstverhältnis nach den auf sie weiter anzuwendenden Rechtsvorschriften 
erklären, Anspruch auf gleichzeitige Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis zur 
Gesellschaft nach den für Neueintretende geltenden Rechtsgrundlagen. Ein 
Anspruch auf Abfertigung besteht im Zusammenhang mit diesem Ausscheiden 
nicht. Die im vorangegangenen Dienstverhältnis verbrachte Dienstzeit ist in 
diesem Fall für alle zeitabhängigen Ansprüche anzurechnen. Für Forderungen des 
Bundes gegenüber diesen Arbeitnehmern gilt § 7 Abs. 3. 

(2) Die Arbeitnehmer gemäß Abs. 1 sind hinsichtlich der Nutzung von 
Dienst- oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete 
wären. Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet. Die 
Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG 1979), 
BGBl. Nr. 333, und die §§ 24a bis 24c GG 1956 finden weiterhin sinngemäß 
Anwendung. Die Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 BDG 1979 nimmt 

(2) Die Arbeitnehmer gemäß Abs. 1 sind hinsichtlich der Nutzung von 
Dienst- oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete 
wären. Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet. Die 
Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG 1979), 
BGBl. Nr. 333, und die §§ 24a bis 24c GG 1956 finden weiterhin sinngemäß 
Anwendung. Die Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 BDG 1979 nimmt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die Bundesministerin oder der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort wahr. 

die Bundesministerin oder der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort wahr. 

(3) Anwartschaften auf Abfertigungen und Jubiläumszuwendungen von 
Arbeitnehmern gemäß Abs. 1 werden von der Gesellschaft übernommen. 

(3) Anwartschaften auf Abfertigungen und Jubiläumszuwendungen von 
Arbeitnehmern gemäß Abs. 1 werden von der Gesellschaft übernommen. 

(4) Für die Befriedigung der bezugsrechtlichen Ansprüche der in Abs. 1 
genannten Bediensteten hat der Bund wie ein Ausfallsbürge (§ 1356 des 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches) zu haften. Die Höhe der Haftung ist mit 
jenem Betrag begrenzt, der sich am 30. September 2002 aus der für den 
Bediensteten maßgeblich gewesenen besoldungsrechtlichen Stellung unter 
Berücksichtigung seiner Verwendung zu diesem Zeitpunkt ergibt, zuzüglich der 
nach diesem Zeitpunkt zurückgelegten Dienstzeit, der vorgesehenen 
regelmäßigen Vorrückungen und allgemeinen Gehaltserhöhungen. 

(4) Für die Befriedigung der bezugsrechtlichen Ansprüche der in Abs. 1 
genannten Bediensteten hat der Bund wie ein Ausfallsbürge (§ 1356 des 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches) zu haften. Die Höhe der Haftung ist mit 
jenem Betrag begrenzt, der sich am 30. September 2002 aus der für den 
Bediensteten maßgeblich gewesenen besoldungsrechtlichen Stellung unter 
Berücksichtigung seiner Verwendung zu diesem Zeitpunkt ergibt, zuzüglich der 
nach diesem Zeitpunkt zurückgelegten Dienstzeit, der vorgesehenen 
regelmäßigen Vorrückungen und allgemeinen Gehaltserhöhungen. 

(5) Dem zum Zeitpunkt der Erlangung der Rechtspersönlichkeit der 
Gesellschaft eingerichteten Dienststellenausschuss kommt hinsichtlich der in § 8 
Abs. 1 genannten Bediensteten bis zur Konstituierung des ersten gewählten 
Betriebsrates die Funktion des Betriebsrates im Sinne des ArbVG zu. 

(5) Dem zum Zeitpunkt der Erlangung der Rechtspersönlichkeit der 
Gesellschaft eingerichteten Dienststellenausschuss kommt hinsichtlich der in § 8 
Abs. 1 genannten Bediensteten bis zur Konstituierung des ersten gewählten 
Betriebsrates die Funktion des Betriebsrates im Sinne des ArbVG zu. 

Abgaben- und Gebührenbefreiung Abgaben- und Gebührenbefreiung 
§ 9. (1) Die gemäß § 2 Abs. 2 lit. a, b, c, d und e dieses Bundesgesetzes 

erforderlichen Rechtsgeschäfte sind von den Rechtsgebühren befreit. Die durch 
dieses Bundesgesetz unmittelbar veranlassten Eingaben sind von den 
Stempelgebühren befreit. 

§ 9. (1) Die gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 bis 5 dieses Bundesgesetzes erforderlichen 
Rechtsgeschäfte sind von den Rechtsgebühren befreit. Die durch dieses 
Bundesgesetz unmittelbar veranlassten Eingaben sind von den Stempelgebühren 
befreit. 

(2) Leistungen des Bundes zur Dotierung der Rücklagen gemäß § 1 Abs. 9 
zum Zwecke der Risikovorsorge und gemäß § 1 Abs. 11 zum Zwecke der 
direkten Beteiligung an kleinen und mittleren Unternehmen sind von der 
Gesellschaftsteuer befreit. 

(2) Leistungen des Bundes zur Dotierung der Rücklagen gemäß § 1 Abs. 9 
zum Zwecke der Risikovorsorge und gemäß § 1 Abs. 11 zum Zwecke der 
direkten Beteiligung an kleinen und mittleren Unternehmen sind von der 
Gesellschaftsteuer befreit. 

(3) Zuführungen zu den gemäß § 1 Abs. 9 und 11 gebildeten Rücklagen sind 
steuerlich abzugsfähig. Die Auflösung der Rücklagen ist insoweit aliquot 
steuerwirksam, als die Zuführung abzugsfähig gewesen ist. 

(3) Zuführungen zu den gemäß § 1 Abs. 9 und 11 gebildeten Rücklagen sind 
steuerlich abzugsfähig. Die Auflösung der Rücklagen ist insoweit aliquot 
steuerwirksam, als die Zuführung abzugsfähig gewesen ist. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem Tag nach seiner Kundmachung 

in Kraft. 
§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem Tag nach seiner Kundmachung 

in Kraft. 
(2) § 1 Abs. 11, § 2 Abs. 2 lit. g bis j und § 9 Abs. 2 und Abs. 3 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 137/2008 treten mit 31. Oktober 2008 in 
(2) § 1 Abs. 11, § 2 Abs. 2 Z 7 bis 10 und § 9 Abs. 2 und Abs. 3 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 137/2008 treten mit 31. Oktober 2008 in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kraft. Kraft. 

(3) § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014 tritt mit 
1. Jänner 2015 in Kraft. 

(3) § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014 tritt mit 
1. Jänner 2015 in Kraft. 

(4) Die §§ 10b bis 10g in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 83/2017 treten mit 1. Juli 2017 in Kraft und mit 31. Dezember 2023 außer 
Kraft. 

(4) Die §§ 10b bis 10g in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 83/2017 treten mit 1. Juli 2017 in Kraft und mit 31. Dezember 2023 außer 
Kraft. 

(5) § 1 Abs. 7 und § 8a samt Überschrift in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, 
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

(5) § 1 Abs. 7 und § 8a samt Überschrift in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, 
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

 (6) § 1 Abs. 11, § 2 Abs. 1 und Abs. 2, § 2 Abs. 2a, § 5 Abs. 1, § 5a, § 7 
Abs. 2, § 8 Abs. 1 erster Satz, § 9 Abs. 1 erster Satz, § 13 Abs. 2 und § 14 Z 3 in 
der Fassung der Forschungsrahmennovelle 2019, BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 14. Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes sind betraut: § 14. Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. hinsichtlich der §§ 7 und 8 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort; 

 1. hinsichtlich der §§ 7 und 8 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort; 

 2. hinsichtlich des § 9 die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Finanzen; 

 2. hinsichtlich des § 9 die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Finanzen; 

 3. hinsichtlich des § 2 Abs. 2 lit. a und des § 5 Abs. 1 die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Finanzen; 

 3. hinsichtlich des § 2 Abs. 2 Z 1 und des § 5 Abs. 1 die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Finanzen; 

 4. im Übrigen die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und die Bundesministerin oder 
der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

 4. im Übrigen die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und die Bundesministerin oder 
der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

 5. Mit der Vollziehung des § 10b ist der Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft, mit der Vollziehung des § 10d sowie § 10e 
Abs. 3 ist der Bundesminister für Finanzen und mit der Vollziehung des 
§ 10c und § 10e Abs. 1 und 2 ist der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz, mit der Vollziehung des § 10f und § 10g sind 
der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, der 
Bundesminister für Finanzen und der Bundesminister für Arbeit, Soziales 

 5. Mit der Vollziehung des § 10b ist der Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft, mit der Vollziehung des § 10d sowie § 10e 
Abs. 3 ist der Bundesminister für Finanzen und mit der Vollziehung des 
§ 10c und § 10e Abs. 1 und 2 ist der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz, mit der Vollziehung des § 10f und § 10g sind 
der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, der 
Bundesminister für Finanzen und der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
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und Konsumentenschutz betraut. und Konsumentenschutz betraut. 

Artikel 3 
Änderung des Forschungs- und Technologieförderungsgesetzes 

 Inhaltsverzeichnis 
  § Überschrift 

 
ABSCHNITT I 

Allgemeines 
  1 Zielsetzungen 
  2 Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung 
  2a Finanzierung 
  2b Aufgaben des Wissenschaftsfonds 
  2c Auskünfte und Unterstützung 
  2d Aufsicht über den Wissenschaftsfonds 
  3 Strategische Ausrichtung 
  3a Berichtswesen 
  3b Austausch mit anderen Fördereinrichtungen 
  3c Sachverständige 
  3d Vertraulichkeit 
  4 Organe des Wissenschaftsfonds 
  4a Vergütung 
  4b Sorgfaltspflicht 
  4c Nachbesetzung von Organen des Wissenschaftsfonds 
  5 Aufgaben und Rechte der Delegiertenversammlung 
  5a Mitglieder der Delegiertenversammlung 
  6 Aufgabe des Kuratoriums 
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  6a Mitglieder des Kuratoriums 
  7 Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten 
  8 Aufgaben des Präsidiums 
  8a Mitglieder des Präsidiums 
  8b Abberufung von Mitgliedern des Präsidiums 
  8c Geschäftsstelle 
  9 Aufgaben des Aufsichtsrates 
  9a Sitzungen des Aufsichtsrates 
  9b Mitglieder des Aufsichtsrates 
  9c Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrates 

 
ABSCHNITT II 

Förderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung 
und Innovation 

  11 Förderungsprogramme und -vorhaben 
  12 Abwicklung 
  12a Durchführung 
  13 Förderungsarten 
  14 Förderungsnehmer 
  15 Richtlinien 
  16 Förderungsentscheidung 

 
ABSCHNITT III 

Rat für Forschung und Technologieentwicklung 
  17  
  17a  
  17b  
  17c  
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  17d  
  17e  
  17f  
  17g  
  17h  
  26 Abgaben- und Gebührenbefreiung 
  28 Verweisungen auf andere Bundesgesetze 
  29 In- und Außerkrafttreten 
  30 Übergangsbestimmungen für die Wissenschaftsfonds-

Novelle 2015 
  30a Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 

2019 
  31 Vollziehung 

Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung 

§ 2.(1) Zur Förderung der Forschung, die § 2. (1) Zur Förderung der Forschung, die 
 1. dem Erkenntnisgewinn und der Erweiterung sowie Vertiefung 

der wissenschaftlichen Kenntnisse dient und 
 1. projektbasiert, nach höchsten internationalen Standards und 

grundsätzlich themenoffen erfolgt, 
 2. nicht auf Gewinn gerichtet ist,  2. dem Erkenntnisgewinn und der Erweiterung sowie Vertiefung 

der wissenschaftlichen Kenntnisse dient und 
wird ein „Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung“ (in 

weiterer Folge: „Wissenschaftsfonds“) mit Sitz in Wien errichtet. 
 3. nicht auf Gewinn gerichtet ist, 

 wird ein „Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung“ (in 
weiterer Folge: „Wissenschaftsfonds“) mit Sitz in Wien errichtet. 

(2) Der Wissenschaftsfonds hat seine Tätigkeit nach den Grundsätzen der 
Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 34 ff der Bundesabgabenordnung (BAO), 
BGBl. Nr. 194/1961, zu erfüllen. Er ist nicht gewinnorientiert, nach den 
Grundsätzen der Wirkungsorientierung, insbesondere auch unter 
Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und 
Männern, der Transparenz, der Effizienz und der möglichst getreuen Darstellung 
der finanziellen Lage zu führen und zu Objektivität, Unparteilichkeit und 

(2) Der Wissenschaftsfonds hat seine Tätigkeit nach den Grundsätzen der 
Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 34 ff der Bundesabgabenordnung (BAO), 
BGBl. Nr. 194/1961, zu erfüllen. Er ist nicht gewinnorientiert, nach den 
Grundsätzen der Wirkungsorientierung, insbesondere auch unter 
Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und 
Männern, der Transparenz, der Effizienz und der möglichst getreuen Darstellung 
der finanziellen Lage zu führen und zu Objektivität, Unparteilichkeit und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Transparenz verpflichtet. Transparenz verpflichtet. 
(3) Der Wissenschaftsfonds besitzt eigene Rechtspersönlichkeit; er ist zur 
Führung des Bundeswappens berechtigt. 

(3) Der Wissenschaftsfonds besitzt eigene Rechtspersönlichkeit; er ist zur 
Führung des Bundeswappens berechtigt. 

Finanzierung Finanzierung 

§ 2a. Zur Durchführung seiner Aufgaben verfügt der Wissenschaftsfonds 
über 

§ 2a. Zur Erfüllung seiner Aufgaben verfügt der Wissenschaftsfonds über 

 1. Zuwendungen, die ihm der Bund zur Durchführung von 
Maßnahmen zur Erfüllung des Arbeitsprogramms (§ 3) nach Maßgabe der im 
jeweiligen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen Mittel leistet, 

 1. Mittel, die ihm der Bund aufgrund einer 
Finanzierungsvereinbarung nach den Bestimmungen des 
Forschungsrahmengesetzes (FRG), BGBl. I Nr. xx/2019, bereitstellt, 

 2. Zuwendungen, die ihm der Bund zur Deckung der 
administrativen Aufwendungen, die ihm in Erfüllung des Arbeitsprogramms (§ 3) 
entstehen, nach Maßgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitgestellten 
Mittel leistet, 

 2. sonstige Mittel, die ihm der Bund bereitstellt, 

 3. Entgelte für die Erbringung von Leistungen an Dritte,  3. Entgelte für die Erbringung von Leistungen an Dritte, 
 4. Einnahmen aus Beauftragungsverträgen (§ 2b Z 5),  4. sonstige öffentliche oder private Zuwendungen sowie 
 5. sonstige öffentliche oder private Zuwendungen sowie  5. sonstige Einnahmen. 
 6. sonstige Einnahmen.  

Aufgaben des Wissenschaftsfonds Aufgaben des Wissenschaftsfonds 
§ 2b. Dem Wissenschaftsfonds obliegen nachstehende Aufgaben: § 2b. (1) Dem Wissenschaftsfonds obliegen insbesondere nachstehende 

Aufgaben: 
 1. Förderung von wissenschaftlichen Forschungsvorhaben 
einzelner oder mehrerer natürlicher oder juristischer Personen auf jede 
geeignete Weise, 

 1. Förderung von wissenschaftlichen Forschungsvorhaben 
einzelner oder mehrerer natürlicher oder juristischer Personen auf jede 
geeignete Weise im Wege der Abwicklung oder Durchführung von 
Förderungsprogrammen oder Förderungsmaßnahmen, 

 2. widmungsgemäße Verwaltung der dem Wissenschaftsfonds 
zufließenden Mittel (§ 2a), 

 2. widmungsgemäße Verwaltung der dem Wissenschaftsfonds 
zufließenden Mittel (§ 2a), 

 3. jährliche Erstattung eines Berichtes über die Tätigkeit des 
Fonds im abgelaufenen Kalenderjahr und über die Lage der wissenschaftlichen 
Forschung (§ 2) sowie deren für das jeweils nächste Kalenderjahr zu 
erwartenden Bedarfe einschließlich einer längerfristigen Vorausschau über die 
Bedarfe der wissenschaftlichen Forschung, insbesondere unter Bedachtnahme 
auf deren kulturelle, soziale, wirtschaftliche und ökologische Bedeutung; der 

 3. die Unterstützung und Beratung des Bundes, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bericht ist der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung bis 31. März eines jeden Jahres vorzulegen, 
 4. Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedeutung der 
wissenschaftlichen Forschung und der Entwicklung und Erschließung der Künste 
und ihrer Förderung, insbesondere durch neue Formen partizipativer 
Kommunikation, 

 4. Information und Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die 
Bedeutung der wissenschaftlichen Forschung und der Entwicklung und 
Erschließung der Künste und ihrer Förderung, insbesondere durch neue Formen 
partizipativer Kommunikation („Wissenschaftskommunikation“), 

 5. Abwicklung von Forschungsförderungen und Durchführung von 
Programmen auf vertraglicher Basis im Namen und auf Rechnung des Bundes 
nach Maßgabe von gesondert bereitzustellenden finanziellen Mitteln oder im 
Namen und auf Rechnung Dritter sowie 

 5. Teilnahme an gemeinsamen europäischen und internationalen 
Programmen und Förderungsinstrumenten zugunsten von Forschung gemäß § 2 
Abs. 1, wobei die Entscheidung über die Verwendung von Mitteln gemäß § 2a Z 1 
und 2 unter Berücksichtigung des zuständigen Gremiums des jeweiligen 
europäischen oder internationalen Programms oder Förderungsinstruments 
erfolgt, 

 6. Teilnahme an gemeinsamen europäischen und internationalen 
Programmen und Förderungsinstrumenten im Rahmen seines Wirkungsbereichs 
sowie im Auftrag der jeweils zuständigen Bundesministerin oder des jeweils 
zuständigen Bundesministers. 

 6. Vertretung der österreichischen Interessen gegenüber den 
relevanten europäischen und internationalen Institutionen im Auftrag des Bundes 
sowie 

  7. Evaluierungen der Leistungen und Analyse der 
Systemwirkungen der Programme im Aufgabenbereich. 

 (2) Für die Durchführung von Förderungsprogrammen oder -maßnahmen gemäß 
Abs. 1 Z 1 und 5 mit Mitteln aufgrund einer Finanzierungsvereinbarung gemäß 
§ 2a Z 1 ist vom Wissenschaftsfonds eine Förderungsrichtlinie zu erlassen, die 
insbesondere Bestimmungen 

  1. zum Verfahren für die Festlegung von Förderungsprogrammen, 
  2. zur Festlegung der Mindestinhalte der Förderungsprogramme, 

insbesondere 
  a) zur Konkretisierung der Anforderungen gemäß Z 3 bis 10, 
  b) zur Darstellung von Maßnahmen zur Vermeidung 

unerwünschter Mehrfachförderungen sowie 
  c) zur Definition von Zielen, Indikatoren und zur Durchführung 

von Evaluierungen, 
  3. zum Förderungsgegenstand, 
  4. zur Förderungsart, 
  5. zur Förderungshöhe, 
  6. zu den allgemeinen Förderungsvoraussetzungen und 

Förderungsbedingungen, 
  7. zu den förderbaren Kosten, 
  8. zum Ablauf der Förderungsgewährung, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  9. zur Kontrolle und Auszahlung sowie 
  10. zur Einstellung und Rückforderung von Förderungen 
 zu enthalten haben. 
 (3) Förderungsprogramme oder -maßnahmen gemäß Abs. 1 Z 1 und 5, die nicht 

von der Finanzierungsvereinbarung gemäß § 2a Z 1 umfasst sind, dürfen vom 
Bund nur zur Abwicklung beauftragt werden. Für diese Förderungsprogramme 
oder -maßnahmen sind dem Bundeshaushaltsgesetz 2013 und den auf seiner 
Grundlage erlassenen Verordnungen entsprechende Sonderrichtlinien von der 
jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils zuständigen 
Bundesminister im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen zu erlassen und im Internet zu veröffentlichen. 

 (4) Im Anwendungsbereich von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht dürfen 
sich Förderungsrichtlinien gemäß Abs. 2 und 3 auf Verweisungen auf das 
unmittelbar anwendbare Unionsrecht beschränken. 

Aufsicht über den Wissenschaftsfonds Aufsicht über den Wissenschaftsfonds 
§ 2d. (1) Der Wissenschaftsfonds wird bei seiner Geschäftsführung und Gebarung 
von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung beaufsichtigt. Die Aufsicht umfasst die Sorge für die 
Gesetzmäßigkeit der Führung der Geschäfte und die Aufrechterhaltung des 
ordnungsgemäßen Ganges der Verwaltung sowie die Kontrolle der Gebarung. Die 
Aufsichtsbehörde hat Beschlüsse der Organe des Wissenschaftsfonds, die nicht 
ihrer Genehmigung bedürfen, mit Bescheid aufzuheben, wenn sie bestehenden 
Vorschriften widersprechen. Die Organe des Wissenschaftsfonds sind in einem 
solchen Falle verhalten, den der Rechtsanschauung der Aufsichtsbehörde 
entsprechenden Rechtszustand mit den ihnen rechtlich zu Gebote stehenden 
Mitteln unverzüglich herzustellen. 

§ 2d. (1) Der Wissenschaftsfonds wird bei seiner Geschäftsführung und Gebarung 
von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung beaufsichtigt. Die Aufsicht umfasst die Sorge für die 
Gesetzmäßigkeit der Führung der Geschäfte und die Aufrechterhaltung des 
ordnungsgemäßen Ganges der Verwaltung sowie die Kontrolle der Gebarung. Die 
Aufsichtsbehörde hat Beschlüsse der Organe des Wissenschaftsfonds, die nicht 
ihrer Genehmigung bedürfen, mit Bescheid aufzuheben, wenn sie bestehenden 
Vorschriften widersprechen. Die Organe des Wissenschaftsfonds sind in einem 
solchen Falle verhalten, den der Rechtsanschauung der Aufsichtsbehörde 
entsprechenden Rechtszustand mit den ihnen rechtlich zu Gebote stehenden 
Mitteln unverzüglich herzustellen. Die Aufsichtsbehörde kann außerdem aus 
wichtigen Gründen Mitglieder des Präsidiums gemäß § 8b oder Mitglieder des 
Aufsichtsrats gemäß § 9c abberufen. 

(2) In folgenden Angelegenheiten bedürfen die Beschlüsse der Organe des 
Wissenschaftsfonds der Genehmigung der Aufsichtsbehörde: 

(2) In folgenden Angelegenheiten bedürfen die Beschlüsse der Organe des 
Wissenschaftsfonds der Genehmigung der Aufsichtsbehörde: 

 1. Jahresabschluss und Jahresvoranschlag,  1. Jahresabschluss, 
 2. Abschluss von Rechtsgeschäften, die eine dauernde oder 
mehrjährige Belastung des Fonds zum Gegenstand haben, sofern diese 
Verpflichtungen nicht 

 2. Abschluss von Rechtsgeschäften, die eine dauernde oder 
mehrjährige Belastung des Fonds zum Gegenstand haben, sofern diese 
Verpflichtungen nicht 

 a) aus Rückflüssen von Darlehensgewährungen bedeckbar sind 
oder 

 a) aus Rückflüssen von Darlehensgewährungen bedeckbar sind 
oder 
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 b) aus dem sonstigen Vermögen des Fonds bedeckbar sind oder  b) aus dem sonstigen Vermögen des Fonds bedeckbar sind oder 
 c) im Rahmen der Arbeitsprogramme gemäß § 3 genehmigt 
wurden, sowie 

 c) im Rahmen einer Finanzierungsvereinbarung (§§ 5 ff FRG) 
vereinbart wurden. 

 3. Mehrjahres- und Arbeitsprogramme (§ 3).  
(3) Die Aufsichtsbehörde hat das Recht, an den Sitzungen von 
Delegiertenversammlung und Kuratorium teilzunehmen. Die Protokolle über die 
Sitzungen des Aufsichtsrates, der Delegiertenversammlung und des Kuratoriums 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der 
Aufsichtsbehörde sind auf ihren Wunsch die Unterlagen über die von ihr 
bezeichneten Gegenstände vorzulegen und die von ihr gewünschten Auskünfte zu 
erteilen. Insbesondere hat das Präsidium des Wissenschaftsfonds der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung alle für die Erfüllung der Pflichten der Republik Österreich nach dem 
Beihilfenrecht der EU erforderlichen Berichte, Meldungen und Auskünfte sowie 
die für die Förderungsdokumentation und -information notwendigen Daten (§ 2b 
Z 5 FOG) fristgerecht und vollständig zur Verfügung zu stellen. Sie hat Organen 
oder Beauftragten des Bundes und der EU die Überprüfung der Gebarung mit den 
Förderungsmitteln und deren widmungsgemäße Verwendung zu ermöglichen. 
Der Wissenschaftsfonds hat alle Unterlagen sieben Jahre ab dem Ende des Jahres 
der Auszahlung der gesamten Förderung aufzubewahren. 

(3) Die Aufsichtsbehörde hat das Recht, an den Sitzungen von 
Delegiertenversammlung und Kuratorium teilzunehmen. Die Protokolle über die 
Sitzungen des Aufsichtsrates, der Delegiertenversammlung und des Kuratoriums 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der 
Aufsichtsbehörde sind auf ihren Wunsch die Unterlagen über die von ihr 
bezeichneten Gegenstände vorzulegen und die von ihr gewünschten Auskünfte zu 
erteilen. Insbesondere hat das Präsidium des Wissenschaftsfonds der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung alle für die Erfüllung der Pflichten der Republik Österreich nach dem 
Beihilfenrecht der EU erforderlichen Berichte, Meldungen und Auskünfte sowie 
die für die Förderungsdokumentation und -information notwendigen Daten (§ 2b 
Z 5 FOG) fristgerecht und vollständig zur Verfügung zu stellen. Der 
Wissenschaftsfonds hat Organen oder Beauftragten des Bundes und der EU die 
Überprüfung der Gebarung mit den Förderungsmitteln und deren 
widmungsgemäße Verwendung zu ermöglichen. Der Wissenschaftsfonds hat alle 
Unterlagen sieben Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten 
Förderung aufzubewahren. 

Programme und Unternehmenskonzept Strategische Ausrichtung 
§ 3. (1) Der Wissenschaftsfonds hat unter Bedachtnahme auf die Ziele und 
Prinzipien der gesamtösterreichischen Forschungs- und Technologiepolitik, 
insbesondere der Forschungsstrategien des Bundes, Mehrjahresprogramme für 
die Umsetzung der in § 2b genannten Aufgaben zu erstellen. Die 
Mehrjahresprogramme haben einen Planungshorizont von mindestens drei 
Jahren aufzuweisen und sind jährlich zum Zweck einer rollierenden 
Mehrjahresplanung anzupassen sowie durch jährliche Arbeitsprogramme zu 
operationalisieren. Bei der Ausarbeitung und jährlichen Anpassung der 
Mehrjahresprogramme ist soweit wie möglich eine Abstimmung mit der 
Fördertätigkeit 

§ 3. Der Wissenschaftsfonds hat 

 1. der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft mbH 
(§ 1 des Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft mbH-
Errichtungsgesetzes, BGBl. I Nr. 73/2004) und 

 1. bei der Erfüllung seiner Aufgaben gemäß § 2b Abs. 1 die Ziele 
und Prinzipien der gesamtösterreichischen Forschungs- und Technologiepolitik, 
insbesondere der FTI-Strategie des Bundes, soweit zutreffend, zu wahren; 

 2. anderer vom Bund getragener Fördereinrichtungen  2. bis zum 31. Mai des letzten Jahres der laufenden Leistungs- und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Finanzierungsperiode (§ 5 Abs. 4 FRG) der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung 

anzustreben.  a) ein Dreijahresprogramm, das das gesamte Budget des 
Wissenschaftsfonds zu umfassen hat, zur Kenntnis und 

(2) Die Teilnahme an europäischen und internationalen Programmen und 
Förderungsinstrumenten gemäß § 2b Z 6 ist im jeweiligen jährlichen 
Arbeitsprogramm vorzusehen. Der Wissenschaftsfonds ist ermächtigt, im Rahmen 
des zuständigen Gremiums des jeweiligen europäischen oder internationalen 
Förderungsinstruments Entscheidungen über die Verwendung von Mitteln des 
Wissenschaftsfonds für Vorhaben gemäß § 2b Z 6 zu treffen. 

 b) einen Vorschlag für eine Finanzierungsvereinbarung zur 
Verhandlung vorzulegen; 

(3) Die Programme sind der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Aufsichtsbehörde hat sich bei der Genehmigung der Programme mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie abzustimmen. Die Vorlage der Arbeitsprogramme hat bis zum 
30. September eines jeden Jahres zu erfolgen. Das Mehrjahresprogramm ist der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen und der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Nationalrates zur Information der Abgeordneten zu übermitteln. 

 3. in der laufenden Leistungs- und Finanzierungsperiode (§ 5 
Abs. 4 FRG) 

Rückabwicklung von Förderungen des Wissenschaftsfonds  a) das aktuelle Dreijahresprogramm sowie 

§ 3e. (1) Anlässlich der Gewährung einer Förderung hat sich der 
Wissenschaftsfonds vorzubehalten, dass ein Förderungsbeitrag zu ersetzen ist 
oder ein noch nicht zurückgezahltes Darlehen nach Kündigung vorzeitig fällig 
wird und beide vom Tage der Auszahlung an mit drei Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz zu verzinsen sind, wenn 

 b) die jeweils aktuelle Finanzierungsvereinbarung (§§ 5 ff FRG) 
zu operationalisieren. 

 1. der Wissenschaftsfonds über wesentliche Umstände getäuscht 
oder unvollständig unterrichtet worden ist oder 

 

 2. das Forschungsvorhaben durch ein Verschulden der 
Förderungsempfängerin oder des Förderungsempfängers nicht oder nicht 
rechtzeitig durchgeführt worden ist oder 

 

 3. die Förderung widmungswidrig verwendet wird oder den Erfolg 
des Vorhabens sichernde Auflagen oder Bedingungen aus Verschulden der 
Förderungsempfängerin oder des Förderungsempfängers nicht eingehalten oder 
vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht beigebracht werden. 

 

(2) Die widmungsgemäße Verwendung der Förderungsbeiträge und Darlehen ist 
regelmäßig sowie nach Abschluss des Forschungsvorhabens zu überprüfen. 

 

(3) Forschungsgeräte, die überwiegend aus nicht rückzahlbaren Fondsmitteln 
angeschafft wurden und den Betrag gemäß § 13 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400/1988, überschreiten, sind von der 
Förderungsempfängerin oder vom Förderungsempfänger nach Abschluss ihres 
oder seines Forschungsvorhabens für weitere Forschungsvorhaben zur 
Verfügung zu halten. Solche Geräte dürfen nur mit Zustimmung des 
Wissenschaftsfonds veräußert werden; der hieraus erzielte Erlös ist an den 
Wissenschaftsfonds abzuführen. Der Wissenschaftsfonds hat ein effektives 
Inventarisierungsprogramm einzurichten und zu betreiben. Die nähere 
Ausgestaltung der Förderung von Forschungsgeräten ist in Richtlinien gemäß § 8 
Abs. 1 Z 4 festzulegen. 

Aufgaben und Rechte der Delegiertenversammlung Aufgaben und Rechte der Delegiertenversammlung 
§ 5. (1) Die Aufgaben der Delegiertenversammlung sind § 5. (1) Die Aufgaben der Delegiertenversammlung sind 
 1. die Beschlussfassung über die Geschäftsordnungen für 
Delegiertenversammlung, Kuratorium und Präsidium auf Antrag der Präsidentin 
oder des Präsidenten gemäß § 7 Abs. 1 Z 5, 

 1. die Beschlussfassung über die Geschäftsordnungen für 
Delegiertenversammlung, Kuratorium und Präsidium auf Antrag der Präsidentin 
oder des Präsidenten gemäß § 7 Abs. 1 Z 5, 

 2. die Beschlussfassung über den Bericht gemäß § 2b Z 3 auf 
Antrag der Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 7 Abs. 1 Z 5, 

 

 3. die Erstellung eines Dreiervorschlags für die Funktion der 
Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 8a Abs. 2 Z 2, 

 3. die Erstellung eines Dreiervorschlags für die Funktion der 
Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 8a Abs. 2 Z 2, 

 4. die Zustimmung zur Wiederwahl des Präsidiums gemäß § 8a 
Abs. 4 und 5, 

 4. die Zustimmung zur Wiederwahl des Präsidiums gemäß § 8a 
Abs. 4 und 5, 

 5. die für die Wahl der Referentinnen und Referenten wesentliche 
Festlegung der Bereiche der Forschung sowie der Entwicklung und Erschließung 
der Künste gemäß § 6a Abs. 2 Z 1, 

 5. die für die Wahl der Referentinnen und Referenten wesentliche 
Festlegung der Bereiche der Forschung sowie der Entwicklung und Erschließung 
der Künste gemäß § 6a Abs. 2 Z 1, 

 6. die Wahl der Referentinnen oder Referenten und ihrer 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gemäß § 6a Abs. 2 Z 2, 

 6. die Wahl der Referentinnen oder Referenten und ihrer 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gemäß § 6a Abs. 2 Z 2, 

 7. die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 9b Abs. 1 
Z 1 sowie 

 7. die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates gemäß § 9b Abs. 1 
Z 1 sowie 

 8. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden und einer 
Stellvertreterin oder eines Stellvertreters gemäß § 5a Abs. 5. 

 8. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden und einer 
Stellvertreterin oder eines Stellvertreters gemäß § 5a Abs. 5. 

(2) Die Delegiertenversammlung sowie ihre Mitglieder haben das Recht, in den 
Fällen des § 7 Abs. 1 Z 7 innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen, sofern nicht 
die Präsidentin oder der Präsident eine längere Frist bestimmt, zur geplanten 
Vorlage von Arbeits- und Mehrjahresprogrammen sowie Richtlinien (§ 8 Abs. 1 
Z 4) Stellung zu nehmen. 

(2) Die Delegiertenversammlung sowie ihre Mitglieder haben das Recht, in den 
Fällen des § 7 Abs. 1 Z 7 innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen, sofern nicht 
die Präsidentin oder der Präsident eine längere Frist bestimmt, zur geplanten 
Vorlage eines Vorschlags für das Dreijahresprogramm sowie die 
Finanzierungsvereinbarung (§ 3 Z 3) Stellung zu nehmen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufgabe des Kuratoriums Aufgabe des Kuratoriums 

§ 6. Die Aufgabe des Kuratoriums ist die Entscheidung über die Förderung 
von Forschungsvorhaben. 

§ 6. (1) Die Aufgabe des Kuratoriums ist die Entscheidung über die 
Förderung von Forschungsvorhaben. 

 (2) Das Kuratorium kann Entscheidungen gemäß Abs. 1 an das Präsidium 
delegieren, wenn die Fördersumme den vom Aufsichtsrat gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 
lit. i festgesetzten Betrag nicht übersteigt. 

Mitglieder des Kuratoriums Mitglieder des Kuratoriums 
§ 6a. (1) Dem Kuratorium gehören an § 6a. (1) Dem Kuratorium gehören an 
 1. als stimmberechtigte Mitglieder:  1. als stimmberechtigte Mitglieder: 
 a) die Mitglieder des Präsidiums (§ 8a) mit Ausnahme der 
kaufmännischen Vizepräsidentin oder des kaufmännischen Vizepräsidenten, 

 a) die Mitglieder des Präsidiums (§ 8a) mit Ausnahme der 
kaufmännischen Vizepräsidentin oder des kaufmännischen Vizepräsidenten, 

 b) die Referentinnen und Referenten sowie  b) die Referentinnen und Referenten sowie 
 2. als nicht stimmberechtigtes Mitglied die kaufmännische 
Vizepräsidentin oder der kaufmännische Vizepräsident. 

 2. als nicht stimmberechtigtes Mitglied die kaufmännische 
Vizepräsidentin oder der kaufmännische Vizepräsident. 

(2) Die Referentinnen und Referenten sind wie folgt zu wählen: (2) Die Referentinnen und Referenten sind wie folgt zu wählen: 
 1. Die Funktion der Referentinnen und Referenten ist vom 
Präsidium, nach Festlegung der Bereiche der Forschung sowie der Entwicklung 
und Erschließung der Künste durch die Delegiertenversammlung gemäß § 5 
Abs. 1 Z 5, öffentlich auszuschreiben. 

 1. Die Funktion der Referentinnen und Referenten ist vom 
Präsidium, nach Festlegung der Bereiche der Forschung sowie der Entwicklung 
und Erschließung der Künste durch die Delegiertenversammlung gemäß § 5 
Abs. 1 Z 5, öffentlich auszuschreiben. 

 2. Die Delegiertenversammlung hat auf Vorschlag des Präsidiums 
(§ 8 Abs. 1 Z 2 lit. c) aus den gemäß Z 1 eingelangten Bewerbungen die 
erforderliche Zahl an Referentinnen und Referenten sowie deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertretern zu wählen. 

 2. Die Delegiertenversammlung hat auf Vorschlag des Präsidiums 
(§ 8 Abs. 1 Z 2 lit. c) aus den gemäß Z 1 eingelangten Bewerbungen die 
erforderliche Zahl an Referentinnen und Referenten sowie deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertretern zu wählen. 

(3) Die Referentinnen und Referenten sind für jeweils drei Jahre zu wählen. Für 
jedes dieser Mitglieder des Kuratoriums ist eine Stellvertreterin oder ein 
Stellvertreter gleichfalls für drei Jahre zu bestimmen. Jedes ordentliche oder 
stellvertretende Mitglied kann seine Funktion nur durch drei aufeinanderfolgende 
Funktionsperioden ausüben; die Wiederwahl für eine spätere Funktionsperiode ist 
zulässig. 

(3) Die Referentinnen und Referenten sind für jeweils drei Jahre zu wählen. Für 
jedes dieser Mitglieder des Kuratoriums ist mindestens eine Stellvertreterin oder 
ein Stellvertreter gleichfalls für drei Jahre zu bestimmen. Jedes ordentliche oder 
stellvertretende Mitglied kann seine Funktion nur durch drei aufeinanderfolgende 
Funktionsperioden ausüben; die Wiederwahl für eine spätere Funktionsperiode ist 
zulässig. 

(4) Bei der Wahl von Referentinnen und Referenten ist darauf Bedacht zu 
nehmen, dass die Zahl von insgesamt 30 möglichst nicht überschritten wird. 
Überschreitungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn dies erforderlich ist, um 
eine sorgfältige Entscheidung über die Förderung von Forschungsvorhaben in den 
festgelegten Wissenschaftsdisziplinen zu gewährleisten. 

(4) Bei der Wahl von Referentinnen und Referenten ist darauf Bedacht zu 
nehmen, dass die Zahl von insgesamt 30 möglichst nicht überschritten wird. 
Überschreitungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn dies erforderlich ist, um 
eine sorgfältige Entscheidung über die Förderung von Forschungsvorhaben in den 
festgelegten Wissenschaftsdisziplinen zu gewährleisten. 

(5) Die Referentinnen und Referenten dürfen keinem anderen Organ des (5) Die Referentinnen und Referenten dürfen keinem anderen Organ des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wissenschaftsfonds angehören. Wissenschaftsfonds angehören. 
(6) Die Präsidentin oder der Präsident (6) Die Präsidentin oder der Präsident 
 1. lädt zu den Sitzungen des Kuratoriums auf Grund 
entsprechender Beschlüsse des Präsidiums und 

 1. lädt zu den Sitzungen des Kuratoriums auf Grund 
entsprechender Beschlüsse des Präsidiums und 

 2. führt den Vorsitz im Kuratorium.  2. führt den Vorsitz im Kuratorium. 
Im Falle ihrer oder seiner Verhinderung wird sie oder er von einer 
wissenschaftlichen Vizepräsidentin oder einem wissenschaftlichen 
Vizepräsidenten vertreten. 

Im Falle ihrer oder seiner Verhinderung wird sie oder er von einer 
wissenschaftlichen Vizepräsidentin oder einem wissenschaftlichen 
Vizepräsidenten vertreten. 

Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten 
§ 7. (1) Die Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten sind § 7. (1) Die Aufgaben der Präsidentin oder des Präsidenten sind 
 1. die Vertretung des Wissenschaftsfonds,  1. die Vertretung des Wissenschaftsfonds, 
 2. der Abschluss von Arbeitsverträgen für den 
Wissenschaftsfonds, 

 2. der Abschluss von Arbeitsverträgen für den 
Wissenschaftsfonds, 

 3. der Bericht an den Aufsichtsrat, wenn die kaufmännische 
Vizepräsidentin oder der kaufmännische Vizepräsident in kaufmännischen 
Angelegenheiten überstimmt wird (§ 8 Abs. 4), 

 3. der Bericht an den Aufsichtsrat, wenn die kaufmännische 
Vizepräsidentin oder der kaufmännische Vizepräsident in kaufmännischen 
Angelegenheiten überstimmt wird (§ 8 Abs. 4), 

 4. die Einberufung des Kuratoriums gemäß § 6a Abs. 6,  4. die Einberufung des Kuratoriums gemäß § 6a Abs. 6, 
 5. die Antragstellung an die Delegiertenversammlung in den 
Angelegenheiten des § 5 Abs. 1 Z 1 und 2, 

 5. die Antragstellung an die Delegiertenversammlung in den 
Angelegenheiten des § 5 Abs. 1 Z 1 und 2, 

6. die Durchführung der Beschlüsse der Delegiertenversammlung, des 
Kuratoriums und des Aufsichtsrates, 

 6. die Umsetzung der Beschlüsse der Delegiertenversammlung, 
des Kuratoriums und des Aufsichtsrates, 

 7. die Information der Delegiertenversammlung über die geplante 
Vorlage von Arbeits- und Mehrjahresprogrammen sowie Richtlinien gemäß § 8 
Abs. 1 Z 4, wobei der Delegiertenversammlung ebenso wie deren einzelnen 
Mitgliedern eine vierzehntägige Frist zur Stellungnahme hiezu zukommt, sofern 
von der Präsidentin bzw. dem Präsidenten nicht eine längere Frist bestimmt wird, 

 7. die Information der Mitglieder der Delegiertenversammlung 
über die geplante Vorlage von Entwürfen gemäß § 3 Z 3, 

 7a. gegebenenfalls die Festsetzung einer 14 Tage übersteigenden Frist für 
Rückmeldungen gemäß § 5 Abs. 2, 

 8. die Vorsitzführung  8. die Vorsitzführung 
 a) im Kuratorium (§ 6a Abs. 6) und  a) im Kuratorium (§ 6a Abs. 6) und 
 b) im Präsidium (§ 8 Abs. 2) sowie  b) im Präsidium (§ 8 Abs. 2) sowie 
 9. die Leitung der Geschäftsstelle (§ 8c).  9. die Leitung der Geschäftsstelle (§ 8c). 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident darf sich in einzelnen oder allen 
Angelegenheiten von einem Mitglied des Präsidiums vertreten lassen. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident darf sich in einzelnen oder allen 
Angelegenheiten von einem Mitglied des Präsidiums vertreten lassen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufgaben des Präsidiums Aufgaben des Präsidiums 

§ 8. (1) Die Aufgaben des Präsidiums sind § 8. (1) Die Aufgaben des Präsidiums sind 
 1. die Ausschreibung der Funktion der Referentinnen und 
Referenten gemäß § 6a Abs. 2 Z 1, 

 1. die Ausschreibung der Funktion der Referentinnen und 
Referenten gemäß § 6a Abs. 2 Z 1, 

 2. die Erstellung von Vorschlägen für  2. die Erstellung von Vorschlägen für 
 a) den Bericht gemäß § 2b Z 3,  a) das Dreijahresprogramm und die Finanzierungsvereinbarung 

gemäß § 3 Z 2, 
 b) die Mehrjahres- und Arbeitsprogramme gemäß § 3 und  b) die Wahl der Referentinnen und Referenten gemäß § 6a Abs. 2 

Z 2, 
 c) die Wahl der Referentinnen und Referenten gemäß § 6a Abs. 2 
Z 2, 

 c) den Jahresabschluss sowie 

   d) Geschäftsordnungen für Delegiertenversammlung, 
Kuratorium und Präsidium, 

 3. die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten, die nicht 
ausdrücklich einem anderen Organ des Wissenschaftsfonds vorbehalten sind, 

 3. die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten, die nicht 
ausdrücklich einem anderen Organ des Wissenschaftsfonds vorbehalten sind, 

4. die Beschlussfassung über Richtlinien für Förderungsprogramme des 
Wissenschaftsfonds sowie 

 4. die Beschlussfassung über die Richtlinie gemäß § 2b Abs. 2, 

 5. regelmäßige Berichte an die Bundesministerin oder den 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

 5. regelmäßige Berichte an die Bundesministerin oder den 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 

  6. der Abschluss von Finanzierungsvereinbarungen (§§ 5 ff FRG) 
sowie 

  7. die Operationalisierung von Dreijahresprogrammen und 
Finanzierungsvereinbarungen (§§ 5 ff FRG). 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung nicht anderes 
bestimmt ist, handelt das Präsidium als Kollegialorgan unter dem Vorsitz der 
Präsidentin oder des Präsidenten. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung nicht anderes 
bestimmt ist, handelt das Präsidium als Kollegialorgan unter dem Vorsitz der 
Präsidentin oder des Präsidenten. 

(3) Der kaufmännischen Vizepräsidentin oder dem kaufmännischen 
Vizepräsidenten sind die kaufmännischen und administrativen Aufgaben zu 
übertragen und zumindest folgende Aufgaben vorzubehalten: 

(3) Der kaufmännischen Vizepräsidentin oder dem kaufmännischen 
Vizepräsidenten sind die kaufmännischen und administrativen Aufgaben zu 
übertragen und zumindest folgende Aufgaben vorzubehalten: 

 1. die elektronisch signierte Veröffentlichung der Richtlinien 
gemäß Abs. 1 Z 4 auf den Webseiten der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie des 
Wissenschaftsfonds zu veranlassen, 

 1. die elektronisch signierte Veröffentlichung der Richtlinie gemäß 
§ 2b Abs. 2 auf der Website des Wissenschaftsfonds zu veranlassen, 

 2. die Einrichtung eines Beteiligungs- und Finanzcontrollings im 
Sinne der gemäß § 67 Abs. 2 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. I 
Nr. 139/2009, erlassenen Verordnung, 

 

165/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

23 von 80

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  24 von 80 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 3. die zumindest vierteljährliche Information des Aufsichtsrates 
über 

 3. die zumindest vierteljährliche Information des Aufsichtsrates 
über 

 a) alle relevanten Fragen der Planung, der Risikolage und des 
Risikomanagements, 

 a) alle relevanten Fragen der Planung, der Risikolage und des 
Risikomanagements, 

 b) die Überwachung der Einhaltung der für den 
Wissenschaftsfonds geltenden Regelungen, 

 b) die Überwachung der Einhaltung der für den 
Wissenschaftsfonds geltenden Regelungen, 

 c) für den Wissenschaftsfonds bedeutende Veränderungen des 
wirtschaftlichen Umfelds sowie 

 c) für den Wissenschaftsfonds bedeutende Veränderungen des 
wirtschaftlichen Umfelds sowie 

 d) alle Abweichungen von den aufgestellten Plänen und Zielen 
unter Angabe von Gründen, 

 d) alle Abweichungen von den aufgestellten Plänen und Zielen 
unter Angabe von Gründen, 

 4. die Erstellung und Vorlage des Corporate-Governance-Berichts 
gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 lit. c gemeinsam mit dem Jahresabschluss an den 
Aufsichtsrat sowie 

 4. die Erstellung und Vorlage des Corporate-Governance-Berichts 
gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 lit. c gemeinsam mit dem Jahresabschluss an den 
Aufsichtsrat sowie 

 5. die Veröffentlichung der gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 lit. a bis d 
sowie g beschlossenen Dokumente im Internet, wobei im Rahmen des Corporate-
Governance-Berichtes personenbezogene Daten betreffend die Vergütung von 
Mitgliedern des Präsidiums und des Aufsichtsrates nur nach Einwilligung der 
betroffenen Person (Art. 4 Nr. 11 DSGVO) veröffentlicht werden dürfen, die 
folgenden personenbezogenen Daten hingegen jedenfalls zu veröffentlichen sind: 

 5. die Veröffentlichung der gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 lit. a bis d 
sowie g beschlossenen Dokumente im Internet, wobei im Rahmen des Corporate-
Governance-Berichtes personenbezogene Daten betreffend die Vergütung von 
Mitgliedern des Präsidiums und des Aufsichtsrates nur nach Einwilligung der 
betroffenen Person (Art. 4 Nr. 11 DSGVO) veröffentlicht werden dürfen, die 
folgenden personenbezogenen Daten hingegen jedenfalls zu veröffentlichen sind: 

 a) Name und Geburtsjahr der Mitglieder des Präsidiums,  a) Name und Geburtsjahr der Mitglieder des Präsidiums, 
 b) Beginn der ersten und Ende der laufenden Funktionsperiode für 
alle Mitglieder des Präsidiums, 

 b) Beginn der ersten und Ende der laufenden Funktionsperiode für 
alle Mitglieder des Präsidiums, 

 c) Kompetenzverteilung zwischen den Mitgliedern des Präsidiums 
sowie 

 c) Kompetenzverteilung zwischen den Mitgliedern des Präsidiums 
sowie 

 d) Mitgliedschaft der einzelnen Mitglieder des Präsidiums in 
Überwachungsorganen anderer Unternehmen. 

 d) Mitgliedschaft der einzelnen Mitglieder des Präsidiums in 
Überwachungsorganen anderer Unternehmen. 

(4) Abgesehen von kaufmännischen Aufgaben, die der kaufmännischen 
Vizepräsidentin oder dem kaufmännischen Vizepräsidenten zur 
eigenverantwortlichen Besorgung im Sinne des Abs. 3 übertragen sind, ist 
sicherzustellen, dass die Beschlussfassung in den übrigen kaufmännischen 
Angelegenheiten durch mindestens zwei Mitglieder des Präsidiums erfolgt, wobei 
ein Mitglied die kaufmännische Vizepräsidentin oder der kaufmännische 
Vizepräsident sein muss. Wird in diesen Fällen die kaufmännische 
Vizepräsidentin oder der kaufmännische Vizepräsident überstimmt, so hat die 
Präsidentin oder der Präsident darüber binnen vier Wochen an den Aufsichtsrat 
schriftlich zu berichten. 

(4) Abgesehen von kaufmännischen Aufgaben, die der kaufmännischen 
Vizepräsidentin oder dem kaufmännischen Vizepräsidenten zur 
eigenverantwortlichen Besorgung im Sinne des Abs. 3 übertragen sind, ist 
sicherzustellen, dass die Beschlussfassung in den übrigen kaufmännischen 
Angelegenheiten durch mindestens zwei Mitglieder des Präsidiums erfolgt, wobei 
ein Mitglied die kaufmännische Vizepräsidentin oder der kaufmännische 
Vizepräsident sein muss. Wird in diesen Fällen die kaufmännische 
Vizepräsidentin oder der kaufmännische Vizepräsident überstimmt, so hat die 
Präsidentin oder der Präsident darüber binnen vier Wochen an den Aufsichtsrat 
schriftlich zu berichten. 

(5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Präsidentin oder des Präsidenten (5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Präsidentin oder des Präsidenten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
den Ausschlag. den Ausschlag. 
(6) Die Mitglieder des Präsidiums sind verpflichtet, die ihnen anvertrauten 
Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers zu besorgen. 

(6) Die Mitglieder des Präsidiums sind verpflichtet, die ihnen anvertrauten 
Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers zu besorgen. 

Aufgaben des Aufsichtsrates Aufgaben des Aufsichtsrates 
§ 9. (1) Die Aufgaben des Aufsichtsrates sind § 9. (1) Die Aufgaben des Aufsichtsrates sind 
 1. die Überwachung  1. die Überwachung 
 a) der Einhaltung der Grundsätze der Rechtmäßigkeit sowie der 
Wirkungsorientierung, insbesondere auch unter Berücksichtigung des Ziels der 
tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern, der Transparenz, der 
Effizienz und der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage bei den 
Entscheidungen des Präsidiums, 

 a) der Einhaltung der Grundsätze der Rechtmäßigkeit sowie der 
Wirkungsorientierung, insbesondere auch unter Berücksichtigung des Ziels der 
tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern, der Transparenz, der 
Effizienz und der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage bei den 
Entscheidungen des Präsidiums, 

 b) der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes,  b) der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, 
 c) der Geschäftsentwicklung des Wissenschaftsfonds,  c) der Geschäftsentwicklung des Wissenschaftsfonds, 
 d) des Risikomanagements des Wissenschaftsfonds,  d) des Risikomanagements des Wissenschaftsfonds, 
 e) der Umsetzung der Beschlüsse des Aufsichtsrates sowie  e) der Umsetzung der Beschlüsse des Aufsichtsrates sowie 
 f) der Einhaltung der Berichtspflichten an den Aufsichtsrat,  f) der Einhaltung der Berichtspflichten an den Aufsichtsrat, 
2. die Beschlussfassung über  2. die Beschlussfassung über 
 a) den Jahresabschluss,  a) den Jahresabschluss, 
 b) den Jahresvoranschlag,  b) den Entwurf des Dreijahresprogramms und der 

Finanzierungsvereinbarung, 
 c) den Corporate-Governance-Bericht,  c) den Corporate-Governance-Bericht, 
 d) die Mehrjahresprogramme und jährlichen Arbeitsprogramme 
nach § 3 sowie deren Änderungen, 

 d) eine angemessene Aufwandsentschädigung für die 
wissenschaftlichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten sowie die 
Referentinnen und Referenten des Kuratoriums, 

 e) eine angemessene Aufwandsentschädigung für die 
wissenschaftlichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten sowie die 
Referentinnen und Referenten des Kuratoriums, 

 e) die schuldrechtlichen Regelungen für die Präsidentin oder den 
Präsidenten sowie die kaufmännische Vizepräsidentin oder den kaufmännischen 
Vizepräsidenten, 

 f) die schuldrechtlichen Regelungen für die Präsidentin oder den 
Präsidenten sowie die kaufmännische Vizepräsidentin oder den kaufmännische 
Vizepräsidenten, 

 f) die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates, 

 g) die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates,  g) die Vergütung der notwendigen Auslagen und Reisekosten, 
 h) die Vergütung der notwendigen Auslagen und Reisekosten 
sowie 

 h) die Festlegung von Risikomanagement- und 
Veranlagungsrichtlinien sowie 

 i) die Festlegung von Risikomanagement- und 
Veranlagungsrichtlinien, 

 i) die Festlegung der Wertgrenze gemäß § 6 Abs. 2, 

 3. die Zustimmung  3. die Zustimmung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 a) zum Erwerb und der Veräußerung von Beteiligungen (§ 228 des 
Unternehmensgesetzbuches [UGB], dRGBl. S 219/1897) sowie dem Erwerb, der 
Veräußerung und der Stilllegung von Unternehmen und Betrieben, 

 a) zum Erwerb und der Veräußerung von Beteiligungen (§ 228 des 
Unternehmensgesetzbuches [UGB], dRGBl. S 219/1897) sowie dem Erwerb, der 
Veräußerung und der Stilllegung von Unternehmen und Betrieben, 

 b) zum Erwerb, der Veräußerung und der Belastung von 
Liegenschaften, soweit dies nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehört, 

 b) zum Erwerb, der Veräußerung und der Belastung von 
Liegenschaften, soweit dies nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehört, 

 c) zu Investitionen, die in der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates 
bestimmte Anschaffungskosten im Einzelnen und insgesamt in einem 
Geschäftsjahr übersteigen, 

 c) zu Investitionen, die in der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates 
bestimmte Anschaffungskosten im Einzelnen und insgesamt in einem 
Geschäftsjahr übersteigen, 

 d) zur Aufnahme von Anleihen, Darlehen und Krediten, die einen 
in der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates bestimmten Betrag im Einzelnen und 
insgesamt in einem Geschäftsjahr übersteigen, 

 d) zur Aufnahme von Anleihen, Darlehen und Krediten, die einen 
in der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates bestimmten Betrag im Einzelnen und 
insgesamt in einem Geschäftsjahr übersteigen, 

 e) zur Gewährung von Darlehen und Krediten, soweit sie nicht 
zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehört, 

 e) zur Gewährung von Darlehen und Krediten, soweit sie nicht 
zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehört, 

 f) zur Aufnahme und Aufgabe von Geschäftszweigen,  f) zur Aufnahme und Aufgabe von Geschäftszweigen, 
 g) zur Festlegung allgemeiner Grundsätze der Geschäftspolitik,  g) zur Festlegung allgemeiner Grundsätze der Geschäftspolitik, 
 h) zum Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern des 
Aufsichtsrats, durch die sich diese außerhalb ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat 
gegenüber dem Wissenschaftsfonds oder einem allfälligen Tochterunternehmen 
(§ 228 Abs. 3 UGB) zu einer Leistung gegen ein nicht bloß geringfügiges Entgelt 
verpflichten. Dies gilt auch für Verträge mit Unternehmen, an denen ein 
Aufsichtsratsmitglied ein erhebliches wirtschaftliches Interesse hat, 

 h) zum Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern des 
Aufsichtsrats, durch die sich diese außerhalb ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat 
gegenüber dem Wissenschaftsfonds oder einem allfälligen Tochterunternehmen 
(§ 228 Abs. 3 UGB) zu einer Leistung gegen ein nicht bloß geringfügiges Entgelt 
verpflichten. Dies gilt auch für Verträge mit Unternehmen, an denen ein 
Aufsichtsratsmitglied ein erhebliches wirtschaftliches Interesse hat, 

i) zur Geschäftsordnung der anderen Organe sowie  i) zur Geschäftsordnung der anderen Organe, 
 j) zur Wiederwahl des Präsidiums gemäß § 8a Abs. 4 und 5,  j) zur Wiederwahl des Präsidiums gemäß § 8a Abs. 4 und 5, 
  k) zur Bestellung der Leiterin oder des Leiters der internen 

Revision sowie 
  l) zur mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 

Bildung, Wissenschaft und Forschung abzuschließenden 
Finanzierungsvereinbarung, 

 4. die Ausschreibung der Funktionen der Präsidentin oder des 
Präsidenten und der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten, 

 4. die Ausschreibung der Funktionen der Präsidentin oder des 
Präsidenten und der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten, 

 5. die Wahl  5. die Wahl 
 a) des Präsidiums aus den Wahlvorschlägen gemäß § 8a Abs. 2 
Z 4 und 

 a) des Präsidiums aus den Wahlvorschlägen gemäß § 8a Abs. 2 
Z 4 und 

 b) des weiteren Aufsichtsratsmitgliedes gemäß § 9b Abs. 1 Z 4,  b) des weiteren Aufsichtsratsmitgliedes gemäß § 9b Abs. 1 Z 4, 
 6. die Bestellung  6. die Bestellung 
 a) der kaufmännischen Vizepräsidentin oder des kaufmännischen 
Vizepräsidenten, nach Anhörung der Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 8a 

 a) der kaufmännischen Vizepräsidentin oder des kaufmännischen 
Vizepräsidenten, nach Anhörung der Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 8a 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 2 Z 5 und Abs. 2 Z 5 und 
 b) einer Rechnungsprüferin oder eines Rechnungsprüfers,  b) einer Rechnungsprüferin oder eines Rechnungsprüfers, 
 7. die Abberufung von Mitgliedern des Präsidiums oder des 
gesamten Präsidiums gemäß § 8b, 

 7. die Abberufung von Mitgliedern des Präsidiums oder des 
gesamten Präsidiums gemäß § 8b, 

 8. die Vertretung des Wissenschaftsfonds bei der Vornahme von 
Rechtsgeschäften mit dem Präsidium oder Mitgliedern des Präsidiums sowie 

 8. die Vertretung des Wissenschaftsfonds bei der Vornahme von 
Rechtsgeschäften mit dem Präsidium oder Mitgliedern des Präsidiums sowie 

 9. die Information der Bundesministerin oder des Bundesministers 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung über Interessenkonflikte von 
Aufsichtsratsmitgliedern und deren Behandlung. 

 9. die Information der Bundesministerin oder des Bundesministers 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung über Interessenkonflikte von 
Aufsichtsratsmitgliedern und deren Behandlung. 

(2) Der Aufsichtsrat darf durch seine Tätigkeit nicht in wissenschaftliche 
Wertungen des Kuratoriums eingreifen. 

(2) Der Aufsichtsrat darf durch seine Tätigkeit nicht in wissenschaftliche 
Wertungen des Kuratoriums eingreifen. 

(3) Mitglieder des Aufsichtsrates sowie des Präsidiums dürfen unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen, dass die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung hat binnen 
zwei Wochen nach der Einberufung stattzufinden. 

(3) Mitglieder des Aufsichtsrates sowie des Präsidiums dürfen unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen, dass die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung hat binnen 
zwei Wochen nach der Einberufung stattzufinden. 

(4) Wird einem von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder von der 
kaufmännischen Vizepräsidentin oder dem kaufmännischen Vizepräsidenten 
geäußerten Verlangen nicht entsprochen, so dürfen die Antragstellerinnen oder 
Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
einberufen. 

(4) Wird einem von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder von der 
kaufmännischen Vizepräsidentin oder dem kaufmännischen Vizepräsidenten 
geäußerten Verlangen nicht entsprochen, so dürfen die Antragstellerinnen oder 
Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
einberufen. 

(5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

(5) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

ABSCHNITT II ABSCHNITT II 

Förderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung und 
Innovation 

Förderung von angewandter Forschung, technologischer Entwicklung und 
Innovation 

Abwicklung Abwicklung 
§ 12. (1) Die zuständigen Bundesministerinnen oder Bundesminister können zur 
Abwicklung der Förderungen gemäß § 11 die Österreichische 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH, die Austria Wirtschafts Service GmbH, 
den Wissenschaftsfonds oder andere geeignete Förderungseinrichtungen 
heranziehen. Mit den Abwicklungsstellen ist jeweils ein Rahmenvertrag 
abzuschließen. 

§ 12. (1) Die zuständigen Bundesministerinnen oder Bundesminister können zur 
Abwicklung der Förderungen gemäß § 11 die Österreichische 
Forschungsförderungsgesellschaft mbH, die Austria Wirtschafts Service GmbH, 
den Wissenschaftsfonds oder andere geeignete Förderungseinrichtungen 
heranziehen. Mit den Abwicklungsstellen ist jeweils ein Rahmenvertrag 
abzuschließen. 

(2) Der Rahmenvertrag hat zumindest folgende Regelungen zu enthalten: (2) Der Rahmenvertrag hat zumindest folgende Regelungen zu enthalten: 
 1. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr übertragenen 
Aufgaben nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und basierend auf den 

 1. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr übertragenen 
Aufgaben nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und basierend auf den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Richtlinien gemäß § 15 im Namen und für Rechnung des Bundes zu besorgen. Richtlinien gemäß § 15 im Namen und für Rechnung des Bundes zu besorgen. 
 2. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr zur Verfügung 
gestellten Förderungsmittel gesondert von ihrem übrigen Vermögen zu verwalten. 

 2. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr zur Verfügung 
gestellten Förderungsmittel gesondert von ihrem übrigen Vermögen zu verwalten. 

 3. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr durch Vertrag 
obliegenden Aufgaben mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes sparsam, 
wirtschaftlich und zweckmäßig zu führen. 

 3. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle, die ihr durch Vertrag 
obliegenden Aufgaben mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes sparsam, 
wirtschaftlich und zweckmäßig zu führen. 

 4. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle über die Verwendung 
der zur Verfügung gestellten Mittel mindestens einmal jährlich eine Abrechnung 
zu legen sowie einen Bericht zu erstatten. 

 4. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle über die Verwendung 
der zur Verfügung gestellten Mittel mindestens einmal jährlich eine Abrechnung 
zu legen sowie einen Bericht zu erstatten. 

 5. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle Rückflüsse auf Grund 
der Rückerstattung von Förderungsmitteln sowie der Begleichung allfälliger 
Nebenansprüche (Stundungs- und Verzugszinsen und dergleichen) dem Bund 
gutzuschreiben. 

 5. Die Verpflichtung der Abwicklungsstelle Rückflüsse auf Grund 
der Rückerstattung von Förderungsmitteln sowie der Begleichung allfälliger 
Nebenansprüche (Stundungs- und Verzugszinsen und dergleichen) dem Bund 
gutzuschreiben. 

 6. Detailregelungen, insbesondere zu folgenden Punkten: 
Aufgaben, Auskunfts-, Berichts- und Aufbewahrungspflichten, Evaluierung, 
Beratungsleistungen, allfällige Voraussetzungen für eine Ermächtigung zu 
Förderungsentscheidungen. 

 6. Detailregelungen, insbesondere zu folgenden Punkten: 
Aufgaben, Auskunfts-, Berichts- und Aufbewahrungspflichten, Evaluierung, 
Beratungsleistungen, allfällige Voraussetzungen für eine Ermächtigung zu 
Förderungsentscheidungen. 

 7. Das Entgelt für die Abwicklungstätigkeit.  7. Das Entgelt für die Abwicklungstätigkeit. 
 8. Die Vertragsauflösungsgründe.  8. Die Vertragsauflösungsgründe. 
 9. Den Gerichtsstand.  9. Den Gerichtsstand. 
(3) Dem Bund bleibt die jederzeitige Überprüfung der Gebarung mit diesen 
Mitteln vorbehalten. 

(3) Dem Bund bleibt die jederzeitige Überprüfung der Gebarung mit diesen 
Mitteln vorbehalten. 

 Durchführung 
 § 12a. Die zuständige Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister darf 

abweichend von § 12 die Durchführung von Förderungen im eigenen Namen und 
auf eigene Rechnung gemäß § 11 auf die zentralen 
Forschungsförderungseinrichtungen gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 und 6 FRG 
übertragen. 

Förderungsarten Förderungsarten 
§ 13. (1) Die Förderung kann gewährt werden durch insbesondere: § 13. (1) Die Förderung kann gewährt werden durch insbesondere: 
 1. zins- oder amortisationsbegünstigte Gelddarlehen;  1. zins- oder amortisationsbegünstigte Gelddarlehen; 
 2. Annuitäten-, Zinsen- und Kreditzuschüsse;  2. Annuitäten-, Zinsen- und Kreditzuschüsse; 
 3. sonstige Geldzuwendungen.  3. sonstige Geldzuwendungen. 
(2) Darüber hinaus kann die Abwicklungsstelle Beratungsleistungen erbringen. (2) Darüber hinaus dürfen Abwicklungsstellen oder die gemäß § 12a 

herangezogenen zentralen Forschungsförderungseinrichtungen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beratungsleistungen erbringen. 

Richtlinien Richtlinien 

§ 15. (1) Die zuständigen Bundesministerinnen oder Bundesminister haben 
jeweils für ihren Wirkungsbereich im Einvernehmen mit der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister für Finanzen Förderungsrichtlinien zu erlassen. 

§ 15. (1) Die zuständigen Bundesministerinnen oder Bundesminister haben 
jeweils für ihren Wirkungsbereich im Einvernehmen mit der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister für Finanzen für eine Abwicklung gemäß § 12, oder 
eine Durchführung gemäß § 12a jeweils gesonderte Förderungsrichtlinien zu 
erlassen. 

(2) Die Förderungsrichtlinien haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über 
den Gegenstand der Förderung, Art und Ausmaß der Förderung, die förderbaren 
Kosten, die spezifischen Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung, das 
Verfahren, die Evaluierungsgrundsätze sowie den Gerichtsstand. Die 
wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europäischen Union sind zu beachten. Die 
Richtlinien sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen und auf der 
Website des jeweils zuständigen Bundesministeriums zu veröffentlichen. 

(2) Die Förderungsrichtlinien haben jedenfalls Bestimmungen über den 
Gegenstand der Förderung, Art und Ausmaß der Förderung, die förderbaren 
Kosten, die spezifischen Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung, das 
Verfahren, die Evaluierungsgrundsätze sowie den Gerichtsstand zu enthalten. Die 
wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europäischen Union sind zu beachten. Die 
Richtlinien sind von der jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils 
zuständigen Bundesminister im Internet zu veröffentlichen. 

Förderungsentscheidung Förderungsentscheidung 
§ 16. (1) Die Entscheidungsbefugnis für Förderungen gemäß § 11 obliegt 
grundsätzlich der jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils 
zuständigen Bundesminister. 

§ 16. (1) Die Entscheidungsbefugnis für Förderungen gemäß § 11 obliegt 
grundsätzlich der jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils 
zuständigen Bundesminister. 

(2) Die jeweils zuständige Bundesministerin oder der jeweils zuständige 
Bundesminister entscheidet über Vorhaben im Rahmen von Programmen gemäß 
§ 11 Abs. 3 als Mitglied des jeweils zuständigen Organs gemäß den europäischen 
oder internationalen Verfahrensregelungen. 

(2) Die jeweils zuständige Bundesministerin oder der jeweils zuständige 
Bundesminister entscheidet über Vorhaben im Rahmen von Programmen gemäß 
§ 11 Abs. 3 als Mitglied des jeweils zuständigen Organs gemäß den europäischen 
oder internationalen Verfahrensregelungen. 

(3) Zur Entscheidung gemäß Abs. 1 und 2 kann die jeweilige Bundesministerin 
oder der jeweilige Bundesminister im Rahmenvertrag gemäß § 12 die 
Abwicklungsstelle ermächtigen, sofern ausreichende Aufsichts- oder 
Weisungsbefugnisse gegenüber der Abwicklungsstelle vorhanden sind. In diesem 
Fall entscheidet die Abwicklungsstelle im Namen und auf Rechnung des Bundes. 

(3) Zur Entscheidung gemäß Abs. 1 und 2 kann die jeweilige Bundesministerin 
oder der jeweilige Bundesminister im Rahmenvertrag gemäß § 12 die 
Abwicklungsstelle ermächtigen, sofern ausreichende Aufsichts- oder 
Weisungsbefugnisse gegenüber der Abwicklungsstelle vorhanden sind. In diesem 
Fall entscheidet die Abwicklungsstelle im Namen und auf Rechnung des Bundes. 

 (4) Im Falle der Durchführung von Förderungen gemäß § 12a obliegt die 
Förderungsentscheidung der zentralen Forschungsförderungseinrichtung. 

In- und Außer-Kraft-Treten In- und Außer-Kraft-Treten 
§ 29. (1) § 11 Abs. 1 lit. c letzter Halbsatz, § 17 Abs. 4 lit. b, § 25 Abs. 1 erster 
Satz, § 25 Abs. 4 sowie § 28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 1105/1994 treten mit 1. Jänner 1995 in Kraft. 

§ 29. (1) § 11 Abs. 1 lit. c letzter Halbsatz, § 17 Abs. 4 lit. b, § 25 Abs. 1 erster 
Satz, § 25 Abs. 4 sowie § 28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 1105/1994 treten mit 1. Jänner 1995 in Kraft. 

(2) § 11a Abs. 2 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2002 (2) § 11a Abs. 2 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2002 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
(3) §§ 16a bis 16e in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 treten 
mit 1. Juli 2003 in Kraft. 

(3) §§ 16a bis 16e in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 treten 
mit 1. Juli 2003 in Kraft. 

(4) Die § 1, § 2, § 3, § 4, § 4a, § 5 lit. d, § 5a, § 6, § 7, § 8, § 9, § 10, § 16b 
Abs. 1, § 16b Abs. 2 Z 1 bis 3 und Z 5, § 16e, § 16f, § 17, § 17a, § 17b, § 17c, 
§ 17d, § 17e, § 17f, § 17g, § 18, § 19, § 21, § 22, § 24, § 25 und der V. Abschnitt 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 73/2004, treten mit 1. September 
2004 in Kraft. 

(4) Die § 1, § 2, § 3, § 4, § 4a, § 5 lit. d, § 5a, § 6, § 7, § 8, § 9, § 10, § 16b 
Abs. 1, § 16b Abs. 2 Z 1 bis 3 und Z 5, § 16e, § 16f, § 17, § 17a, § 17b, § 17c, 
§ 17d, § 17e, § 17f, § 17g, § 18, § 19, § 21, § 22, § 24, § 25 und der V. Abschnitt 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 73/2004, treten mit 1. September 
2004 in Kraft. 

(5) Die §§ 1 bis 10, §§ 18 bis 25 sowie § 27 samt Überschrift in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, treten mit Ablauf des 
30. September 2015 außer Kraft. 

(5) Die §§ 1 bis 10, §§ 18 bis 25 sowie § 27 samt Überschrift in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, treten mit Ablauf des 
30. September 2015 außer Kraft. 

(6) Die §§ 1 bis 9c, die Überschrift des § 26, § 30 sowie § 31 in der Fassung der 
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, treten mit 1. Oktober 
2015 in Kraft. 

(6) Die §§ 1 bis 9c, die Überschrift des § 26, § 30 sowie § 31 in der Fassung der 
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, treten mit 1. Oktober 
2015 in Kraft. 

(7) § 1, § 2d Abs. 3, § 3d Abs. 2 und § 8 Abs. 3 Z 5 in der Fassung des 
Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I 
Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

(7) § 1, § 2d Abs. 3, § 3d Abs. 2 und § 8 Abs. 3 Z 5 in der Fassung des 
Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I 
Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

 (8) § 3e, § 5 Abs. 1 Z 2 und § 8 Abs. 3 Z 2 treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2019 außer Kraft. 

 (9) Das Inhaltsverzeichnis, § 2 Abs. 1, die §§ 2a und 2b, § 2d Abs. 1 bis 3, 
§ 3 samt Überschrift, § 5 Abs. 2, § 6, § 6a Abs. 3, § 7 Abs. 1 Z 6, 7 und 7a, § 8 
Abs. 1 Z 2 und 4 bis 7 sowie Abs. 3 Z 1, § 9 Abs. 1 Z 2 und 3 lit. i bis l, § 12a samt 
Überschrift, § 13 Abs. 2, § 15, § 16 Abs. 4, § 30a samt Überschrift sowie § 31 in 
der Fassung der Forschungsrahmennovelle 2019, BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

Übergangsbestimmungen für die Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 Übergangsbestimmungen für die Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 
§ 30. (1) § 3e Abs. 3 in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, 
BGBl. I Nr. 110/2015, ist nur auf Förderungen, die vom Wissenschaftsfonds nach 
dem Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr.110/2015, 
vergeben werden, anzuwenden. 

§ 30. (1) § 3e Abs. 3 in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, 
BGBl. I Nr. 110/2015, ist nur auf Förderungen, die vom Wissenschaftsfonds nach 
dem Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr.110/2015, 
vergeben werden, anzuwenden. 

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 
betrauten Organe des Wissenschaftsfonds führen die Geschäfte bis zur 
Konstituierung der neuen Organe gemäß den Abs. 3 bis 8 weiter. Die 
schuldrechtlichen Beziehungen dieser Organwalter zum Wissenschaftsfonds 
werden durch die Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 nicht berührt. 

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 
betrauten Organe des Wissenschaftsfonds führen die Geschäfte bis zur 
Konstituierung der neuen Organe gemäß den Abs. 3 bis 8 weiter. Die 
schuldrechtlichen Beziehungen dieser Organwalter zum Wissenschaftsfonds 
werden durch die Wissenschaftsfonds-Novelle 2015 nicht berührt. 

165/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

30 von 80

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  31 von 80 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Funktionsperioden auf Grund des Forschungs- und 
Technologieförderungsgesetzes, in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, 
BGBl. I Nr. 52/2009, gelten nicht als Funktionsperioden im Sinne des § 5a 
Abs. 3, § 6a Abs. 3, § 8a Abs. 3 und § 9b Abs. 6. 

(3) Funktionsperioden auf Grund des Forschungs- und 
Technologieförderungsgesetzes, in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, 
BGBl. I Nr. 52/2009, gelten nicht als Funktionsperioden im Sinne des § 5a 
Abs. 3, § 6a Abs. 3, § 8a Abs. 3 und § 9b Abs. 6. 

(4) Die Funktionsperiode der auf Grund des § 10 Abs. 1 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, bestellten Geschäftsführung 
verlängert sich als Funktionsperiode einer kaufmännischen Vizepräsidentin oder 
eines kaufmännischen Vizepräsidenten, ohne weitere Anforderungen, bis 
31. August 2016. 

(4) Die Funktionsperiode der auf Grund des § 10 Abs. 1 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, bestellten Geschäftsführung 
verlängert sich als Funktionsperiode einer kaufmännischen Vizepräsidentin oder 
eines kaufmännischen Vizepräsidenten, ohne weitere Anforderungen, bis 
31. August 2016. 

(5) Die Funktionsperiode des auf Grund des § 5a Abs. 1 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, bestellten Aufsichtsrates 
verlängert sich, ohne weitere Anforderungen, bis zur Konstituierung des neuen 
Organes, längstens jedoch bis 31. Jänner 2016. 

(5) Die Funktionsperiode des auf Grund des § 5a Abs. 1 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, bestellten Aufsichtsrates 
verlängert sich, ohne weitere Anforderungen, bis zur Konstituierung des neuen 
Organes, längstens jedoch bis 31. Jänner 2016. 

(6) Der Aufsichtsrat hat sich bis zum 31. Jänner 2016 nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, 
BGBl. I Nr. 110/2015, zu konstituieren und die Funktionen der Präsidentin oder 
des Präsidenten und der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten öffentlich 
gemäß § 8a Abs. 2 Z 1 auszuschreiben. Der Aufsichtsrat hat bis 31. Juli 2016 das 
Präsidium gemäß § 8a Abs. 2 Z 4 und 5 zu wählen bzw. zu bestellen. 

(6) Der Aufsichtsrat hat sich bis zum 31. Jänner 2016 nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, 
BGBl. I Nr. 110/2015, zu konstituieren und die Funktionen der Präsidentin oder 
des Präsidenten und der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten öffentlich 
gemäß § 8a Abs. 2 Z 1 auszuschreiben. Der Aufsichtsrat hat bis 31. Juli 2016 das 
Präsidium gemäß § 8a Abs. 2 Z 4 und 5 zu wählen bzw. zu bestellen. 

(7) Die Delegiertenversammlung hat sich innerhalb von sechs Wochen nach 
Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, zu 
konstituieren und ehestmöglich die Aufsichtsratsmitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Z 7 
in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, zu 
wählen. Außerdem hat die Delegiertenversammlung bis sechs Monate vor Ende 
der Funktionsperiode des auf Grund des bisherigen § 8 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, gewählten Präsidiums, 
spätestens jedoch bis 30. April 2016 gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 in der Fassung der 
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, einen Dreiervorschlag 
für die Funktion der Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 8a Abs. 2 Z 2 zu 
erstatten. 

(7) Die Delegiertenversammlung hat sich innerhalb von sechs Wochen nach 
Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, zu 
konstituieren und ehestmöglich die Aufsichtsratsmitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Z 7 
in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, zu 
wählen. Außerdem hat die Delegiertenversammlung bis sechs Monate vor Ende 
der Funktionsperiode des auf Grund des bisherigen § 8 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, gewählten Präsidiums, 
spätestens jedoch bis 30. April 2016 gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 in der Fassung der 
Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, einen Dreiervorschlag 
für die Funktion der Präsidentin oder des Präsidenten gemäß § 8a Abs. 2 Z 2 zu 
erstatten. 

(8) Das auf Grund des bisherigen § 7 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, konstituierte Kuratorium darf 
ab Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, 
gemäß § 6a in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I 
Nr. 110/2015, ergänzt werden. 

(8) Das auf Grund des bisherigen § 7 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, konstituierte Kuratorium darf 
ab Inkrafttreten der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I Nr. 110/2015, 
gemäß § 6a in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I 
Nr. 110/2015, ergänzt werden. 

(9) Bis zum Inkrafttreten der neuen Geschäftsordnung der 
Delegiertenversammlung gilt die FWF-Stimmgewichtungsverordnung, BGBl. II 

(9) Bis zum Inkrafttreten der neuen Geschäftsordnung der 
Delegiertenversammlung gilt die FWF-Stimmgewichtungsverordnung, BGBl. II 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nr. 370/2004, auf Grund dieser Bestimmung, weiter. Nr. 370/2004, auf Grund dieser Bestimmung, weiter. 
(10) Abweichend von den §§ 2d Abs. 2 Z 1, 8 Abs. 3 Z 4 und § 9 Abs. 1 Z 2 lit. a 
ist ein Jahresabschluss im Sinne des Dritten Buches des UGB spätestens für das 
Geschäftsjahr 2019 erforderlich. Für die Geschäftsjahre davor erfüllt auch ein 
Rechnungsabschluss im Sinne des § 5a Abs. 4 lit. a dieses Bundesgesetzes, in der 
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, die 
Anforderungen der §§ 2d Abs. 2 Z 1, 8 Abs. 3 Z 4 und § 9 Abs. 1 Z 2 lit. a dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I 
Nr. 110/2015. 

(10) Abweichend von den §§ 2d Abs. 2 Z 1, 8 Abs. 3 Z 4 und § 9 Abs. 1 Z 2 lit. a 
ist ein Jahresabschluss im Sinne des Dritten Buches des UGB spätestens für das 
Geschäftsjahr 2019 erforderlich. Für die Geschäftsjahre davor erfüllt auch ein 
Rechnungsabschluss im Sinne des § 5a Abs. 4 lit. a dieses Bundesgesetzes, in der 
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2009, BGBl. I Nr. 52/2009, die 
Anforderungen der §§ 2d Abs. 2 Z 1, 8 Abs. 3 Z 4 und § 9 Abs. 1 Z 2 lit. a dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung der Wissenschaftsfonds-Novelle 2015, BGBl. I 
Nr. 110/2015. 

 Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 2019 
 § 30a. (1) Die erste Richtlinie gemäß § 2b Abs. 2 ist bis spätestens 31. März 

2020 zu erlassen. 
 (2) Abweichend von § 3 Z 2 hat der Wissenschaftsfonds einen Vorschlag für 

die erste Finanzierungsvereinbarung bis 31. Mai 2020 der Bundesministerin oder 
dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung vorzulegen. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 31. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 31. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich der §§ 1 und 24 die Bundesregierung;  1. hinsichtlich der §§ 1 und 24 die Bundesregierung; 
 2. “hinsichtlich der §§ 11, 12, 13, 14, 15 Abs. 2 sowie 16 die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie oder die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort für ihren Wirkungsbereich; hinsichtlich 
des § 15 Abs. 1 die Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie oder die Bundesministerin oder der Bundesminister 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort für ihren Wirkungsbereich im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen; 

 2. “hinsichtlich der §§ 11, 12, 13, 14, 15 Abs. 2 sowie 16 die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie oder die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort für ihren Wirkungsbereich; hinsichtlich 
des § 15 Abs. 1 die Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie oder die Bundesministerin oder der Bundesminister 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort für ihren Wirkungsbereich im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen; 

  2a. hinsichtlich des § 15 Abs. 1 
  a) die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung für ihren oder seinen Wirkungsbereich oder 
  b) die Bundesministerin oder der Bundesminister für 

Digitalisierung und Wirtschaftsstandort für ihren oder seinen Wirkungsbereich 
oder 

  c) die Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Innovation und Technologie für ihren oder seinen Wirkungsbereich 

   jeweils im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen; 

 3. hinsichtlich des § 17g Abs. 3 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen; 

 3. hinsichtlich des § 17g Abs. 3 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen; 

 4. hinsichtlich des § 26 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Finanzen und, soweit es sich dabei um 
Bundesverwaltungsabgaben handelt, die Bundeskanzlerin oder der 
Bundeskanzler; 

 4. hinsichtlich des § 26 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Finanzen und, soweit es sich dabei um 
Bundesverwaltungsabgaben handelt, die Bundeskanzlerin oder der 
Bundeskanzler; 

 5. hinsichtlich der §§ 2 bis 9c sowie 30 die Bundesministerin oder 
der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung mit Ausnahme der 
individuellen Delegiertenernennungen gemäß § 5a Abs. 1 Z 10 sowie Abs. 2 Z 2 
und der individuellen Mitgliederentsendungen gemäß § 9b Abs. 1 Z 3, soweit 
diese gemäß Z 7 erfolgen; 

 5. hinsichtlich der §§ 2 bis 9c, 12a, 30 sowie 30a die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung mit Ausnahme 

  a) der individuellen Delegiertenernennungen gemäß § 5a Abs. 1 
Z 10 sowie Abs. 2 Z 2 und 

  b) der individuellen Mitgliederentsendungen gemäß § 9b Abs. 1 
Z 3, soweit diese gemäß Z 7 erfolgen; 

 6. hinsichtlich des § 28 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung und die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort; 

 6. hinsichtlich des § 28 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung und die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort; 

 7. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

 7. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

Artikel 4 

Änderung des Forschungsförderungsgesellschaftsgesetzes 

Errichtung der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft mbH Errichtung der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft mbH 

§ 1. (1) Zur Durchführung von Maßnahmen, die der Forschung, 
Technologieentwicklung, Innovation und Digitalisierung (FTEI+D) in Österreich 
dienen, wird die Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft mbH (in 

§ 1. (1) Zur Umsetzung von Maßnahmen, die der Forschung, 
Technologieentwicklung, Innovation und Digitalisierung (FTEI+D) in Österreich 
dienen, wird die Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft mbH (in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
weiterer Folge „Gesellschaft“) errichtet. Die Gesellschaft entsteht mit In-Kraft-
Treten dieses Bundesgesetzes. § 2 Abs. 1 des Gesetzes über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (GmbH-Gesetz – GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906, ist nicht 
anzuwenden. Sämtliche Geschäftsanteile der Gesellschaft stehen im Eigentum 
des Bundes. […] 

weiterer Folge „Gesellschaft“) errichtet. Die Gesellschaft entsteht mit In-Kraft-
Treten dieses Bundesgesetzes. § 2 Abs. 1 des Gesetzes über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (GmbH-Gesetz – GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906, ist nicht 
anzuwenden. Sämtliche Geschäftsanteile der Gesellschaft stehen im Eigentum 
des Bundes. […] 

Aufgaben der Gesellschaft Aufgaben der Gesellschaft 

§ 3 (2) Die Gesellschaft ist zur Durchführung und Abwicklung von jeglichen 
Maßnahmen und Tätigkeiten auf nationaler und internationaler Ebene, die der 
FTEI+D dienen, berechtigt. Dazu zählen insbesondere: 

§ 3 (2) Die Gesellschaft ist zur Durchführung und Abwicklung von jeglichen 
Maßnahmen und Tätigkeiten auf nationaler und internationaler Ebene, die der 
FTEI+D dienen, berechtigt. Dazu zählen insbesondere: 

1. Förderung von FTEI+D-Vorhaben natürlicher und juristischer Personen; 1. Förderung von FTEI+D-Vorhaben natürlicher und juristischer Personen; 
2. Durchführung strategischer Fördermaßnahmen und -programme für 
FTEI+D; […] 

2. Durchführung und Abwicklung strategischer Fördermaßnahmen und -
programme für FTEI+D; […] 

  
Förderungsmaßnahmen Förderungsmaßnahmen 

§ 4. (1) Die Förderungen werden nach den Grundsätzen der Transparenz, 
Unabhängigkeit und Fairness vergeben. 

§ 4. (1) Die Förderungen werden nach den Grundsätzen der Transparenz, 
Unabhängigkeit und Fairness vergeben. 

(2) Für die Durchführung und Abwicklung von Förderungsmaßnahmen sind von 
den zuständigen Bundesministerinnen oder Bundesministern für ihren 
Wirkungsbereich im Einvernehmen mit mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen Richtlinien zu erlassen, die auf die spezifischen 
Anforderungen von FTEI+D-Vorhaben Bedacht nehmen. Die 
Förderungsrichtlinien haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über den 
Gegenstand der Förderung, die förderbaren Kosten, persönliche und sachliche 
Voraussetzungen für das Erlangen der Förderung, Art und Ausmaß der 
Förderung, die Höhe eines allfälligen Entgeltes (insbesondere Haftungs- oder 
Bearbeitungsentgelt), das Verfahren sowie den Gerichtsstand. Dabei sind die 
wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europäischen Union zu beachten. Die 
Richtlinien sind in geeigneter Form, jedenfalls aber im Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung kundzumachen. Aus besonderen, in der Eigenart der betreffenden 
Förderung gelegenen Gründen, insbesondere wegen des Umfangs solcher 
Richtlinien, kann die Kundmachung auf den Hinweis beschränkt werden, dass 
Richtlinien erlassen wurden und wo in diese Einsicht genommen werden kann 
oder wo solche erhältlich sind. […] 

(2) Für die Durchführung und Abwicklung von Förderungsmaßnahmen sind von 
den zuständigen Bundesministerinnen oder Bundesministern für ihren 
Wirkungsbereich im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen Richtlinien zu erlassen, die auf die spezifischen 
Anforderungen von FTEI+D-Vorhaben Bedacht nehmen. Die 
Förderungsrichtlinien haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über den 
Gegenstand der Förderung, die förderbaren Kosten, persönliche und sachliche 
Voraussetzungen für das Erlangen der Förderung, Art und Ausmaß der 
Förderung, die Höhe eines allfälligen Entgeltes (insbesondere Haftungs- oder 
Bearbeitungsentgelt), das Verfahren sowie den Gerichtsstand. Dabei sind die 
wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europäischen Union zu beachten. Die 
Richtlinien sind von der jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils 
zuständigen Bundesminister im Internet zu veröffentlichen.[…] 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Finanzierung Finanzierung 

§ 5. Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt aus: § 5. Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt aus: 
1. Zuwendungen, die ihr der Bund zur Durchführung von operationellen 
Maßnahmen zur Erfüllung des Arbeitsprogramms nach Maßgabe der im 
jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen Mittel leistet; 

 1. Zuwendungen, die ihr der Bund aufgrund einer 
Finanzierungsvereinbarung gemäß §§ 5 ff des Forschungsrahmengesetzes (FRG), 
BGBl. I Nr. xx/2019, zur Umsetzung der operationellen Maßnahmen, sowie zur 
Deckung der damit einhergehenden administrativen Aufwendungen leistet 
(operationellen und administrativen Kosten); 

 2. Zuwendungen, die ihr der Bund zur Deckung der 
administrativen Aufwendungen, die ihr in Erfüllung ihres Arbeitsprogramms 
entstehen, nach Maßgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitgestellten 
Mittel leistet; 

 2. Zuwendungen durch den Bund zur Deckung der administrativen 
Aufwendungen, die ihr in Erfüllung von Aufgaben außerhalb der Z 1 entstehen; 

 3. Entgelten für die Erbringung von Leistungen an Dritte;  3. Entgelten für die Erbringung von Leistungen an Dritte; 
 4. Einnahmen aus Beauftragungsverträgen;  4. Einnahmen aus Beauftragungsverträgen; 
 5. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen;  5. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen und 
 6. sonstigen Einnahmen.  6. sonstigen Einnahmen. 

Geschäftsführung Geschäftsführung 

§ 7. (1) Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Die Errichtungserklärung 
hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort das Recht vorzubehalten, je ein Mitglied 
der Geschäftsführung zu bestellen. Die Bestellung und die Abberufung bedarf der 
Zustimmung des Aufsichtsrates. § 30g Abs. 4 letzter Halbsatz GmbHG ist 
sinngemäß anzuwenden. Bei Vorliegen besonderer Dringlichkeit können die 
Geschäftsführer auch ohne die Zustimmung des Aufsichtsrats abberufen werden. 

§ 7. (1) Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Die Errichtungserklärung 
hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort das Recht vorzubehalten, je ein Mitglied 
der Geschäftsführung zu bestellen. Die Bestellung und die Abberufung bedarf der 
Zustimmung des Aufsichtsrates. § 30g Abs. 4 letzter Halbsatz GmbHG ist 
sinngemäß anzuwenden. Bei Vorliegen besonderer Dringlichkeit können die 
Geschäftsführer auch ohne die Zustimmung des Aufsichtsrats abberufen werden. 

(2) Auf die Bestellung der Geschäftsführer findet das Bundesgesetz über 
Transparenz bei der Stellenbesetzung im staatsnahen Unternehmensbereich 
(Stellenbesetzungsgesetz), BGBl. I Nr. 26/1998, Anwendung. 

(2) Auf die Bestellung der Geschäftsführer findet das Bundesgesetz über 
Transparenz bei der Stellenbesetzung im staatsnahen Unternehmensbereich 
(Stellenbesetzungsgesetz), BGBl. I Nr. 26/1998, Anwendung. 

(3) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort haben gemeinsam ehestmöglich die für 
die Bestellung der ersten Geschäftsführung der Gesellschaft erforderlichen 
Veranlassungen zu treffen, insbesondere die Stellenausschreibung gemeinsam 
vorzunehmen und die Bestellungs- und Entsendungsakte zu setzen. 

(3) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort haben gemeinsam ehestmöglich die für 
die Bestellung der ersten Geschäftsführung der Gesellschaft erforderlichen 
Veranlassungen zu treffen, insbesondere die Stellenausschreibung gemeinsam 
vorzunehmen und die Bestellungs- und Entsendungsakte zu setzen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Programme und Unternehmenskonzept Finanzierungsvereinbarungen und Planungsgrundlagen 

§ 8. (1) Die Gesellschaft hat unter Bedachtnahme auf die Ziele und Prinzipien der 
gesamtösterreichischen Forschungs- und Technologiepolitik, insbesondere der 
Forschungsstrategien des Bundes, Mehrjahresprogramme für die Umsetzung der 
in § 3 genannten Aufgaben zu erstellen. 

§ 8. (1) Die Finanzierungsvereinbarungen gemäß §§ 5 ff FRG und die jährlichen 
Umsetzungsplanungen gemäß § 5 Abs. 6 FRG sind dem Aufsichtsrat zur 
Information vorzulegen. 

(2) Die Mehrjahresprogramme sind durch jährliche Arbeitsprogramme zu 
operationalisieren. Die Gesellschaft hat bis 30. September eines jeden Jahres ein 
Arbeitsprogramm samt Jahresbudget für das Folgejahr und Vorschaurechnungen 
vorzulegen. Für 2005 ist ein interimistisches Arbeitsprogramm bis spätestens 
31. Oktober 2004 zur Genehmigung vorzulegen. 

(2) Die Gesellschaft hat unter Bedachtnahme auf die Ziele und Prinzipien der 
gesamtösterreichischen Forschungs- und Technologiepolitik, insbesondere der 
FTI-Strategie der Bundesregierung, ein Mehrjahresprogramm für die Umsetzung 
der in § 3 genannten Aufgaben zu erstellen. Das Mehrjahresprogramm hat 
insbesondere die Förderungsprogramme der Finanzierungsvereinbarungen 
darzustellen und gilt für den Zeitraum einer Finanzierungsperiode gemäß § 5 
Abs. 4 FRG. 

(3) Die Programme werden von den Geschäftsführern erarbeitet und vom 
Aufsichtsrat beschlossen und sind der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie sowie der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zur Genehmigung 
vorzulegen. Diese Bundesministerinnen oder Bundesminister haben hinsichtlich 
der europäischen Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung das 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung herzustellen. Das Mehrjahresprogramm ist der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen und dem Präsidenten des Nationalrates zur 
Information der Abgeordneten zu übermitteln. 

(3) Die Mehrjahresprogramme sind durch jährliche Arbeitsprogramme zu 
operationalisieren. Die Gesellschaft hat darin auch die Umsetzungsplanungen 
der Finanzierungsvereinbarungen darzustellen. Die Gesellschaft hat bis zum 
31. Oktober eines jeden Jahres ein Arbeitsprogramm samt Jahresbudget für das 
Folgejahr und eine Vorschaurechnung vorzulegen. 

(4) Das erste Mehrjahresprogramm ist bis spätestens 12 Monate nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes vorzulegen. Gleichzeitig mit dem ersten 
Mehrjahresprogramm hat die Gesellschaft ein vom Aufsichtsrat beschlossenes 
Unternehmenskonzept zur angestrebten Weiterentwicklung der Gesellschaft und 
ihrer Geschäftsbereiche der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie sowie der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zur Genehmigung 
vorzulegen. 

(4) Die Mehrjahres- und Arbeitsprogramme werden vom Aufsichtsrat beschlossen 
und sind der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zur Genehmigung vorzulegen. Diese 
Bundesministerinnen oder Bundesminister haben hinsichtlich der europäischen 
Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung das Einvernehmen mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung herzustellen. Das Mehrjahresprogramm ist der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen und dem Präsidenten des Nationalrates zur Information 
der Abgeordneten zu übermitteln. 

Geschäftsbereiche Geschäftsbereiche 
§ 10. (1) Der Geschäftsführung obliegt es, im Einvernehmen mit dem 
Aufsichtsrat Geschäftsbereiche (Bereiche) und Beiräte einzurichten. Die 

§ 10. (1) Die Geschäftsführung kann, im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat 
Geschäftsbereiche (Bereiche) und Beiräte einzurichten. Die Erlassung der 

165/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

36 von 80

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  37 von 80 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erlassung der Geschäftsordnung bedarf der Zustimmung der Bundesministerin 
oder des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie und der 
Bundesministerin oder des Bundesministers für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort. 

Geschäftsordnung bedarf der Zustimmung der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie und der 
Bundesministerin oder des Bundesministers für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort. 

(2) Je Bereich ist für die operativen Mittel ein eigener Rechnungskreis 
einzurichten. Im Berichtswesen der Gesellschaft sind je Geschäftsbereich die 
Leistungen für den Bund und andere Auftraggeber in jeweils getrennten 
Rechnungskreisen darzustellen. 

(2) Je Bereich ist für die operativen Mittel ein eigener Rechnungskreis 
einzurichten. Im Berichtswesen der Gesellschaft sind je Geschäftsbereich die 
Leistungen für den Bund und andere Auftraggeber in jeweils getrennten 
Rechnungskreisen darzustellen. 

(3) Die Beiräte dienen der Beratung der Gesellschaft und der Geschäftsordnung 
folgend der fachlichen Entscheidung von Einzelprojekten (insbesondere gemäß 
§ 3 Abs. 2 Z 1). Die Ausgestaltung der Beiräte wird durch interne 
Organisationsrichtlinien festgelegt. 

(3) Die Beiräte dienen 

  1. der Beratung der Gesellschaft und/oder 
  2. der fachlichen Empfehlung über die Vergabe von Mitteln gemäß 

§ 3 Abs. 2 Z 1 bis 3. 
 (3a) Die Ausgestaltung der Beiräte gemäß Abs. 3 Z 1 erfolgt durch interne 

Organisationsrichtlinien. Sofern Beiräte auch oder ausschließlich gemäß Abs. 3 
Z 2 tätig werden, erfolgt die Ausgestaltung durch förderungsrechtliche 
Grundlagen. 

(4) Sämtliche Arbeitsstätten der Gesellschaft bilden einen einheitlichen Betrieb 
im Sinne des § 34 Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG. 

(4) Sämtliche Arbeitsstätten der Gesellschaft bilden einen einheitlichen Betrieb 
im Sinne des § 34 Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG. 

Abgaben und Gebührenbefreiung Abgaben und Gebührenbefreiung 

§ 14. (1) Die Verwendung des Vermögens der in § 2 Abs. 2 bis 4 genannten 
Körperschaften gilt als Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
§ 39 Z 5 des Bundesgesetzes betreffend allgemeine Bestimmungen und das 
Verfahren für die von den Abgabenbehörden des Bundes verwalteten Abgaben 
(Bundesabgabenordnung – BAO), BGBl. Nr. 194/1961. 

§ 14. (1) Die Verwendung des Vermögens der in § 2 Abs. 2 bis 4 genannten 
Körperschaften gilt als Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
§ 39 Z 5 des Bundesgesetzes betreffend allgemeine Bestimmungen und das 
Verfahren für die von den Abgabenbehörden des Bundes verwalteten Abgaben 
(Bundesabgabenordnung – BAO), BGBl. Nr. 194/1961. 

(2) Die zur Durchführung der Aufgaben gem. §§ 3 und 4 erforderlichen 
Rechtsgeschäfte sind von den Rechtsgebühren mit Ausnahme der Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren befreit. 

(2) Die zur Erfüllung der Aufgaben gem. §§ 3 und 4 erforderlichen 
Rechtsgeschäfte sind von den Rechtsgebühren mit Ausnahme der Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren befreit. 

(3) Unentgeltliche Zuwendungen an die Gesellschaft sind von der 
Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit. Die Übertragung des Vermögens 
gemäß § 2 und Leistungen des Bundes zur Durchführung der in § 3 genannten 
Aufgaben der Gesellschaft sind von der Gesellschaftssteuer befreit. […] 

(3) Unentgeltliche Zuwendungen an die Gesellschaft sind von der 
Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit. Die Übertragung des Vermögens 
gemäß § 2 und Leistungen des Bundes zur Erfüllung der in § 3 genannten 
Aufgaben der Gesellschaft sind von der Gesellschaftssteuer befreit. […] 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Inkraft- und Außerkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 

§ 17. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 2004 in Kraft. § 17. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 2004 in Kraft. 
(2) § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014 tritt mit 1. Jänner 
2015 in Kraft. 

(2) § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014 tritt mit 1. Jänner 
2015 in Kraft. 

(3) § 1 Abs. 7 sowie § 9 Abs. 4 in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, 
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

(3) § 1 Abs. 7 sowie § 9 Abs. 4 in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, 
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

 (4) § 4 Abs. 2, § 5 Z 1, 2 und 5, § 8 samt Überschrift, § 10 Abs. 1, 3 und 3a sowie 
§ 18 Z 4 und 5 in der Fassung der Forschungsrahmennovelle 2019, BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 18. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 18. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich des § 2 Abs. 3 sowie der §§ 11 bis 15 die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Finanzen, 

 1. hinsichtlich des § 2 Abs. 3 sowie der §§ 11 bis 15 die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Finanzen, 

 2. hinsichtlich des § 4 Abs. 1 die jeweils zuständige 
Bundesministerin oder der jeweils zuständige Bundesminister im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen, 

 2. hinsichtlich des § 4 Abs. 1 die jeweils zuständige 
Bundesministerin oder der jeweils zuständige Bundesminister im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen, 

 3. hinsichtlich des § 6 Abs. 2 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie oder die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort, 

 3. hinsichtlich des § 6 Abs. 2 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie oder die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort, 

 4. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Technologie, 

 4. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, 

 5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort gemeinsam, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 zweiter Satz sowie 
des § 8 Abs. 3 zweiter Satz im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

 5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesministerin 
oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort gemeinsam, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 zweiter Satz sowie 
des § 8 Abs. 4 zweiter Satz im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Artikel 5 

Änderung des Forschungsorganisationsgesetzes 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Durchführung der Datenschutz-Grundverordnung und ergänzende 
Regelungen 

Durchführung der Datenschutz-Grundverordnung und ergänzende 
Regelungen 

Grundlegende Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten Grundlegende Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten 
§ 2d. (1) Für Verarbeitungen nach diesem Abschnitt sind insbesondere folgende 
angemessene Maßnahmen, wie sie insbesondere in Art. 9 Abs. 2 Buchstabe j 
sowie Art. 89 Abs. 1 DSGVO vorgesehen sind, einzuhalten: 

§ 2d. (1) Für Verarbeitungen nach diesem Abschnitt sind insbesondere folgende 
angemessene Maßnahmen, wie sie insbesondere in Art. 9 Abs. 2 Buchstabe j 
sowie Art. 89 Abs. 1 DSGVO vorgesehen sind, einzuhalten: 

 1. Zugriffe auf personenbezogene Daten, die auf Grundlage dieses 
Abschnitts automationsunterstützt verarbeitet werden, sind lückenlos zu 
protokollieren. 

 1. Zugriffe auf personenbezogene Daten, die auf Grundlage dieses 
Abschnitts automationsunterstützt verarbeitet werden, sind lückenlos zu 
protokollieren. 

 2. Verantwortliche und Auftragsverarbeiter, die personenbezogene 
Daten auf Grundlage dieses Abschnitts verarbeiten und ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter – das sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmer) und Personen in einem arbeitnehmerähnlichen 
(dienstnehmerähnlichen) Verhältnis – haben personenbezogene Daten, die ihnen 
ausschließlich auf Grundlage dieses Abschnitts anvertraut wurden oder 
zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger gesetzlicher 
Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit kein rechtlich zulässiger 
Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich gewordenen 
personenbezogenen Daten besteht (Datengeheimnis). 

 2. Verantwortliche und Auftragsverarbeiter, die personenbezogene 
Daten auf Grundlage dieses Abschnitts verarbeiten und ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter – das sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmer) und Personen in einem arbeitnehmerähnlichen 
(dienstnehmerähnlichen) Verhältnis – haben personenbezogene Daten, die ihnen 
ausschließlich auf Grundlage dieses Abschnitts anvertraut wurden oder 
zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger gesetzlicher 
Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit kein rechtlich zulässiger 
Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich gewordenen 
personenbezogenen Daten besteht (Datengeheimnis). 

 3. Personenbezogene Daten, die auf Grundlage dieses Abschnitts 
automationsunterstützt verarbeitet werden, dürfen ausschließlich für Zwecke 
dieses Bundesgesetzes verarbeitet werden. 

 3. Personenbezogene Daten, die auf Grundlage dieses Abschnitts 
automationsunterstützt verarbeitet werden, dürfen ausschließlich für Zwecke 
dieses Bundesgesetzes verarbeitet werden. 

 4. Natürliche Personen, deren personenbezogene Daten auf 
Grundlage dieses Abschnitts verarbeitet werden, dürfen keine Nachteile aus der 
Verarbeitung erleiden, wobei die Verarbeitung in Übereinstimmung mit diesem 
Abschnitt keinen Nachteil darstellt. 

 4. Natürliche Personen, deren personenbezogene Daten auf 
Grundlage dieses Abschnitts verarbeitet werden, dürfen keine Nachteile aus der 
Verarbeitung erleiden, wobei die Verarbeitung in Übereinstimmung mit diesem 
Abschnitt keinen Nachteil darstellt. 

 5. Verantwortliche, die Verarbeitungen auf Grundlage des Abs. 2 
durchführen, haben 

 5. Verantwortliche, die Verarbeitungen auf Grundlage des Abs. 2 
durchführen, haben 

 a) im Internet öffentlich einsehbar auf die Inanspruchnahme dieser 
Rechtsgrundlage hinzuweisen, 

 a) im Internet öffentlich einsehbar auf die Inanspruchnahme dieser 
Rechtsgrundlage hinzuweisen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 b) bei Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen die Namensangaben jedenfalls zu löschen, 

 b) bei Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen die Namensangaben jedenfalls zu löschen, 

 c) vor Heranziehung von Registern gemäß Abs. 2 Z 3 jedenfalls 
einen Datenschutzbeauftragten (Art. 37 DSGVO) zu bestellen, 

 c) vor Heranziehung von Registern gemäß Abs. 2 Z 3 jedenfalls 
einen Datenschutzbeauftragten (Art. 37 DSGVO) zu bestellen, 

 d) die Aufgabenverteilung bei der Verarbeitung der Daten (§ 2b 
Z 5) zwischen den Organisationseinheiten und zwischen den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern ausdrücklich festzulegen, 

 d) die Aufgabenverteilung bei der Verarbeitung der Daten (§ 2b 
Z 5) zwischen den Organisationseinheiten und zwischen den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern ausdrücklich festzulegen, 

 e) die Verarbeitung von Daten an das Vorliegen gültiger Aufträge 
der anordnungsbefugten Organisationseinheiten und Mitarbeiter zu binden, 

 e) die Verarbeitung von Daten an das Vorliegen gültiger Aufträge 
der anordnungsbefugten Organisationseinheiten und Mitarbeiter zu binden, 

 f) jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter über ihre oder seine 
nach diesem Bundesgesetz und nach innerorganisatorischen 
Datenschutzvorschriften einschließlich der Datensicherheitsvorschriften 
bestehenden Pflichten zu belehren, 

 f) jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter über ihre oder seine 
nach diesem Bundesgesetz und nach innerorganisatorischen 
Datenschutzvorschriften einschließlich der Datensicherheitsvorschriften 
bestehenden Pflichten zu belehren, 

 g) die Zutrittsberechtigung zu den Räumlichkeiten, in denen die 
Verarbeitung der Daten (§ 2b Z 5) tatsächlich erfolgt, zu regeln, 

 g) die Zutrittsberechtigung zu den Räumlichkeiten, in denen die 
Verarbeitung der Daten (§ 2b Z 5) tatsächlich erfolgt, zu regeln, 

 h) die Zugriffsberechtigung auf Daten (§ 2b Z 5) und Programme 
und den Schutz der Datenträger vor der Einsicht und Verwendung durch 
Unbefugte zu regeln, 

 h) die Zugriffsberechtigung auf Daten (§ 2b Z 5) und Programme 
und den Schutz der Datenträger vor der Einsicht und Verwendung durch 
Unbefugte zu regeln, 

 i) die Berechtigung zum Betrieb der Datenverarbeitungsgeräte 
festzulegen und jedes Gerät durch Vorkehrungen bei den eingesetzten Maschinen 
oder Programmen gegen die unbefugte Inbetriebnahme abzusichern, 

 i) die Berechtigung zum Betrieb der Datenverarbeitungsgeräte 
festzulegen und jedes Gerät durch Vorkehrungen bei den eingesetzten Maschinen 
oder Programmen gegen die unbefugte Inbetriebnahme abzusichern, 

 j) eine Dokumentation über die nach den lit. d bis i getroffenen 
Maßnahmen zu führen, um die Kontrolle und Beweissicherung zu erleichtern, 

 j) eine Dokumentation über die nach den lit. d bis i getroffenen 
Maßnahmen zu führen, um die Kontrolle und Beweissicherung zu erleichtern, 

 k) ihrem Antrag auf Bereitstellung von Daten gemäß Abs. 2 Z 3 
eine von der oder dem Verfügungsbefugten über die Datenbestände aus denen die 
personenbezogenen Daten ermittelt werden sollen, unterfertigte Erklärung 
anzuschließen, dass sie oder er dem Verantwortlichen die Datenbestände für die 
Untersuchung zur Verfügung stellt, wobei anstelle dieser Erklärung auch ein 
diese Erklärung ersetzender Exekutionstitel (§ 367 Abs. 1 der 
Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896) vorgelegt werden kann, 

 k) ihrem Antrag auf Bereitstellung von Daten gemäß Abs. 2 Z 3 
eine von der oder dem Verfügungsbefugten über die Datenbestände aus denen die 
personenbezogenen Daten ermittelt werden sollen, unterfertigte Erklärung 
anzuschließen, dass sie oder er dem Verantwortlichen die Datenbestände für die 
Untersuchung zur Verfügung stellt, wobei anstelle dieser Erklärung auch ein 
diese Erklärung ersetzender Exekutionstitel (§ 367 Abs. 1 der 
Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896) vorgelegt werden kann, 

 l) bei Verarbeitung von gemäß Abs. 2 Z 3 bereitgestellten Daten 
(§ 2b Z 5) vorzusehen, dass nur die im Antrag genannten natürlichen Personen 
auf die gemäß Abs. 2 Z 3 bereitgestellten Daten zugreifen dürfen sowie 

 l) bei Verarbeitung von gemäß Abs. 2 Z 3 bereitgestellten Daten 
(§ 2b Z 5) vorzusehen, dass nur die im Antrag genannten natürlichen Personen 
auf die gemäß Abs. 2 Z 3 bereitgestellten Daten zugreifen dürfen sowie 

 m) bei Übermittlung von Namensangaben gemäß Abs. 2 Z 3 sind 
diese nach Erreichung der Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO zu löschen. 

 m) bei Übermittlung von Namensangaben gemäß Abs. 2 Z 3 sind 
diese nach Erreichung der Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO zu löschen. 

 6. Die Veröffentlichung von bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen darf unter keinen Umständen erfolgen. 

 6. Die Veröffentlichung von bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen darf unter keinen Umständen erfolgen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 7. Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hat nach Anhörung 

 7. Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hat nach Anhörung 

 a) von Vertreterinnen oder Vertretern, die von den zuständigen 
Bundesministerinnen und Bundesminister ernannt wurden, wobei jede 
Bundesministerin oder jeder Bundesminister eine Vertreterin oder einen Vertreter 
zu ernennen hat, und 

 a) von Vertreterinnen oder Vertretern, die von den zuständigen 
Bundesministerinnen und Bundesminister ernannt wurden, wobei jede 
Bundesministerin oder jeder Bundesminister eine Vertreterin oder einen Vertreter 
zu ernennen hat, und 

 b) der Mitglieder der Delegiertenversammlung gemäß § 5a Abs. 1 
und 2 Z 1 und 2 FTFG 

 b) der Mitglieder der Delegiertenversammlung gemäß § 5a Abs. 1 
und 2 Z 1 und 2 FTFG 

dem Datenschutzrat (§ 14 DSG) in Abständen von fünf Jahren bis zum 1. Juni des 
jeweiligen Jahres einen Bericht über die Anwendung dieses Abschnitts 
vorzulegen. 

dem Datenschutzrat (§ 14 DSG) in Abständen von fünf Jahren bis zum 1. Juni des 
jeweiligen Jahres einen Bericht über die Anwendung dieses Abschnitts 
vorzulegen. 

 8. Soweit keine abweichenden Bestimmungen getroffen werden, 
haben Verarbeitungen nach diesem Abschnitt den Anforderungen des Abs. 2 Z 1 
zu entsprechen. 

 8. Soweit keine abweichenden Bestimmungen getroffen werden, 
haben Verarbeitungen nach diesem Abschnitt den Anforderungen des Abs. 2 Z 1 
zu entsprechen. 

(2) Zur Erleichterung der Identifikation im Tätigkeitsbereich „Forschung“ (BF-
FO) gemäß § 9 Abs. 1 des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I 
Nr. 10/2004, sind die §§ 14 und 15 E-GovG im privaten Bereich nicht 
anzuwenden. Stattdessen sind die Bestimmungen des E-GovG, die für 
Verantwortliche des öffentlichen Bereichs gelten, wie insbesondere die §§ 8 
bis 13 E-GovG, anzuwenden. Für Zwecke dieses Bundesgesetzes dürfen 
wissenschaftliche Einrichtungen (§ 2b Z 12), insbesondere auf Grundlage des 
Art. 9 Abs. 2 Buchstabe g, i und j DSGVO, somit 

(2) Zur Erleichterung der Identifikation im Tätigkeitsbereich „Forschung“ (BF-
FO) gemäß § 9 Abs. 1 des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I 
Nr. 10/2004, sind die §§ 14 und 15 E-GovG im privaten Bereich nicht 
anzuwenden. Stattdessen sind die Bestimmungen des E-GovG, die für 
Verantwortliche des öffentlichen Bereichs gelten, wie insbesondere die §§ 8 
bis 13 E-GovG, anzuwenden. Für Zwecke dieses Bundesgesetzes dürfen 
wissenschaftliche Einrichtungen (§ 2b Z 12), insbesondere auf Grundlage des 
Art. 9 Abs. 2 Buchstabe g, i und j DSGVO, somit 

 1. sämtliche personenbezogene Daten jedenfalls verarbeiten, 
insbesondere im Rahmen von Big Data, personalisierter Medizin, 
biomedizinischer Forschung, Biobanken und der Übermittlung an andere 
wissenschaftliche Einrichtungen und Auftragsverarbeiter, wenn 

 1. sämtliche personenbezogene Daten jedenfalls verarbeiten, 
insbesondere im Rahmen von Big Data, personalisierter Medizin, 
biomedizinischer Forschung, Biobanken und der Übermittlung an andere 
wissenschaftliche Einrichtungen und Auftragsverarbeiter, wenn 

 a) anstelle des Namens, bereichsspezifische Personenkennzeichen 
für den Tätigkeitsbereich „Forschung“ (bPK-BF-FO) oder andere eindeutige 
Identifikatoren zur Zuordnung herangezogen werden oder 

 a) anstelle des Namens, bereichsspezifische Personenkennzeichen 
für den Tätigkeitsbereich „Forschung“ (bPK-BF-FO) oder andere eindeutige 
Identifikatoren zur Zuordnung herangezogen werden oder 

 b) die Verarbeitung in pseudonymisierter Form (Art. 4 Nr. 5 
DSGVO) erfolgt oder 

 b) die Verarbeitung in pseudonymisierter Form (Art. 4 Nr. 5 
DSGVO) erfolgt oder 

 c) Veröffentlichungen  c) Veröffentlichungen 
 aa) nicht oder  aa) nicht oder 
 bb) nur in anonymisierter oder pseudonymisierter Form oder  bb) nur in anonymisierter oder pseudonymisierter Form oder 
 cc) ohne Namen, Adressen oder Foto  cc) ohne Namen, Adressen oder Foto 
erfolgen oder erfolgen oder 
 d) die Verarbeitung ausschließlich zum Zweck der  d) die Verarbeitung ausschließlich zum Zweck der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anonymisierung oder Pseudonymisierung erfolgt und keine Offenlegung direkt 
personenbezogener Daten an Dritte (Art. 4 Nr. 10 DSGVO) damit verbunden ist, 

Anonymisierung oder Pseudonymisierung erfolgt und keine Offenlegung direkt 
personenbezogener Daten an Dritte (Art. 4 Nr. 10 DSGVO) damit verbunden ist, 

 2. die Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen für den Tätigkeitsbereich „Forschung“ (bPK-BF-FO) sowie 
von verschlüsselten bPK gemäß § 13 Abs. 2 E-GovG innerhalb der in Art. 12 
Abs. 3 DSGVO genannten Frist von der Stammzahlenregisterbehörde verlangen, 
wenn 

 2. die Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen für den Tätigkeitsbereich „Forschung“ (bPK-BF-FO) sowie 
von verschlüsselten bPK gemäß § 13 Abs. 2 E-GovG innerhalb der in Art. 12 
Abs. 3 DSGVO genannten Frist von der Stammzahlenregisterbehörde verlangen, 
wenn 

 a) die Antragstellerin oder der Antragsteller eine wissenschaftliche 
Einrichtung gemäß § 2c Abs. 1 ist oder über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c 
Abs. 2 verfügt, 

 a) die Antragstellerin oder der Antragsteller eine wissenschaftliche 
Einrichtung gemäß § 2c Abs. 1 ist oder über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c 
Abs. 2 verfügt, 

 b) die Kosten für die Ausstattung mit bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen ersetzt werden und 

 b) die Kosten für die Ausstattung mit bereichsspezifischen 
Personenkennzeichen ersetzt werden und 

 c) die Antragstellerin oder der Antragsteller zumindest Vorname, 
Nachname und Geburtsdatum für jeden auszustattenden Datensatz bereitstellt 

 c) die Antragstellerin oder der Antragsteller zumindest Vorname, 
Familienname und Geburtsdatum für jeden auszustattenden Datensatz bereitstellt 

sowie sowie 
 3. von Verantwortlichen, die bundesgesetzlich vorgesehene 
Register – mit Ausnahme der in den Bereichen der Gerichtsbarkeit sowie der 
Rechtsanwälte und Notare im Rahmen des jeweiligen gesetzlichen 
Wirkungsbereichs geführten Register und des Strafregisters – führen, sowie im 
Falle von ELGA von der ELGA-Ombudsstelle, die Bereitstellung von Daten 
(§ 2b Z 5) innerhalb der in Art. 12 Abs. 3 DSGVO genannten Frist aus diesen 
Registern in elektronischer Form verlangen, wobei Namensangaben durch 
bereichsspezifische Personenkennzeichen „Forschung“ (bPK-BF-FO) zu ersetzen 
sind, es sei denn die Namensangaben sind zur Erreichung von Zwecken gemäß 
Art. 89 Abs. 1 DSGVO erforderlich, wenn 

 3. von Verantwortlichen, die bundesgesetzlich vorgesehene 
Register – mit Ausnahme der in den Bereichen der Gerichtsbarkeit sowie der 
Rechtsanwälte und Notare im Rahmen des jeweiligen gesetzlichen 
Wirkungsbereichs geführten Register und des Strafregisters – führen, sowie im 
Falle von ELGA von der ELGA-Ombudsstelle, die Bereitstellung von Daten 
(§ 2b Z 5) innerhalb der in Art. 12 Abs. 3 DSGVO genannten Frist aus diesen 
Registern in elektronischer Form verlangen, wobei Namensangaben durch 
bereichsspezifische Personenkennzeichen „Forschung“ (bPK-BF-FO) zu ersetzen 
sind, es sei denn die Namensangaben sind zur Erreichung von Zwecken gemäß 
Art. 89 Abs. 1 DSGVO erforderlich, wenn 

 a) die Verarbeitung ausschließlich für Zwecke der Lebens- und 
Sozialwissenschaften erfolgt, 

 a) die Verarbeitung ausschließlich für Zwecke der Lebens- und 
Sozialwissenschaften erfolgt, 

 b) das Register in einer Verordnung gemäß § 38b angeführt ist,  b) das Register in einer Verordnung gemäß § 38b angeführt ist, 
 c) die Antragstellerin oder der Antragsteller eine wissenschaftliche 
Einrichtung gemäß § 2c Abs. 1 ist oder über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c 
Abs. 2 verfügt, 

 c) die Antragstellerin oder der Antragsteller eine wissenschaftliche 
Einrichtung gemäß § 2c Abs. 1 ist oder über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c 
Abs. 2 verfügt, 

 d) die Kosten für die Bereitstellung der Daten (§ 2b Z 5) ersetzt 
werden und 

 d) die Kosten für die Bereitstellung der Daten (§ 2b Z 5) ersetzt 
werden und 

 e) falls ein Abgleich mit vorhandenen Daten beantragt wird, beim 
Antrag auf Bereitstellung der Daten die entsprechenden bPK gemäß § 13 Abs. 2 
E-GovG der betroffenen Personen zur Verfügung gestellt werden. 

 e) falls ein Abgleich mit vorhandenen Daten beantragt wird, beim 
Antrag auf Bereitstellung der Daten die entsprechenden bPK gemäß § 13 Abs. 2 
E-GovG der betroffenen Personen zur Verfügung gestellt werden. 

(3) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ist die Verarbeitung von Daten (3) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ist die Verarbeitung von Daten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(§ 2b Z 5) gemäß Art. 9 Abs. 2 Buchstabe j DSGVO zulässig, wenn die 
betroffene Person freiwillig, in informierter Weise und unmissverständlich ihren 
Willen in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden 
Handlung bekundet, mit der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten einverstanden zu sein, wobei die Angabe eines 
Zweckes durch die Angabe 

(§ 2b Z 5) gemäß Art. 9 Abs. 2 Buchstabe j DSGVO zulässig, wenn die 
betroffene Person freiwillig, in informierter Weise und unmissverständlich ihren 
Willen in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden 
Handlung bekundet, mit der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten einverstanden zu sein, wobei die Angabe eines 
Zweckes durch die Angabe 

 1. eines Forschungsbereiches oder  1. eines Forschungsbereiches oder 
 2. mehrerer Forschungsbereiche oder  2. mehrerer Forschungsbereiche oder 
 3. von Forschungsprojekten oder  3. von Forschungsprojekten oder 
 4. von Teilen von Forschungsprojekten  4. von Teilen von Forschungsprojekten 
erfolgen darf („broad consent“). erfolgen darf („broad consent“). 
(4) Hinsichtlich der Weiterverarbeitung gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b 
DSGVO zu Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO stellen diese keine 
unzulässigen Zwecke im Sinne des § 62 Abs. 1 Z 2 DSG dar. 

(4) Hinsichtlich der Weiterverarbeitung gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b 
DSGVO zu Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO stellen diese keine 
unzulässigen Zwecke im Sinne des § 62 Abs. 1 Z 2 DSG dar. 

(5) Gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO dürfen personenbezogene Daten 
für Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO unbeschränkt gespeichert und 
gegebenenfalls sonst verarbeitet werden, soweit gesetzlich keine zeitlichen 
Begrenzungen vorgesehen sind. 

(5) Gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO dürfen personenbezogene Daten 
für Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO unbeschränkt gespeichert und 
gegebenenfalls sonst verarbeitet werden, soweit gesetzlich keine zeitlichen 
Begrenzungen vorgesehen sind. 

(6) Die folgenden Rechte finden insoweit keine Anwendung, als dadurch die 
Erreichung von Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO voraussichtlich 
unmöglich gemacht oder ernsthaft beeinträchtigt wird: 

(6) Die folgenden Rechte finden insoweit keine Anwendung, als dadurch die 
Erreichung von Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO voraussichtlich 
unmöglich gemacht oder ernsthaft beeinträchtigt wird: 

 1. Auskunftsrecht der betroffenen Person (Art. 15 DSGVO),  1. Auskunftsrecht der betroffenen Person (Art. 15 DSGVO), 
 2. Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO),  2. Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), 
 3. Recht auf Löschung bzw. Recht auf Vergessenwerden (Art. 17 
DSGVO), 

 3. Recht auf Löschung bzw. Recht auf Vergessenwerden (Art. 17 
DSGVO), 

 4. Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO),  4. Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO), 
 5. Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) sowie  5. Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) sowie 
 6. Widerspruchsrecht (Art. 21 DSGVO).  6. Widerspruchsrecht (Art. 21 DSGVO). 
(7) Auf Grundlage des Art. 9 Abs. 2 Buchstabe j DSGVO ist im Sinne des § 7 
Abs. 2 Z 1 DSG die Einholung einer Genehmigung der Datenschutzbehörde 
gemäß § 7 Abs. 2 Z 3 DSG nicht erforderlich, wenn die Verarbeitung in 
Übereinstimmung mit diesem Abschnitt erfolgt. 

(7) Auf Grundlage des Art. 9 Abs. 2 Buchstabe j DSGVO ist im Sinne des § 7 
Abs. 2 Z 1 DSG die Einholung einer Genehmigung der Datenschutzbehörde 
gemäß § 7 Abs. 2 Z 3 DSG nicht erforderlich, wenn die Verarbeitung in 
Übereinstimmung mit diesem Abschnitt erfolgt. 

(8) Abweichend von § 12 Abs. 4 Z 3 und 4 DSG ist im Anwendungsbereich 
dieses Bundesgesetzes und des § 44 KAKuG sowohl der automationsunterstützte 
Abgleich von mittels Bildaufnahmen gewonnenen personenbezogenen Daten mit 
anderen personenbezogenen Daten als auch die Auswertung von mittels 
Bildaufnahmen gewonnen personenbezogenen Daten anhand von besonderen 

(8) Abweichend von § 12 Abs. 4 Z 3 und 4 DSG ist im Anwendungsbereich 
dieses Bundesgesetzes und des § 44 KAKuG sowohl der automationsunterstützte 
Abgleich von mittels Bildaufnahmen gewonnenen personenbezogenen Daten mit 
anderen personenbezogenen Daten als auch die Auswertung von mittels 
Bildaufnahmen gewonnen personenbezogenen Daten anhand von besonderen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kategorien personenbezogener Daten (Art. 9 DSGVO) als Auswahlkriterium für 
Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO zulässig, vorausgesetzt 

Kategorien personenbezogener Daten (Art. 9 DSGVO) als Auswahlkriterium für 
Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO zulässig, vorausgesetzt 

 1. die Verarbeitung erfolgt durch wissenschaftliche Einrichtungen 
und 

 1. die Verarbeitung erfolgt durch wissenschaftliche Einrichtungen 
und 

 2. durch die Verarbeitung erfolgt keine Veröffentlichung 
personenbezogener Daten. 

 2. durch die Verarbeitung erfolgt keine Veröffentlichung 
personenbezogener Daten. 

(9) Bereichsspezifische Personenkennzeichen (§ 9 E-GovG) dürfen für Zwecke 
dieses Bundesgesetzes in maschinenlesbarer Form an Forschungsmaterial (§ 2b 
Z 6) angebracht werden. 

(9) Bereichsspezifische Personenkennzeichen (§ 9 E-GovG) dürfen für Zwecke 
dieses Bundesgesetzes in maschinenlesbarer Form an Forschungsmaterial (§ 2b 
Z 6) angebracht werden. 

Qualitätsmanagement Qualitätsmanagement 
§ 2e. (1) Die Feststellung der mittel- und langfristigen Wirkungen dient § 2e. (1) Die Feststellung der mittel- und langfristigen Wirkungen dient 
 1. dem optimalen Mitteleinsatz von öffentlichen Stellen zur 
Förderung von Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie 

 1. dem optimalen Mitteleinsatz von öffentlichen Stellen zur 
Förderung von Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie 

 2. der bestmöglichen Entwicklung des Wissensstandes in den in 
Art. 89 Abs. 1 DSGVO genannten Disziplinen durch Veröffentlichung, 
Anwendung und Verwertung des aktuellen Forschungsstandes sowie 
Beobachtung und Evaluierung von Tätigkeiten der Forschung und 
experimentellen Entwicklung (§ 2b Z 10). 

 2. der bestmöglichen Entwicklung des Wissensstandes in den in 
Art. 89 Abs. 1 DSGVO genannten Disziplinen durch Veröffentlichung, 
Anwendung und Verwertung des aktuellen Forschungsstandes sowie 
Beobachtung und Evaluierung von Tätigkeiten der Forschung und 
experimentellen Entwicklung (§ 2b Z 10). 

(2) Zur Feststellung der Wirkungen gemäß Abs. 1, die von der Tätigkeit von 
wissenschaftlichen Einrichtungen (§ 2b Z 12) ausgelöst werden, dürfen diese 
insbesondere die folgenden Daten direkt personenbezogen verarbeiten, jedoch nur 
in pseudonymisierter oder anonymisierter Form veröffentlichen: 

(2) Zur Feststellung der Wirkungen gemäß Abs. 1, die von der Tätigkeit von 
wissenschaftlichen Einrichtungen (§ 2b Z 12) ausgelöst werden, dürfen diese 
insbesondere die folgenden Daten direkt personenbezogen verarbeiten, jedoch nur 
in pseudonymisierter oder anonymisierter Form veröffentlichen: 

 1. hinsichtlich der Personen, die im Rahmen von Lehre bzw. 
Forschung tätig waren bzw. sind: 

 1. hinsichtlich der Personen, die im Rahmen von Lehre bzw. 
Forschung tätig waren bzw. sind: 

 a) sämtliche Daten gemäß § 2g Abs. 1 bis 4,  a) sämtliche Daten gemäß § 2g Abs. 1 bis 4, 
 b) soziobiografische und sozioökonomische Angaben,  b) soziobiografische und sozioökonomische Angaben, 
 c) qualitative Daten, wie insbesondere betreffend  c) qualitative Daten, wie insbesondere betreffend 
 aa) Relevanz des Studiums für die Beschäftigung,  aa) Relevanz des Studiums für die Beschäftigung, 
 bb) berufliches Fortkommen und Zufriedenheit,  bb) berufliches Fortkommen und Zufriedenheit, 
 cc) Wahrnehmung der Qualität und Relevanz ihrer Bildungs- und 
Ausbildungserfahrung sowie 

 cc) Wahrnehmung der Qualität und Relevanz ihrer Bildungs- und 
Ausbildungserfahrung sowie 

 d) quantitative Daten, wie insbesondere betreffend  d) quantitative Daten, wie insbesondere betreffend 
 aa) Einstieg ins Berufsleben und weitere (Aus-)Bildung,  aa) Einstieg ins Berufsleben und weitere (Aus-)Bildung, 
 bb) Einkommen,  bb) Einkommen, 
 cc) Art des Vertrags,  cc) Art des Vertrags, 
 dd) Beschäftigungsstatus,  dd) Beschäftigungsstatus, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 ee) Beruf, Berufsstatus und Tätigkeit (im Verlauf),  ee) Beruf, Berufsstatus und Tätigkeit (im Verlauf), 
 ff) Angaben zu geografischen und sektoralen Mobilitäten (§ 2b 
Z 7) sowie 

 ff) Angaben zu geografischen und sektoralen Mobilitäten (§ 2b 
Z 7) sowie 

 gg) sämtliche akademische Funktionen, Publikationen, 
Drittmitteleinwerbungen und Aktivitäten betreffend Technologietransfer sowie 

 gg) sämtliche akademische Funktionen, Publikationen, 
Drittmitteleinwerbungen und Aktivitäten betreffend Technologietransfer sowie 

 2. hinsichtlich der Personen, die im Rahmen der Lehre betreut 
wurden bzw. werden, die unter Z 1 genannten Angaben sowie quantitativen 
Daten, wie insbesondere betreffend 

 2. hinsichtlich der Personen, die im Rahmen der Lehre betreut 
wurden bzw. werden, die unter Z 1 genannten Angaben sowie quantitativen 
Daten, wie insbesondere betreffend 

 a) Studienintensität,  a) Studienintensität, 
 b) Studienmethode,  b) Studienmethode, 
 c) Qualifikation(en),  c) Qualifikation(en), 
 d) erhaltene Leistungspunkte sowie  d) erhaltene Leistungspunkte sowie 
 e) Studienfach.  e) Studienfach. 
(3) Zur Feststellung der Wirkungen gemäß Abs. 1, die von der Tätigkeit von 
wissenschaftlichen Einrichtungen gemäß § 2c Abs. 1 oder von wissenschaftlichen 
Einrichtungen, die über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c Abs. 2 verfügen, 
ausgelöst werden, dürfen diese sowie die allenfalls zuständigen 
Bundesministerinnen und Bundesminister 

(3) Zur Feststellung der Wirkungen gemäß Abs. 1, die von der Tätigkeit von 
wissenschaftlichen Einrichtungen gemäß § 2c Abs. 1 oder von wissenschaftlichen 
Einrichtungen, die über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c Abs. 2 verfügen, 
ausgelöst werden, dürfen diese sowie die allenfalls zuständigen 
Bundesministerinnen und Bundesminister 

 1. von der Stammzahlenregisterbehörde eine kostenlose 
Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen Personenkennzeichen Amtliche 
Statistik wie Verantwortliche des öffentlichen Bereichs gemäß § 10 Abs. 2 E-
GovG sowie 

 1. von der Stammzahlenregisterbehörde eine kostenlose 
Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen Personenkennzeichen Amtliche 
Statistik wie Verantwortliche des öffentlichen Bereichs gemäß § 10 Abs. 2 E-
GovG sowie 

 2. die Übermittlung von in Abs. 2 angeführten Daten von 
öffentlichen Stellen (§ 2b Z 8) und Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b 
Z 1) 

 2. die Übermittlung von in Abs. 2 angeführten Daten von 
öffentlichen Stellen (§ 2b Z 8) und Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b 
Z 1) 

verlangen. verlangen. 
(4) Zur Feststellung der Wirkungen gemäß Abs. 1 der Tätigkeit von Art 89-
Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) sind die Abs. 2 und 3 auf diese sowie 
die allenfalls zuständigen Bundesministerinnen und Bundesminister mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass 

(4) Zur Feststellung der Wirkungen gemäß Abs. 1 der Tätigkeit von Art-89-
Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) sind die Abs. 2 und 3 auf diese sowie 
die allenfalls zuständigen Bundesministerinnen und Bundesminister mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass 

 1. an die Stelle der natürlichen Personen gemäß Abs. 2 die 
natürlichen Personen und sonstigen Betroffenen (§ 6 Abs. 4 E-GovG) treten, die 
Art-89-Mittel beantragt oder erhalten haben, sowie 

 1. an die Stelle der natürlichen Personen gemäß Abs. 2 die 
natürlichen Personen und sonstigen Betroffenen (§ 6 Abs. 4 E-GovG) treten, die 
Art-89-Mittel beantragt oder erhalten haben, sowie 

 2. bei sonstigen Betroffenen (Z 1) an die Stelle der 
bereichsspezifischen Personenkennzeichen deren Stammzahl tritt. 

 2. bei sonstigen Betroffenen (Z 1) an die Stelle der 
bereichsspezifischen Personenkennzeichen deren Stammzahl tritt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Datengrundlagen für Tätigkeiten zu Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO Datengrundlagen für Tätigkeiten zu Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO 
§ 2f. (1) Wissenschaftliche Einrichtungen (§ 2b Z 12) dürfen Forschungsmaterial 
(§ 2b Z 6) für Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO insbesondere sammeln, 
archivieren und systematisch erfassen und dazu sämtliche Daten (§ 2b Z 5) 
verarbeiten, die erforderlich sind, um einen optimalen Zugang zu Daten (§ 2b 
Z 5) und Forschungsmaterial für Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO 
(„Repositories“) zu gewährleisten, wie insbesondere: 

§ 2f. (1) Wissenschaftliche Einrichtungen (§ 2b Z 12) dürfen Forschungsmaterial 
(§ 2b Z 6) für Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO insbesondere sammeln, 
archivieren und systematisch erfassen und dazu sämtliche Daten (§ 2b Z 5) 
verarbeiten, die erforderlich sind, um einen optimalen Zugang zu Daten (§ 2b 
Z 5) und Forschungsmaterial für Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO 
(„Repositories“) zu gewährleisten, wie insbesondere: 

 1. Namensangaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 1,  1. Namensangaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 1, 
 2. Personenmerkmale gemäß § 2g Abs. 2 Z 2, sowie insbesondere:  2. Personenmerkmale gemäß § 2g Abs. 2 Z 2, sowie insbesondere: 
 a) Zugehörigkeit zu einer sozialen, ethnischen oder kulturellen 
Gruppe, 

 a) Zugehörigkeit zu einer sozialen, ethnischen oder kulturellen 
Gruppe, 

 b) soziale Stellung,  b) soziale Stellung, 
 c) Beruf,  c) Beruf, 
 d) Sprachkenntnisse und sonstige, besondere Kenntnisse,  d) Sprachkenntnisse und sonstige, besondere Kenntnisse, 
 e) die Angaben gemäß lit. a bis d hinsichtlich der Vorfahren,  e) die Angaben gemäß lit. a bis d hinsichtlich der Vorfahren, 
 f) Personenkennung, insbesondere durch bereichsspezifisches 
Personenkennzeichen des Tätigkeitsbereichs „Bildung und Forschung“, 

 f) Personenkennung, insbesondere durch bereichsspezifisches 
Personenkennzeichen des Tätigkeitsbereichs „Bildung und Forschung“, 

 3. soweit verfügbar, Angaben zu sonstigen Betroffenen gemäß § 6 
Abs. 4 E-GovG, die in Beziehung zu den natürlichen Personen stehen, deren 
Daten verarbeitet werden sollen: 

 3. soweit verfügbar, Angaben zu sonstigen Betroffenen gemäß § 6 
Abs. 4 E-GovG, die in Beziehung zu den natürlichen Personen stehen, deren 
Daten verarbeitet werden sollen: 

 a) Bezeichnung,  a) Bezeichnung, 
 b) Rechtsform,  b) Rechtsform, 
 c) elektronische Kennung gemäß § 6 Abs. 3 E-GovG,  c) elektronische Kennung gemäß § 6 Abs. 3 E-GovG, 
 d) Angaben zur Beziehung zwischen den sonstigen Betroffenen 
und den natürlichen Personen, deren Daten verarbeitet werden sollen, 

 d) Angaben zur Beziehung zwischen den sonstigen Betroffenen 
und den natürlichen Personen, deren Daten verarbeitet werden sollen, 

 e) Gründungsdatum,  e) Gründungsdatum, 
 4. Adress- und Kontaktdaten gemäß § 2g Abs. 2 Z 5,  4. Adress- und Kontaktdaten gemäß § 2g Abs. 2 Z 5, 
 5. sonstige Daten, die für die Archivierung und Klassifikation 
erforderlich sind, wie etwa Fundortdaten oder Angaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 1 
und 2 zu Personen, die das Forschungsmaterial zur Verfügung gestellt haben, 
sowie 

 5. sonstige Daten, die für die Archivierung und Klassifikation 
erforderlich sind, wie etwa Fundortdaten oder Angaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 1 
und 2 zu Personen, die das Forschungsmaterial zur Verfügung gestellt haben, 
sowie 

 6. weitere Angaben, wie insbesondere:  6. weitere Angaben, wie insbesondere: 
 a) politische Hintergrundinformationen,  a) politische Hintergrundinformationen, 
 b) religiöse Hintergrundinformationen,  b) religiöse Hintergrundinformationen, 
 c) rechtliche Hintergrundinformationen,  c) rechtliche Hintergrundinformationen, 
 d) traditionelle Hintergrundinformationen,  d) traditionelle Hintergrundinformationen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 e) Hintergrundinformationen betreffend die Gesundheit, 
Gesundheitsdaten oder genetische Daten oder 

 e) Hintergrundinformationen betreffend die Gesundheit, 
Gesundheitsdaten oder genetische Daten oder 

 f) andere gruppenspezifische Hintergrundinformationen.  f) andere gruppenspezifische Hintergrundinformationen. 
(2) Abweichend von § 2d Abs. 1 Z 8 und Abs. 2 Z 1 dürfen wissenschaftliche 
Einrichtungen, die Verantwortliche der Repositories gemäß Abs. 1 sind, anderen 
wissenschaftlichen Einrichtungen direkt personenbezogene Daten bereitstellen, 
wenn 

(2) Abweichend von § 2d Abs. 1 Z 8 und Abs. 2 Z 1 dürfen wissenschaftliche 
Einrichtungen, die Verantwortliche der Repositories gemäß Abs. 1 sind, anderen 
wissenschaftlichen Einrichtungen direkt personenbezogene Daten bereitstellen, 
wenn 

 1. sie die anderen wissenschaftlichen Einrichtungen über deren 
Pflichten nach diesem Abschnitt und der Datenschutz-Grundverordnung 
nachweislich aufgeklärt haben, 

 1. sie die anderen wissenschaftlichen Einrichtungen über deren 
Pflichten nach diesem Abschnitt und der Datenschutz-Grundverordnung 
nachweislich aufgeklärt haben, 

 2. sie Vorkehrungen dafür getroffen haben, dass die anderen 
wissenschaftlichen Einrichtungen ihre Pflichten nach diesem Abschnitt einhalten, 
und 

 2. sie Vorkehrungen dafür getroffen haben, dass die anderen 
wissenschaftlichen Einrichtungen ihre Pflichten nach diesem Abschnitt einhalten, 
und 

 3. eine von einer vertretungsbefugten Person der anderen 
wissenschaftlichen Einrichtung unterfertigte Erklärung vorliegt, dass gegenüber 
der anderen wissenschaftlichen Einrichtung in den letzten drei Jahren 

 3. eine von einer vertretungsbefugten Person der anderen 
wissenschaftlichen Einrichtung unterfertigte Erklärung vorliegt, dass gegenüber 
der anderen wissenschaftlichen Einrichtung in den letzten drei Jahren 

 a) keine Untersagung gemäß § 22 Abs. 4 DSG erfolgte und  a) keine Untersagung gemäß § 22 Abs. 4 DSG erfolgte und 
 b) keine Maßnahme gemäß Art. 58 Abs. 2 Buchstaben f bis j 
DSGVO gesetzt wurde. 

 b) keine Maßnahme gemäß Art. 58 Abs. 2 Buchstaben f bis j 
DSGVO gesetzt wurde. 

(3) Ungeachtet des Abs. 1 dürfen Daten und Forschungsmaterial, die als 
Grundlage für Tätigkeiten zu Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO verarbeitet 
wurden („Rohdaten“), ab Veröffentlichung der Ergebnisse dieser Tätigkeiten 

(3) Ungeachtet des Abs. 1 dürfen Daten und Forschungsmaterial, die als 
Grundlage für Tätigkeiten zu Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO verarbeitet 
wurden („Rohdaten“), ab Veröffentlichung der Ergebnisse dieser Tätigkeiten 

 1. zum Nachweis der Einhaltung guter wissenschaftlicher Praxis 
mindestens 10 Jahre sowie 

 1. zum Nachweis der Einhaltung guter wissenschaftlicher Praxis 
mindestens 10 Jahre sowie 

 2. zur Geltendmachung, Ausübung und Verteidigung von 
Rechtsansprüchen bis zu 30 Jahre 

 2. zur Geltendmachung, Ausübung und Verteidigung von 
Rechtsansprüchen bis zu 30 Jahre 

gespeichert und gegebenenfalls sonst verarbeitet werden. gespeichert und gegebenenfalls sonst verarbeitet werden. 
(4) Verarbeitungen im Rahmen von biologischen Proben- und Datensammlungen 
aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, 
wie dem Schutz vor schwerwiegenden grenzüberschreitenden 
Gesundheitsgefahren oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und 
Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und 
Medizinprodukten, stellen zulässige Verarbeitungen im Sinne des Art. 9 Abs. 2 
Buchstaben h, i und j DSGVO dar. Die Verantwortlichen haben jedenfalls die 
folgenden, angemessenen und spezifischen Maßnahmen vorzusehen: 

(4) Verarbeitungen im Rahmen von biologischen Proben- und Datensammlungen 
aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, 
wie dem Schutz vor schwerwiegenden grenzüberschreitenden 
Gesundheitsgefahren oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und 
Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und 
Medizinprodukten, stellen zulässige Verarbeitungen im Sinne des Art. 9 Abs. 2 
Buchstaben h, i und j DSGVO dar. Die Verantwortlichen haben jedenfalls die 
folgenden, angemessenen und spezifischen Maßnahmen vorzusehen: 

 1. die schnellstmögliche Pseudonymisierung, wenn dennoch die 
Zwecke der Verarbeitungen erfüllt werden können, sowie 

 1. die schnellstmögliche Pseudonymisierung, wenn dennoch die 
Zwecke der Verarbeitungen erfüllt werden können, sowie 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. die Einhaltung der gemäß Art. 32 DSGVO erforderlichen 
Datensicherheitsmaßnahmen. 

 2. die Einhaltung der gemäß Art. 32 DSGVO erforderlichen 
Datensicherheitsmaßnahmen. 

(5) Für Zwecke der Lehre, insbesondere das Verfassen schriftlicher Seminar- und 
Prüfungsarbeiten, Bachelorarbeiten sowie wissenschaftlicher und künstlerischer 
Arbeiten durch Studierende, dürfen sämtliche personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, wenn sichergestellt ist, dass – außer zulässigen 
Verarbeitungen – keine Übermittlung an Empfängerinnen oder Empfänger zu 
anderen Zwecken als gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO erfolgt. 

(5) Für Zwecke der Lehre, insbesondere das Verfassen schriftlicher Seminar- und 
Prüfungsarbeiten, Bachelorarbeiten sowie wissenschaftlicher und künstlerischer 
Arbeiten durch Studierende, dürfen sämtliche personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, wenn sichergestellt ist, dass – außer zulässigen 
Verarbeitungen – keine Übermittlung an Empfängerinnen oder Empfänger zu 
anderen Zwecken als gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO erfolgt. 

(6) Für Zwecke der medizinischen Forschung und sterbefallbezogener Analysen 
darf die Bundesanstalt Statistik Österreich wissenschaftlichen Einrichtungen nach 
Vereinbarung der konkreten Anwendungsbereiche und eines angemessenen 
Kostenersatzes das Sterbedatum und die Todesursache von Betroffenen 
übermitteln. Die wissenschaftlichen Einrichtungen und deren Angehörige 
unterliegen hinsichtlich dieser Daten der Geheimhaltungspflicht gemäß § 17 
Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes 2000 und dürfen diese Daten ausschließlich 
für wissenschaftliche Zwecke verwenden. 

(6) Für Zwecke der medizinischen Forschung und sterbefallbezogener Analysen 
darf die Bundesanstalt Statistik Österreich wissenschaftlichen Einrichtungen nach 
Vereinbarung der konkreten Anwendungsbereiche und eines angemessenen 
Kostenersatzes das Sterbedatum und die Todesursache von Betroffenen 
übermitteln. Die wissenschaftlichen Einrichtungen und deren Angehörige 
unterliegen hinsichtlich dieser Daten der Geheimhaltungspflicht gemäß § 17 
Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes 2000 und dürfen diese Daten ausschließlich 
für wissenschaftliche Zwecke verwenden. 

(7) An Medizinischen Universitäten bzw. Universitäten, an denen eine 
Medizinische Fakultät eingerichtet ist, ist vor Übermittlung gemäß Abs. 6 die 
Ethikkommission gemäß § 30 UG zu befassen. An anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen (§ 2b Z 12) ist – sofern eingerichtet – eine Ethikkommission 
gemäß § 8c KAKuG oder eine vergleichbare Ethikkommission zu befassen.“ 

(7) An Medizinischen Universitäten bzw. Universitäten, an denen eine 
Medizinische Fakultät eingerichtet ist, ist vor Übermittlung gemäß Abs. 6 die 
Ethikkommission gemäß § 30 UG zu befassen. An anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen (§ 2b Z 12) ist – sofern eingerichtet – eine Ethikkommission 
gemäß § 8c KAKuG oder eine vergleichbare Ethikkommission zu befassen. 

Verarbeitungen durch Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen Verarbeitungen durch Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen 
§ 2g. (1) Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) dürfen zur Vergabe 
von Art-89-Mitteln für die Entwicklung und Erschließung der Künste und 
Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie der Geltendmachung, Ausübung 
und Verteidigung von Rechtsansprüchen insbesondere 

§ 2g. (1) Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) dürfen zur Vergabe 
von Art-89-Mitteln für die Entwicklung und Erschließung der Künste und 
Zwecken gemäß Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie der Geltendmachung, Ausübung 
und Verteidigung von Rechtsansprüchen insbesondere 

 1. Anträge, Anbote, Verträge, Gutachten sowie sonstige Daten im 
Sinne des § 2b Z 5 („Förderunterlagen“) verarbeiten, d.h. insbesondere an andere 
Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen, öffentliche Stellen, Gutachterinnen und 
Gutachter sowie Auftragsverarbeiter übermitteln, wobei Förderunterlagen 
jedenfalls für die Dauer von zehn Jahren, und zwar 

 1. Anträge, Anbote, Verträge, Gutachten sowie sonstige Daten im 
Sinne des § 2b Z 5 („Förderunterlagen“) verarbeiten, d.h. insbesondere an andere 
Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen, öffentliche Stellen, Gutachterinnen und 
Gutachter sowie Auftragsverarbeiter übermitteln, wobei Förderunterlagen 
jedenfalls für die Dauer von zehn Jahren, und zwar 

 a) im Falle der Zurücknahme oder Nichtweiterverfolgung des 
Antrags oder Anbots oder einer negativen Entscheidung ab dem letzten Kontakt 
und 

 a) im Falle der Zurücknahme oder Nichtweiterverfolgung des 
Antrags oder Anbots oder einer negativen Entscheidung ab dem letzten Kontakt 
und 

 b) im Falle einer positiven Entscheidung ab dem Ende des Jahres 
der Auszahlung der gesamten Art-89-Mittel (§ 2b Z 2) oder des gesamten 

 b) im Falle einer positiven Entscheidung ab dem Ende des Jahres 
der Auszahlung der gesamten Art-89-Mittel (§ 2b Z 2) oder des gesamten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Entgelts, Entgelts, 
gespeichert und gegebenenfalls sonst verarbeitet werden dürfen, oder gespeichert und gegebenenfalls sonst verarbeitet werden dürfen, oder 
 2. im Internet oder im Rahmen sonst öffentlich zugänglicher 
Berichte 

 2. im Internet oder im Rahmen sonst öffentlich zugänglicher 
Berichte 

 a) bei natürlichen Personen  a) bei natürlichen Personen 
 aa) Vornamen,  aa) Vornamen, 
 bb) Familiennamen,  bb) Familiennamen, 
 cc) akademische Titel,  cc) akademische Titel, 
 dd) Geschlecht,  dd) Geschlecht, 
 ee) Foto sowie  ee) Foto sowie 
 ff) gegebenenfalls die Herkunfts- und Zielinstitution und  ff) gegebenenfalls die Herkunfts- und Zielinstitution und 
 b) sonst Bezeichnung, Anschrift und Sitz  b) sonst Bezeichnung, Anschrift und Sitz 
von Empfängerinnen und Empfängern von Art-89-Mitteln, Auftragswerberinnen 
und -werbern, Projektleiterinnen und -leitern sowie Projektpartnerinnen und -
partnern jedenfalls zehn Jahre ab Zuerkennung der beantragten Art-89-Mittel 
oder Beauftragung, danach bis auf Widerruf, gemeinsam mit dem Titel, der 
Beschreibung, der Laufzeit und weiteren Angaben zum geförderten Projekt 
veröffentlichen, es sei denn, die Veröffentlichung ist geeignet, die öffentliche 
Sicherheit, die Strafrechtspflege, die umfassende Landesverteidigung, die 
auswärtigen Beziehungen oder berechtigte private oder geschäftliche Interessen 
zu verletzen, oder 

von Empfängerinnen und Empfängern von Art-89-Mitteln, Auftragswerberinnen 
und -werbern, Projektleiterinnen und -leitern sowie Projektpartnerinnen und -
partnern jedenfalls zehn Jahre ab Zuerkennung der beantragten Art-89-Mittel 
oder Beauftragung, danach bis auf Widerruf, gemeinsam mit dem Titel, der 
Beschreibung, der Laufzeit und weiteren Angaben zum geförderten Projekt 
veröffentlichen, es sei denn, die Veröffentlichung ist geeignet, die öffentliche 
Sicherheit, die Strafrechtspflege, die umfassende Landesverteidigung, die 
auswärtigen Beziehungen oder berechtigte private oder geschäftliche Interessen 
zu verletzen, oder 

 3. die folgenden Daten von Empfängerinnen und Empfängern von 
Art-89-Mitteln oder Auftragswerberinnen und -werbern für Zwecke der 
Kontaktaufnahme jedenfalls für die Dauer von zehn Jahren ab dem in Z 1 lit. a 
oder b angeführten Zeitpunkt speichern und gegebenenfalls sonst verarbeiten: 

 3. die folgenden Daten von Empfängerinnen und Empfängern von 
Art-89-Mitteln oder Auftragswerberinnen und -werbern für Zwecke der 
Kontaktaufnahme jedenfalls für die Dauer von zehn Jahren ab dem in Z 1 lit. a 
oder b angeführten Zeitpunkt speichern und gegebenenfalls sonst verarbeiten: 

 a) die Namensangaben gemäß Abs. 2 Z 1,  a) die Namensangaben gemäß Abs. 2 Z 1, 
 b) die Personenmerkmale gemäß Abs. 2 Z 2,  b) die Personenmerkmale gemäß Abs. 2 Z 2, 
 c) die Adress- und Kontaktdaten gemäß Abs. 2 Z 5,  c) die Adress- und Kontaktdaten gemäß Abs. 2 Z 5, 
 d) die Angaben gemäß lit. a bis c zu allfälligen 
Projektpartnerinnen und -partnern, 

 d) die Angaben gemäß lit. a bis c zu allfälligen 
Projektpartnerinnen und -partnern, 

 e) soweit verfügbar, Angaben zur Ausbildung gemäß Abs. 2 Z 7,  e) soweit verfügbar, Angaben zur Ausbildung gemäß Abs. 2 Z 7, 
 f) soweit verfügbar, Angaben zu  f) soweit verfügbar, Angaben zu 
 aa) erhaltenen Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2), insbesondere Angaben zu 
geförderten Projekten, sowie 

 aa) erhaltenen Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2), insbesondere Angaben zu 
geförderten Projekten, sowie 

 bb) Mobilitäten gemäß § 10a Abs. 4 OeADG.  bb) Mobilitäten gemäß § 10a Abs. 4 OeADG. 
(2) Anträge, Anbote und Verträge (Abs. 1 Z 1) dürfen insbesondere folgende 
Daten umfassen: 

(2) Anträge, Anbote und Verträge (Abs. 1 Z 1) dürfen insbesondere folgende 
Daten umfassen: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. Namensangaben:  1. Namensangaben: 
 a) Vorname(n), Familienname bzw. Bezeichnung,  a) Vorname(n), Familienname bzw. Bezeichnung, 
 b) Geburtsname,  b) Geburtsname, 
 c) akademischer Grad,  c) akademischer Grad, 
 d) Titel, Ansprache,  d) Titel, Ansprache, 
 2. Personenmerkmale:  2. Personenmerkmale: 
 a) Geburtsdatum,  a) Geburtsdatum, 
 b) Geburtsort, soweit verfügbar,  b) Geburtsort, soweit verfügbar, 
 c) Geschlecht,  c) Geschlecht, 
 d) Staatsangehörigkeit,  d) Staatsangehörigkeit, 
 3. Angaben zur Identifikation, wie insbesondere  3. Angaben zur Identifikation, wie insbesondere 
 a) Nummer, ausstellende Behörde und Ausstellungsdatum der zur 
Identifikation verwendeten amtlichen Lichtbildausweise oder 

 a) Nummer, ausstellende Behörde und Ausstellungsdatum der zur 
Identifikation verwendeten amtlichen Lichtbildausweise oder 

 b) nationale Personenkennungen in Form bereichsspezifischer 
Personenkennzeichen, wie insbesondere des Tätigkeitsbereichs „Bildung und 
Forschung“, oder 

 b) nationale Personenkennungen in Form bereichsspezifischer 
Personenkennzeichen, wie insbesondere des Tätigkeitsbereichs „Bildung und 
Forschung“, oder 

 c) interne oder internationale Personenkennungen,  c) interne oder internationale Personenkennungen, 
 4. soweit verfügbar, Angaben zur Institution der antragstellenden 
Person(en): 

 4. soweit verfügbar, Angaben zur Institution der antragstellenden 
Person(en): 

 a) Bezeichnung,  a) Bezeichnung, 
 b) Rechtsform,  b) Rechtsform, 
 c) elektronische Kennung gemäß § 6 Abs. 3 E-GovG,  c) elektronische Kennung gemäß § 6 Abs. 3 E-GovG, 
 d) Adress- und Kontaktdaten der Institution gemäß Z 5,  d) Adress- und Kontaktdaten der Institution gemäß Z 5, 
 e) Kontaktperson mit den Angaben gemäß Z 1 und 5,  e) Kontaktperson mit den Angaben gemäß Z 1 und 5, 
 5. Adress- und Kontaktdaten:  5. Adress- und Kontaktdaten: 
 a) Adressdaten,  a) Adressdaten, 
 b) Angaben zur elektronischen Erreichbarkeit,  b) Angaben zur elektronischen Erreichbarkeit, 
 6. Angaben gemäß Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 4 Z 3 zu 
Projektpartnerinnen und -partnern, 

 6. Angaben gemäß Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 4 Z 3 zu 
Projektpartnerinnen und -partnern, 

 7. Angaben zur Ausbildung und wissenschaftlichen Karriere, wie 
insbesondere 

 7. Angaben zur Ausbildung und wissenschaftlichen Karriere, wie 
insbesondere 

 a) Beginn, Dauer und Erfolg von absolvierten Ausbildungen,  a) Beginn, Dauer und Erfolg von absolvierten Ausbildungen, 
 b) besuchte Bildungseinrichtungen, wenn möglich unter Angabe 
von Studienkennzahl und Studienrichtung, 

 b) besuchte Bildungseinrichtungen, wenn möglich unter Angabe 
von Studienkennzahl und Studienrichtung, 

 c) Angaben zu Mobilitäten gemäß § 10a OeADG,  c) Angaben zu Mobilitäten gemäß § 10a OeADG, 
 d) Hauptforschungsbereiche,  d) Hauptforschungsbereiche, 
 e) bisherige Publikationen,  e) bisherige Publikationen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 f) akademische Anerkennungen,  f) akademische Anerkennungen, 
 g) bisherige Projekte,  g) bisherige Projekte, 
 h) bisherige Kooperationspartnerinnen und -partner,  h) bisherige Kooperationspartnerinnen und -partner, 
 i) bisherige akademische Funktionen und wissenschaftlicher 
Werdegang, 

 i) bisherige akademische Funktionen und wissenschaftlicher 
Werdegang, 

 j) andere beantragte und bewilligte Art-89-Mittel (§ 2b Z 2) sowie  j) andere beantragte und bewilligte Art-89-Mittel (§ 2b Z 2) sowie 
 8. Fotos aller am Projekt beteiligten natürlichen Personen,  8. Fotos aller am Projekt beteiligten natürlichen Personen, 
 9. sonstige Angaben, wie insbesondere  9. sonstige Angaben, wie insbesondere 
 a) zu unterhaltspflichtigen Kindern und Partnerinnen und Partnern,  a) zu unterhaltspflichtigen Kindern und Partnerinnen und Partnern, 
 b) zur Bankverbindung,  b) zur Bankverbindung, 
 c) zur beruflichen Position,  c) zur beruflichen Position, 
 d) Daten (§ 2b Z 5), die für die sachgemäße Abwicklung und 
Evaluierung von Anträgen, Anboten und Verträgen erforderlich sind sowie 

 d) Daten (§ 2b Z 5), die für die sachgemäße Abwicklung und 
Evaluierung von Anträgen, Anboten und Verträgen erforderlich sind sowie 

 e) Daten (§ 2b Z 5) betreffend die Einstellung und Rückforderung 
von Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2). 

 e) Daten (§ 2b Z 5) betreffend die Einstellung und Rückforderung 
von Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2). 

(3) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, der Strafrechtspflege, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen oder berechtigter 
privater Interessen dürfen Anträge und Anbote über Abs. 2 hinaus auch 

(3) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, der Strafrechtspflege, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen oder berechtigter 
privater Interessen dürfen Anträge und Anbote über Abs. 2 hinaus auch 

 1. Gesundheitsdaten und  1. Gesundheitsdaten und 
 2. personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten 

 2. personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten 

umfassen. umfassen. 
(4) Empfängerinnen und Empfängern von Art-89-Mitteln, Beauftragte sowie 
Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen dürfen für Zwecke der Abwicklung, der 
Dokumentation und Beweissicherung, des Monitorings und der Revision von 
Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2) sowie Beauftragungen über Abs. 2 hinaus insbesondere 
folgende Daten verarbeiten: 

(4) Empfängerinnen und Empfängern von Art-89-Mitteln, Beauftragte sowie Art-
89-Förder- und Zuwendungsstellen dürfen für Zwecke der Abwicklung, der 
Dokumentation und Beweissicherung, des Monitorings und der Revision von 
Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2) sowie Beauftragungen über Abs. 2 hinaus insbesondere 
folgende Daten verarbeiten: 

 1. Angaben zur näheren Beschreibung des Projekts, wie etwa 
Titel, Laufzeit, Thema und Klassifikation, 

 1. Angaben zur näheren Beschreibung des Projekts, wie etwa 
Titel, Laufzeit, Thema und Klassifikation, 

 2. Angaben zu allen im Rahmen des Projekts beschäftigten 
Personen, wie insbesondere 

 2. Angaben zu allen im Rahmen des Projekts beschäftigten 
Personen, wie insbesondere 

 a) Arbeitsverträge,  a) Arbeitsverträge, 
 b) nähere Angaben zum Arbeitsverhältnis,  b) nähere Angaben zum Arbeitsverhältnis, 
 c) Arbeitszeitaufzeichnungen,  c) Arbeitszeitaufzeichnungen, 
 d) Abwesenheiten,  d) Abwesenheiten, 
 e) Gehaltsbelege,  e) Gehaltsbelege, 
 f) Qualifizierungs- und Karriereschritte sowie  f) Qualifizierungs- und Karriereschritte sowie 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 g) Angaben zu Reise- und Vortragstätigkeiten sowie  g) Angaben zu Reise- und Vortragstätigkeiten sowie 
 3. Angaben zur wirtschaftlichen und unternehmerischen Tätigkeit 
vor und nach der Auszahlung der gesamten Art-89-Mittel (§ 2b Z 2) oder des 
gesamten Entgelts, wie insbesondere 

 3. Angaben zur wirtschaftlichen und unternehmerischen Tätigkeit 
vor und nach der Auszahlung der gesamten Art-89-Mittel (§ 2b Z 2) oder des 
gesamten Entgelts, wie insbesondere 

 a) Unternehmensdaten,  a) Unternehmensdaten, 
 b) Strukturdaten und  b) Strukturdaten und 
 c) Leistungsdaten sowie  c) Leistungsdaten sowie 
 4. sonstige Kostennachweise.  4. sonstige Kostennachweise. 
(5) Für die Verarbeitungen gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 sowie Abs. 4 sind das Recht 
auf Löschung gemäß Art. 17 Abs. 3 Buchstabe b DSGVO und das 
Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 Abs. 6 DSGVO ab dem Zeitpunkt der 
Zuerkennung von Art-89-Mitteln ausgeschlossen. 

(5) Für die Verarbeitungen gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 sowie Abs. 4 sind das Recht 
auf Löschung gemäß Art. 17 Abs. 3 Buchstabe b DSGVO und das 
Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 Abs. 6 DSGVO ab dem Zeitpunkt der 
Zuerkennung von Art-89-Mitteln ausgeschlossen. 

(6) Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) haben über geplante 
Verarbeitungen gemäß Abs. 1 öffentlich einsehbar im Internet zu informieren. 

(6) Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) haben über geplante 
Verarbeitungen gemäß Abs. 1 öffentlich einsehbar im Internet zu informieren. 

(7) Die Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) sind Verantwortliche 
im Sinne des Art. 4 Nr. 7 DSGVO der Verarbeitungen gemäß Abs. 1. 

(7) Die Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1) sind Verantwortliche 
im Sinne des Art. 4 Nr. 7 DSGVO der Verarbeitungen gemäß Abs. 1. 

Erhöhung der Transparenz bei Verarbeitungen gemäß Art. 89 DSGVO Erhöhung der Transparenz bei Verarbeitungen gemäß Art. 89 DSGVO 
§ 2h. (1) Wissenschaftliche Einrichtungen (§ 2b Z 12) dürfen § 2h. (1) Wissenschaftliche Einrichtungen (§ 2b Z 12) dürfen 
 1. wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich in 
einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur jeweiligen wissenschaftlichen Einrichtung 
befinden, namentlich mit Foto und einer Liste ihrer Publikationen 

 1. wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich in 
einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur jeweiligen wissenschaftlichen Einrichtung 
befinden, namentlich mit Foto und einer Liste ihrer Publikationen 

 a) auf einer Website der wissenschaftlichen Einrichtung oder  a) auf einer Website der wissenschaftlichen Einrichtung oder 
 b) im Rahmen öffentlich zugänglicher Berichte der 
wissenschaftlichen Einrichtung 

 b) im Rahmen öffentlich zugänglicher Berichte der 
wissenschaftlichen Einrichtung 

anführen, es sei denn, die Veröffentlichung ist geeignet, die öffentliche 
Sicherheit, die Strafrechtspflege, die umfassende Landesverteidigung, die 
auswärtigen Beziehungen oder ein berechtigtes privates oder geschäftliches 
Interesse zu verletzen, wobei der Veröffentlichung eines Fotos gemäß lit. a 
jederzeit widersprochen werden kann, oder 

anführen, es sei denn, die Veröffentlichung ist geeignet, die öffentliche 
Sicherheit, die Strafrechtspflege, die umfassende Landesverteidigung, die 
auswärtigen Beziehungen oder ein berechtigtes privates oder geschäftliches 
Interesse zu verletzen, wobei der Veröffentlichung eines Fotos gemäß lit. a 
jederzeit widersprochen werden kann, oder 

 2. wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich 
nicht mehr in einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur jeweiligen 
wissenschaftlichen Einrichtung befinden, sowie Studierende namentlich 

 2. wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich 
nicht mehr in einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur jeweiligen 
wissenschaftlichen Einrichtung befinden, sowie Studierende namentlich 

 a) auf einer Website der wissenschaftlichen Einrichtung oder  a) auf einer Website der wissenschaftlichen Einrichtung oder 
 b) im Rahmen öffentlich zugänglicher Berichte der 
wissenschaftlichen Einrichtung 

 b) im Rahmen öffentlich zugänglicher Berichte der 
wissenschaftlichen Einrichtung 

anführen, es sei denn, die Veröffentlichung ist geeignet, die öffentliche anführen, es sei denn, die Veröffentlichung ist geeignet, die öffentliche 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sicherheit, die Strafrechtspflege, die umfassende Landesverteidigung, die 
auswärtigen Beziehungen oder ein berechtigtes privates oder geschäftliches 
Interesse zu verletzen, oder 

Sicherheit, die Strafrechtspflege, die umfassende Landesverteidigung, die 
auswärtigen Beziehungen oder ein berechtigtes privates oder geschäftliches 
Interesse zu verletzen, oder 

 3. über die Daten gemäß § 2g Abs. 1 Z 3 hinaus die folgenden 
Daten von ehemaligen wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
(Z 2) sowie von ehemaligen Studierenden verarbeiten und mit anderen öffentlich 
zugänglichen Informationen verknüpfen: 

 3. über die Daten gemäß § 2g Abs. 1 Z 3 hinaus die folgenden 
Daten von ehemaligen wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
(Z 2) sowie von ehemaligen Studierenden verarbeiten und mit anderen öffentlich 
zugänglichen Informationen verknüpfen: 

 a) Forschungsschwerpunkte sowie  a) Forschungsschwerpunkte sowie 
 b) Angaben zu Publikationen  b) Angaben zu Publikationen 
oder oder 
 4. Angaben zu natürlichen Personen, wie insbesondere  4. Angaben zu natürlichen Personen, wie insbesondere 
 a) Namenangaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 1,  a) Namenangaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 1, 
 b) Personenmerkmale gemäß § 2g Abs. 2 Z 2 sowie  b) Personenmerkmale gemäß § 2g Abs. 2 Z 2 sowie 
 c) Angaben zum Lebenslauf  c) Angaben zum Lebenslauf 
von Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern sowie ihnen nahestehenden 
Personen verarbeiten. 

von Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern sowie ihnen nahestehenden 
Personen verarbeiten. 

(2) Zum Zwecke der Wahrnehmung der Aufsichtspflicht haben wissenschaftliche 
Einrichtungen (§ 2b Z 12) sowie Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b 
Z 1), die öffentliche Stellen im Sinne des § 2b Z 8 sind, der jeweils zuständigen 
Bundesministerin oder dem jeweils zuständigen Bundesminister auf Anfrage – 
auch personenbezogene – Auswertungen zu den zumindest teilweise aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Art-89-Mitteln zu übermitteln. 

(2) Zum Zwecke der Wahrnehmung der Aufsichtspflicht haben wissenschaftliche 
Einrichtungen (§ 2b Z 12) sowie Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b 
Z 1), die öffentliche Stellen im Sinne des § 2b Z 8 sind, der jeweils zuständigen 
Bundesministerin oder dem jeweils zuständigen Bundesminister auf Anfrage – 
auch personenbezogene – Auswertungen zu den zumindest teilweise aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Art-89-Mitteln zu übermitteln. 

Organisatorische Aspekte und Rechtsschutz Organisatorische Aspekte und Rechtsschutz 
§ 2k. (1) Abweichend von § 5 Abs. 4 DSG müssen die Datenschutzbeauftragten 
im Ressortbereich des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung – außer in der Zentralstelle – weder dem Bundesministerium noch der 
jeweiligen nachgeordneten Dienststelle noch einer sonstigen öffentlichen Stelle 
oder Behörde angehören. 

§ 2k. (1) Abweichend von § 5 Abs. 4 DSG müssen die Datenschutzbeauftragten 
im Ressortbereich des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung – außer in der Zentralstelle – weder dem Bundesministerium noch der 
jeweiligen nachgeordneten Dienststelle noch einer sonstigen öffentlichen Stelle 
oder Behörde angehören. 

(2) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes (2) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes 
 1. ist § 30 Abs. 1 und 2 DSG mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
nur Verstöße gegen Bestimmungen der DSGVO, nicht aber gegen § 1 oder 
Artikel 2 1. Hauptstück des Datenschutzgesetzes zu Geldbußen führen können, 

 1. ist § 30 Abs. 1 und 2 DSG mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
nur Verstöße gegen Bestimmungen der DSGVO, nicht aber gegen § 1 oder 
Artikel 2 1. Hauptstück des Datenschutzgesetzes zu Geldbußen führen können, 

 2. erstreckt sich die Straffreiheit gemäß § 30 Abs. 5 DSG nicht nur 
auf öffentliche Stellen (§ 2b Z 8) und Behörden, sondern – im Rahmen des 
konkreten Auftrages – jedenfalls auch auf die Auftragsverarbeiter von 
öffentlichen Stellen (§ 2b Z 8) und Behörden. 

 2. erstreckt sich die Straffreiheit gemäß § 30 Abs. 5 DSG nicht nur 
auf öffentliche Stellen (§ 2b Z 8) und Behörden, sondern – im Rahmen des 
konkreten Auftrages – jedenfalls auch auf die Auftragsverarbeiter von 
öffentlichen Stellen (§ 2b Z 8) und Behörden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Die Identifikation von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern von 
wissenschaftlichen Einrichtungen gemäß § 2c Abs. 1 sowie von 
wissenschaftlichen Einrichtungen, die über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c 
Abs. 2 verfügen, darf in den Datenverarbeitungen dieser wissenschaftlichen 
Einrichtungen mittels bereichsspezifischer Personenkennzeichen erfolgen. Die 
wissenschaftlichen Einrichtungen dürfen zu diesem Zweck die kostenlose 
Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen Personenkennzeichen für den 
Tätigkeitsbereich „Personalverwaltung“ (bPK-PV) von der 
Stammzahlenregisterbehörde wie Verantwortliche des öffentlichen Bereichs 
verlangen. 

(3) Die Identifikation von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern von 
wissenschaftlichen Einrichtungen gemäß § 2c Abs. 1 sowie von 
wissenschaftlichen Einrichtungen, die über eine gültige Bestätigung gemäß § 2c 
Abs. 2 verfügen, darf in den Datenverarbeitungen dieser wissenschaftlichen 
Einrichtungen mittels bereichsspezifischer Personenkennzeichen erfolgen. Die 
wissenschaftlichen Einrichtungen dürfen zu diesem Zweck die kostenlose 
Ausstattung ihrer Daten mit bereichsspezifischen Personenkennzeichen für den 
Tätigkeitsbereich „Personalverwaltung“ (bPK-PV) von der 
Stammzahlenregisterbehörde wie Verantwortliche des öffentlichen Bereichs 
verlangen. 

(4) Soweit keine personenbezogenen Daten gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO 
verarbeitet werden, erfüllen die aufgrund des § 2d Abs. 2, 3, 6, 8 und 9, des § 2e 
Abs. 2 bis 5, des § 2f Abs. 1 bis 5, des § 2g Abs. 1 bis 4, des § 2h Abs. 1 bis 3, 
des § 2i Abs. 1, 4 und 5 sowie des Abs. 3 vorgenommenen Datenverarbeitungen 
die Voraussetzungen des Art. 35 Abs. 10 DSGVO für einen Entfall der 
Datenschutz-Folgenabschätzung, sodass insbesondere weder die in diesem 
Abschnitt genannten Art 89-Förder- und Zuwendungsstellen noch öffentlichen 
Stellen noch wissenschaftlichen Einrichtungen Datenschutz-Folgenabschätzungen 
durchführen müssen. 

(4) Soweit keine personenbezogenen Daten gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO 
verarbeitet werden, erfüllen die aufgrund des § 2d Abs. 2, 3, 6, 8 und 9, des § 2e 
Abs. 2 bis 5, des § 2f Abs. 1 bis 5, des § 2g Abs. 1 bis 4, des § 2h Abs. 1 bis 3, 
des § 2i Abs. 1, 4 und 5 sowie des Abs. 3 vorgenommenen Datenverarbeitungen 
die Voraussetzungen des Art. 35 Abs. 10 DSGVO für einen Entfall der 
Datenschutz-Folgenabschätzung, sodass insbesondere weder die in diesem 
Abschnitt genannten Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen noch öffentlichen 
Stellen noch wissenschaftlichen Einrichtungen Datenschutz-Folgenabschätzungen 
durchführen müssen. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht ist zur Entscheidung über Anträge wegen 
Rechtswidrigkeit des Verhaltens von Verantwortlichen, die Register gemäß § 2d 
Abs. 2 Z 3 führen, sowie im Falle von ELGA von der ELGA-Ombudsstelle, in 
Angelegenheiten gemäß § 2d Abs. 2 Z 3, zuständig. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht ist zur Entscheidung über Anträge wegen 
Rechtswidrigkeit des Verhaltens von Verantwortlichen, die Register gemäß § 2d 
Abs. 2 Z 3 führen, sowie im Falle von ELGA von der ELGA-Ombudsstelle, in 
Angelegenheiten gemäß § 2d Abs. 2 Z 3, zuständig. 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 

Berichtswesen Berichtswesen 

Forschungs- und Technologiebericht Forschungs- und Technologiebericht 
§ 8. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie dem Nationalrat bis 
zum 1. Juni eines jeden Jahres einen Lagebericht über die aus Bundesmitteln 
geförderte Forschung, Technologie und Innovation in Österreich vorzulegen. 

§ 8. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie sowie der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort dem Nationalrat bis zum 1. Juni eines jeden Jahres einen 
Lagebericht über die aus Bundesmitteln geförderte Forschung, Technologie und 
Innovation in Österreich vorzulegen. 

(2) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat in Abständen von drei Jahren bis 
zum 1. Juni des betroffenen Jahres einen umfassenden Bericht über die Lage und 

(2) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat in Abständen von drei Jahren bis 
zum 1. Juni des betroffenen Jahres einen umfassenden Bericht über die Lage und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bedürfnisse von Forschung, Technologie und Innovation in Österreich 
vorzulegen. 

Bedürfnisse von Forschung, Technologie und Innovation in Österreich 
vorzulegen. 

7. Abschnitt 7. Abschnitt 

Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

Inkraft- und Außerkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 
§ 38. (1) § 30a und § 37 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 49/1997 
treten mit 1. Februar 1997 in Kraft. 

§ 38. (1) § 30a und § 37 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 49/1997 
treten mit 1. Februar 1997 in Kraft. 

(2) § 1 Abs. 1 Z 7, § 1 Abs. 2 Z 4, die §§ 8, 10, 13, 18 und 18a, § 22 Abs. 1, § 22 
Abs. 2 Z 9, § 22 Abs. 6, § 23, § 26 Abs. 2 und § 38 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 47/2000 treten mit 1. Juli 2000 in Kraft und die §§ 2, 
3, § 13 Abs. 4, § 14 und § 21 Abs. 2 mit 1. Juli 2000 außer Kraft. 

(2) § 1 Abs. 1 Z 7, § 1 Abs. 2 Z 4, die §§ 8, 10, 13, 18 und 18a, § 22 Abs. 1, § 22 
Abs. 2 Z 9, § 22 Abs. 6, § 23, § 26 Abs. 2 und § 38 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 47/2000 treten mit 1. Juli 2000 in Kraft und die §§ 2, 
3, § 13 Abs. 4, § 14 und § 21 Abs. 2 mit 1. Juli 2000 außer Kraft. 

(3) § 15 Abs. 2 fünfter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 136/2001 tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

(3) § 15 Abs. 2 fünfter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 136/2001 tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

(4) § 30a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft. (4) § 30a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft. 
(4) Die Überschrift „Österreichische Nationalbibliothek“, die §§ 28, 29 und 30 in 
der Fassung des BGBl. I Nr. 14/2002 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2001 
außer Kraft. 

(4) Die Überschrift „Österreichische Nationalbibliothek“, die §§ 28, 29 und 30 in 
der Fassung des BGBl. I Nr. 14/2002 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2001 
außer Kraft. 

(5) Mit Ablauf des 31. Dezember 2015 treten (5) Mit Ablauf des 31. Dezember 2015 treten 
 1. § 24 samt Überschrift und § 25 sowie  1. § 24 samt Überschrift und § 25 sowie 
 2. die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über die Organisationsstruktur des Österreichischen Archäologischen 
Instituts, BGBl. II Nr. 38/2008, 

 2. die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über die Organisationsstruktur des Österreichischen Archäologischen 
Instituts, BGBl. II Nr. 38/2008, 

außer Kraft. außer Kraft. 
(6) Mit Ablauf des 31. Dezember 2015 treten (6) Mit Ablauf des 31. Dezember 2015 treten 
 1. § 26 samt Überschrift und § 27,  1. § 26 samt Überschrift und § 27, 
 2. die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über den Lehrgang des Instituts für Österreichische 
Geschichtsforschung in Wien, BGBl. Nr. 559/1993, sowie 

 2. die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über den Lehrgang des Instituts für Österreichische 
Geschichtsforschung in Wien, BGBl. Nr. 559/1993, sowie 

 3. die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über die Organisationsstruktur des Instituts für Österreichische 
Geschichtsforschung, BGBl. II Nr. 298/2009, 

 3. die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über die Organisationsstruktur des Instituts für Österreichische 
Geschichtsforschung, BGBl. II Nr. 298/2009, 

außer Kraft. außer Kraft. 
(7) Die Artikelbezeichnung „ARTIKEL I“ sowie die Art. II und III, soweit sie 
noch gelten, treten mit Ablauf des 24. Mai 2018 außer Kraft. 

(7) Die Artikelbezeichnung „ARTIKEL I“ sowie die Art. II und III, soweit sie 
noch gelten, treten mit Ablauf des 24. Mai 2018 außer Kraft. 

(8) Der 2. Abschnitt samt Überschrift, die §§ 38a und 38b sowie § 39 Z 5 in der (8) Der 2. Abschnitt samt Überschrift, die §§ 38a und 38b sowie § 39 Z 5 in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und 
Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, tritt mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und 
Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

 (9) § 2d Abs. 2 Z 2 lit. c und Abs. 9, § 2f Abs. 7, § 2e Abs. 3 Z 2 und Abs. 4, die 
Überschrift zu § 2g, § 2g Abs. 1, 4, 6 und 7, § 2h Abs. 2, § 2k Abs. 4, § 8 Abs. 1, 
§ 38 Abs. 8 und § 39 Z 1 und 2 in der Fassung der Forschungsrahmennovelle 
2019, BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 39. Mit der Vollziehung ist § 39. Mit der Vollziehung ist 
 1. hinsichtlich des § 2c Abs. 2 bis 7 die Bundesminsiterin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 

 1. hinsichtlich des § 2c Abs. 2 bis 7 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 

 2. hinsichtlich des § 8 Abs. 1 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, 

 2. hinsichtlich des § 8 Abs. 1 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie, 

 3. hinsichtlich des § 8 Abs. 2, § 11 Abs. 2 sowie des § 13 Abs. 2 
die Bundesregierung, 

 3. hinsichtlich des § 8 Abs. 2, § 11 Abs. 2 sowie des § 13 Abs. 2 
die Bundesregierung, 

 4. hinsichtlich des 5. Abschnittes die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 

 4. hinsichtlich des 5. Abschnittes die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 

 5. hinsichtlich des § 38b die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit 
der jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils zuständigen 
Bundesminister sowie 

 5. hinsichtlich des § 38b die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit 
der jeweils zuständigen Bundesministerin oder dem jeweils zuständigen 
Bundesminister sowie 

 6. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die zuständige 
Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister 

 6. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die zuständige 
Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister 

betraut. betraut. 
Artikel 6 

Änderung des IST-Austria-Gesetzes 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 

 § 1. Errichtung und Rechtsstellung  § 1. Errichtung und Rechtsstellung 
 § 2. Ziele und Grundsätze  § 2. Ziele und Grundsätze 
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 § 3. Finanzierung  § 3. Finanzierung 
  § 3a. Leistungsvereinbarungen 
 § 4. Jahresvoranschlag, Gebarung und Rechnungslegung  § 4. Jahresvoranschlag, Gebarung und Rechnungslegung 
 § 5. Qualitätssicherung  § 5. Qualitätssicherung 
 § 6. Kuratorium (board of trustees)  § 6. Kuratorium (board of trustees) 
 § 7. Präsidentin oder Präsident (president)  § 7. Präsidentin oder Präsident (president) 
 § 8. Verwaltungsdirektorin oder Verwaltungsdirektor (managing 

director) 
 § 8. Verwaltungsdirektorin oder Verwaltungsdirektor (managing 

director) 
 § 9. Wissenschaftlicher Rat (scientific board)  § 9. Wissenschaftlicher Rat (scientific board) 
 § 10. Personal  § 10. Personal 
 § 11. PhD-Programme  § 11. PhD-Programme 
 § 12. Wirkung der Rechtsstellung  § 12. Wirkung der Rechtsstellung 
 § 13. Aufsicht  § 13. Aufsicht 

  § 13a. Inkraft- und Außerkrafttreten 
  § 13b. Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 

2019 
 § 14. Vollziehung  § 14. Vollziehung 

Finanzierung Finanzierung 
§ 3. (1) Nach der Vereinbarung zwischen dem Bund und dem Land 
Niederösterreich über die Errichtung und den Betrieb des Institute of Science and 
Technology - Austria samt Anhang ist der Bund gemeinsam mit dem Land 
Niederösterreich Erhalter des Institute of Science and Technology - Austria. 

§ 3. (1) Nach der Vereinbarung zwischen dem Bund und dem Land 
Niederösterreich über die Errichtung und den Betrieb des Institute of Science and 
Technology - Austria samt Anhang ist der Bund gemeinsam mit dem Land 
Niederösterreich Erhalter des Institute of Science and Technology - Austria. 

(2) Der Aufwand für die Errichtung und den Betrieb des Institute of Science and 
Technology - Austria gemäß dem jeweiligen Jahresvoranschlag ist insbesondere 
aus folgenden Finanzierungsquellen abzudecken: 

(2) Der Aufwand für die Errichtung und den Betrieb des Institute of Science and 
Technology - Austria gemäß dem jeweiligen Jahresvoranschlag ist insbesondere 
aus folgenden Finanzierungsquellen abzudecken: 

 1. Teilfinanzierung durch den Bund, mindestens in der Höhe der 
Teilfinanzierung durch das Land Niederösterreich gemäß Art. 15a B-VG-
Vereinbarung, 

 1. Teilfinanzierung durch den Bund, mindestens in der Höhe der 
Teilfinanzierung durch das Land Niederösterreich gemäß Art. 15a B-VG-
Vereinbarung, aus Mitteln, die ihm der Bund aufgrund des 
Forschungsrahmengesetzes (FRG), BGBl. I Nr. xx/2019, des jeweiligen 
Bundesfinanzrahmengesetzes, des jährlichen Bundesfinanzgesetzes sowie einer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Leistungsvereinbarung nach den Bestimmungen des Forschungsrahmengesetzes, 
bereitstellt, 

 2. Teilfinanzierung durch das Bundesland Niederösterreich gemäß 
Art. 15a B-VG-Vereinbarung, 

 2. Teilfinanzierung durch das Bundesland Niederösterreich gemäß 
Art. 15a B-VG-Vereinbarung, 

 3. Teilfinanzierung durch Dritte,  3. Teilfinanzierung durch Dritte, 
 4. Teilfinanzierung durch eigene Einnahmen.  4. Teilfinanzierung durch eigene Einnahmen. 
Die konkreten Beiträge von Bund und Land Niederösterreich sind in der Art. 15a 
B-VG-Vereinbarung geregelt. 

Die konkreten Beiträge von Bund und Land Niederösterreich sind in der Art. 15a 
B-VG-Vereinbarung geregelt. 

 (2a) Auf den Abschluss der Leistungsvereinbarung gemäß Abs. 2 Z 1 sind § 13 
Abs. 1, 3 und 8 bis 10 sowie § 13a Abs. 1, Abs. 2 vorletzter und letzter Satz, 
Abs. 3 dritter und vierter Satz sowie Abs. 4 bis 7 des Universitätsgesetzes 2002 
(UG), BGBl. I Nr. 120/2002, mit den folgenden Maßgaben anzuwenden: 

  1. Das Institute of Science and Technology – Austria tritt an die 
Stelle der Universitäten. Die jeweils andere Partei ist von der Anrufung 
umgehend zu verständigen. 

  2. Anstelle der Schlichtungskommission gemäß § 13a UG 
entscheidet eine Schlichtungskommission, für die Folgendes gilt: 

  a) die oder der Vorsitzende ist von 
  aa) der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung sowie 
  bb) der Präsidentin oder dem Präsidenten des Institute of Science 

and Technology – Austria 
 einvernehmlich zu bestellen; 
  b) je zwei Mitglieder sind von 
  aa) der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung sowie 
  bb) der Präsidentin oder dem Präsidenten des Institute of Science 

and Technology – Austria 
 zu bestellen; 
  c) kommt binnen zwei Wochen nach der Verständigung gemäß Z 1 

eine Einigung über den Vorsitz nicht zustande, so haben die gemäß lit. b 
bestellten Mitglieder einvernehmlich eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden zu 
bestimmen; 

  d) kommt auch im Fall der lit. c keine Einigung zustande, so haben 
  aa) die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung sowie 
  bb) die Präsidentin oder der Präsident des Institute of Science and 
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Technology – Austria 

 je eine Person zu nominieren, wobei das Los über den Vorsitz entscheidet; 
  e) sämtliche Mitglieder müssen eine entsprechende Tätigkeit in 

der Forschung oder im Forschungsmanagement aufweisen, die zur sachkundigen 
Beurteilung von Fragen der Steuerung und Finanzierung von außeruniversitären, 
international ausgerichteten Grundlagenforschungseinrichtungen qualifiziert sein 
müssen; 

  f) die Mitglieder dürfen weder Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung noch 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des Institute of Science and Technology – 
Austria sein. 

  3. Wenn die Leistungen der jeweiligen Parteien nicht der 
Leistungsvereinbarung entsprechen und keine abweichende Regelung in der 
Leistungsvereinbarung getroffen ist, hat die Schlichtungskommission im 
budgetären Rahmen der Leistungsvereinbarung über geeignete Konsequenzen 
und Korrekturmaßnahmen zu entscheiden, die den Interessen der Parteien am 
dienlichsten sind. Diese Entscheidung hat binnen vier Wochen ab 
Beschlussfähigkeit der Schlichtungskommission auf Basis der Analyse und 
Begründung der an sie herangetragenen Fragestellungen zu erfolgen. Die 
Parteien haben die Entscheidungen umzusetzen 

(3) Das Institute of Science and Technology - Austria ist berechtigt, zur 
Finanzierung der Lehrleistung der PhD-Programme ein entsprechendes Entgelt 
einzuheben. Die Einhebung des Entgelts entfällt, wenn ein Anspruch auf 
Studienzuschuss nach dem Studienförderungsgesetz 1992 besteht. 

(3) Das Institute of Science and Technology - Austria ist berechtigt, zur 
Finanzierung der Lehrleistung der PhD-Programme ein entsprechendes Entgelt 
einzuheben. Die Einhebung des Entgelts entfällt, wenn ein Anspruch auf 
Studienzuschuss nach dem Studienförderungsgesetz 1992 besteht. 

 Leistungsvereinbarungen 
 § 3a. (1) Leistungsvereinbarungen mit dem Institute of Science and 

Technology – Austria sind öffentlich-rechtliche Verträge. 
 (2) § 6 und § 8 Abs. 2 FRG sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass sich 

Leistungsvereinbarungen mit dem Institute of Science and Technology – Austria 
auf die in § 2 normierten Aufgaben und Ziele zu beschränken haben. 

 (3) Das Institute of Science and Technology – Austria hat 
  1. die Bundesministerin oder den Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung bei der Ausarbeitung von Entwürfen für einen FTI-
Pakt gemäß § 2 FRG zu unterstützen; 
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  2. bis zum 31. März des letzten Jahres der laufenden Leistungs- 

und Finanzierungsperiode (§ 5 Abs. 4 FRG) der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung einen Vorschlag für 
eine Leistungsvereinbarung zur Verhandlung vorzulegen. 

Inkraft- und Außerkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 
§ 13a. § 1 Abs. 3 und § 10 Abs. 3 in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, 
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

§ 13a. (1) § 1 Abs. 3 und § 10 Abs. 3 in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, 
treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

 (2) Das Inhaltsverzeichnis, § 3 Abs. 2 Z 1 und Abs. 2a, § 3a samt Überschrift 
sowie § 13b samt Überschrift in der Fassung der Forschungsrahmennovelle 
2019, BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

 Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 2019 
 § 13b. Abweichend von § 3a Abs. 3 Z 2 hat das Institute of Science and 

Technology – Austria einen Vorschlag für die erste Leistungsvereinbarung bis 
31. März 2020 der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung vorzulegen. 

  
Artikel 7 

Änderung des OeAD-Gesetzes 

 Inhaltsverzeichnis 
  § Überschrift 
  1 Errichtung der „OeAD-Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ 
  2 Vermögensübertragung 
  3 Unternehmensgegenstand und Aufgaben 
  4 Finanzierung 
  5 Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerbestimmungen 
  6 Aufsichtsrat 
  7 Geschäftsführung 
  8 Gesprächsforen 
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  9 Strategische Ausrichtung 
  10 Planungs- und Berichterstattungssystem 
  10a Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank 
  11 Abgaben- und Gebührenbefreiung 
  12 Vertretung durch die Finanzprokuratur 
  13 Inkraft- und Außerkrafttreten 
  13a Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 

2019 
  14 Vollziehung 

Errichtung der „OeAD-Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ Errichtung der „OeAD-Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ 
§ 1. (1) Zur Durchführung von Maßnahmen der europäischen und 

internationalen Kooperation im Bereich der Wissenschaft und Forschung sowie 
der Erschließung der Künste, der Hochschulbildung, der Bildung und der 
Ausbildung (in weiterer Folge „Kooperationsbereich“) wird die „OeAD 
(Österreichische Austauschdienst)-Gesellschaft mit beschränkter Haftung – 
Austrian Agency for International Cooperation in Education and Research 
(OeAD-GmbH)“ errichtet. 

§ 1. (1) Zur Umsetzung von Maßnahmen der nationalen, europäischen und 
internationalen Kooperation im Bereich der Wissenschaft und Forschung sowie 
der Erschließung der Künste, der Hochschulbildung, der Bildung und der 
Ausbildung (in weiterer Folge „Kooperationsbereich“) wird die „OeAD 
(Österreichische Austauschdienst)-Gesellschaft mit beschränkter Haftung – 
Austrian Agency for International Cooperation in Education and Research 
(OeAD-GmbH)“ errichtet. 

(2) Die OeAD-GmbH entsteht mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. § 2 
Abs. 1 GmbH-Gesetz (GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906, ist nicht anzuwenden. 
Sämtliche Geschäftsanteile der OeAD-GmbH haben im Eigentum des Bundes zu 
stehen. 

(2) Die OeAD-GmbH entsteht mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. § 2 
Abs. 1 des GmbH-Gesetzes (GmbHG), RGBl. Nr. 58/1906, ist nicht anzuwenden. 
Sämtliche Geschäftsanteile der OeAD-GmbH haben im Eigentum des Bundes zu 
stehen. 

(3) Zur Ausübung der Gesellschafterrechte an der OeAD-GmbH ist die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung berufen. 

(3) Zur Ausübung der Gesellschafterrechte an der OeAD-GmbH ist die 
gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 lit. a des Forschungsrahmengesetzes (FRG), BGBl. I 
Nr. xx/2019, zuständige Bundesministerin oder der gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 lit. a 
FRG zuständige Bundesminister berufen. 

(4) Das Stammkapital der OeAD-GmbH beträgt € 35.000--. (4) Das Stammkapital der OeAD-GmbH beträgt € 35.000--. 
(5) Der Sitz der OeAD-GmbH ist Wien. Das Geschäftsjahr ist das 

Kalenderjahr. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihrer Firma oder der Abkürzung 
ihrer Firma (einschließlich Logo) das Bundeswappen beizusetzen. 

(5) Der Sitz der OeAD-GmbH ist Wien. Das Geschäftsjahr ist das 
Kalenderjahr. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihrer Firma oder der Abkürzung 
ihrer Firma (einschließlich Logo) das Bundeswappen beizusetzen. 

(6) Auf die OeAD-GmbH sind die Bestimmungen des GmbH-Gesetzes 
anzuwenden, soweit in diesem Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen 

(6) Auf die OeAD-GmbH sind die Bestimmungen des GmbH-Gesetzes 
anzuwenden, soweit in diesem Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen 
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vorgesehen sind. Die OeAD-GmbH ist unverzüglich von der Geschäftsführung 
zur Eintragung in das Firmenbuch anzumelden und vom Gericht in das 
Firmenbuch einzutragen. Soweit in diesem Gesetz die in § 4 GmbHG geforderten 
Angaben nicht enthalten sind, sind diese in die Erklärung über die Errichtung der 
Gesellschaft aufzunehmen. 

vorgesehen sind. Die OeAD-GmbH ist unverzüglich von der Geschäftsführung 
zur Eintragung in das Firmenbuch anzumelden und vom Gericht in das 
Firmenbuch einzutragen. Soweit in diesem Gesetz die in § 4 GmbHG geforderten 
Angaben nicht enthalten sind, sind diese in die Erklärung über die Errichtung der 
Gesellschaft aufzunehmen. 

(7) Verweisungen auf andere bundesgesetzliche Vorschriften beziehen sich 
auf die jeweils geltende Fassung. 

(7) Verweisungen auf andere bundesgesetzliche Vorschriften beziehen sich 
auf die jeweils geltende Fassung. 

(8) Soweit dieses Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen enthält, 
sind der 1. und 2. Abschnitt des Forschungsorganisationsgesetzes (FOG), BGBl. 
Nr. 341/1981, auch im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 

(8) Soweit dieses Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen enthält, 
sind der 1. und 2. Abschnitt des Forschungsorganisationsgesetzes (FOG), BGBl. 
Nr. 341/1981, auch im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 

Vermögensübertragung Vermögensübertragung 
§ 2. Das Vermögen des Vereins „Österreichischer Austauschdienst (ÖAD) – 

Agentur für Internationale Bildungs- und Wissenschaftskooperation“, eingetragen 
im Zentralen Vereinsregister (§ 18 Vereinsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 66/2002) 
unter der ZVR-Zahl 307983193, ist auf Basis des Jahresabschlusses zum 
31. Dezember 2008 auf die OeAD-GmbH zu übertragen, wobei alle Rechte und 
Pflichten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge unentgeltlich mit Wirkung vom 
1. Jänner 2009 übertragen werden. Die Verwendung des Vermögens des 
genannten Vereins gilt als Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
§ 39 Z 5 BAO. 

§ 2. (1) Das Vermögen des Vereins „Österreichischer Austauschdienst 
(ÖAD) – Agentur für Internationale Bildungs- und Wissenschaftskooperation“, 
eingetragen im Zentralen Vereinsregister (§ 18 Vereinsgesetz 2002, BGBl. I 
Nr. 66/2002) unter der ZVR-Zahl 307983193, ist auf Basis des Jahresabschlusses 
zum 31. Dezember 2008 auf die OeAD-GmbH zu übertragen, wobei alle Rechte 
und Pflichten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge unentgeltlich mit Wirkung 
vom 1. Jänner 2009 übertragen werden. Die Verwendung des Vermögens des 
genannten Vereins gilt als Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
§ 39 Z 5 der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, . 

 (2) Das Vermögen des Vereins „KulturKontakt Austria“, eingetragen im 
Zentralen Vereinsregister unter der ZVR-Zahl 617182667 ist auf Basis des 
Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2019 auf die OeAD-GmbH zu übertragen, 
wobei alle Rechte und Pflichten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
unentgeltlich mit Wirkung vom 1. Jänner 2020 übertragen werden. Die 
Verwendung des Vermögens des genannten Vereins gilt als Verwendung für 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 39 Z 5 BAO. 

Unternehmensgegenstand und Aufgaben Unternehmensgegenstand und Aufgaben 
§ 3. (1) Die OeAD-GmbH hat ihre Tätigkeit ausschließlich nach den 

Grundsätzen der Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 34 ff der 
Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, zu erfüllen. Sie ist nicht 
gewinnorientiert, nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu führen und zu Objektivität, Unparteilichkeit und Transparenz 
verpflichtet. 

§ 3. (1) Die OeAD-GmbH hat ihre Tätigkeit ausschließlich nach den 
Grundsätzen der Gemeinnützigkeit im Sinne der §§ 34 ff BAO, zu erfüllen. Sie ist 
nicht gewinnorientiert, nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit zu führen und zu Objektivität, Unparteilichkeit und 
Transparenz verpflichtet. 
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(2) Unternehmungsgegenstand ist die Durchführung von Maßnahmen der 

europäischen und internationalen Kooperation im Bereich der Wissenschaft und 
Forschung sowie der Erschließung der Künste, der Hochschulbildung, der 
Bildung und der Ausbildung. Die OeAD-GmbH hat insbesondere folgende 
Aufgaben im Kooperationsbereich zu erfüllen: 

(2) Unternehmungsgegenstand ist die Umsetzung von Maßnahmen der 
nationalen, europäischen und internationalen Kooperation im Bereich der 
Wissenschaft und Forschung sowie der Erschließung der Künste, der 
Hochschulbildung, der Bildung und der Ausbildung. Die OeAD-GmbH hat 
insbesondere folgende Aufgaben im Kooperationsbereich (§ 1 Abs. 1) zu erfüllen: 

 1. Durchführung von nationalen, europäischen und internationalen 
Bildungs-, Ausbildungs-, Rahmen-, Wissenschafts- und 
Mobilitätsprogrammen sowie Maßnahmen zur Internationalisierung, 

 1. Umsetzung von nationalen, europäischen und internationalen 
Bildungs-, Ausbildungs-, Rahmen-, Wissenschafts- und Mobilitätsprogrammen 
sowie Maßnahmen zur Internationalisierung, 

 2. Durchführung sonstiger Programme und Maßnahmen zur 
Internationalisierung anderer öffentlicher und privater Geldgeber, 

 2. die Unterstützung und Beratung des Bundes im 
Kooperationsbereich (§ 1 Abs. 1), 

 3. Unterstützung und Beratung des Bundes bei der Konzeption und 
Weiterentwicklung von europäischen und internationalen Initiativen, 

 3. Information und Beratung von Institutionen, insbesondere von 
Bildungsinstitutionen sowie österreichischen Vertretungsbehörden über das 
gesamte Leistungsspektrum der OeAD-GmbH, 

 4. Information und Beratung von Institutionen, insbesondere von 
Bildungsinstitutionen sowie österreichischen Vertretungsbehörden über 
das gesamte Leistungsspektrum der OeAD-GmbH, 

 4. Erbringung von mobilitätsrelevanten Serviceleistungen für 
nationale, europäische und internationale Kooperationen, 

 5. Erbringung von mobilitätsrelevanten Serviceleistungen für europäische 
und internationale Kooperationen, 

 5. Präsentation Österreichs als Standort in Angelegenheiten des 
Kooperationsbereichs (§ 1 Abs. 1), 

 6. Präsentation Österreichs als Standort in Angelegenheiten des 
Kooperationsbereichs, 

 6. Öffentlichkeitsarbeit, 

 7. Öffentlichkeitsarbeit,  7. Umsetzung von Programmen der Entwicklungszusammenarbeit 
im Kooperationsbereich (§ 1 Abs. 1), insbesondere im Auftrag des Bundes, 

 8. Durchführung von Programmen im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit im Kooperationsbereich, 

 8. Vertretung der österreichischen Interessen gegenüber den 
relevanten europäischen und internationalen Institutionen im Auftrag des 
Bundes, 

 9. Vertretung der österreichischen Interessen gegenüber den relevanten 
europäischen und internationalen Institutionen im Auftrag des Bundes, 

 9. Information und Sensibilisierung der Öffentlichkeit bezüglich 
der Bedeutung und Rolle der nationalen, europäischen und internationalen 
Kooperation, 

 10. Information und Sensibilisierung der Öffentlichkeit bezüglich der 
Bedeutung und Rolle der europäischen und internationalen Kooperation, 

 10. administrative und organisatorische Unterstützung von 
Universitätslehrgängen zur Vorbereitung auf Ergänzungsprüfungen 
(Vorstudienlehrgänge), 

 11. administrative und organisatorische Unterstützung von 
Universitätslehrgängen zur Vorbereitung auf Ergänzungsprüfungen 

 11. Unterstützung nationaler Stellen für internationale Netzwerke 
sowie für europäische Netzwerke und Transparenzinstrumente, 
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(Vorstudienlehrgänge) sowie 

 12. Unterstützung nationaler Stellen für internationale Netzwerke sowie für 
europäische Netzwerke und Transparenzinstrumente und 

 12. Mitwirkung an der Gestaltung von Schule, 

 13. Einrichtung und Betrieb der zentralen Mobilitäts- und 
Kooperationsdatenbank gemäß § 10a. 

 13. Evaluierung der Leistungen und Analyse der Systemwirkungen 
der Programme im Kooperationsbereich, 

  14. Weiterbildungsmaßnahmen im Kooperationsbereich (§ 1 
Abs. 1) sowie 

  15. Einrichtung und Betrieb der zentralen Mobilitäts- und 
Kooperationsdatenbank gemäß § 10a. 

(3) Die OeAD-GmbH ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, 
die zur Verfolgung des Unternehmensgegenstandes notwendig und nützlich 
erscheinen. 

(3) Die OeAD-GmbH ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, 
die zur Verfolgung des Unternehmensgegenstandes notwendig und nützlich 
erscheinen. 

(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere gemäß Abs. 2 Z 1 und 2, ist 
die OeAD-GmbH berechtigt insbesondere folgende Daten von den in § 2b Z 7 
FOG genannten Personen zu verarbeiten: 

(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere gemäß Abs. 2 Z 1 und 7, ist 
die OeAD-GmbH berechtigt insbesondere folgende Daten von den in § 2b Z 7 
FOG genannten Personen zu verarbeiten: 

 1. Angaben gemäß § 10a Abs. 4,  1. Angaben gemäß § 10a Abs. 4, 
 2. Angaben zur Fremdenbehörde,  2. Angaben zur Fremdenbehörde, 
 3. Nummer,  3. Nummer, 
 4. geplante Ankunft sowie  4. geplante Ankunft sowie 
 5. Stipendientyp.  5. Stipendientyp. 
 (4a) Die Erfüllung der Aufgaben gemäß Abs. 2 darf 
  1. mit Mitteln gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 sowohl im Wege der Abwicklung als 

auch der Durchführung, 
  2. mit Mitteln gemäß § 4 Abs. 1 Z 2, außer in den Fällen des Abs. 4d, nur 

im Wege der Abwicklung sowie 
  3. mit Mitteln gemäß § 4 Abs. 1 Z 3 nur im Wege der Abwicklung 
 erfolgen. 
 (4b) Für die Abwicklung oder Durchführung von Förderungsprogrammen 

oder -maßnahmen des Bundes gemäß Abs. 2 Z 1 und 7 sind von der zuständigen 
Bundesministerin oder dem zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen jeweils 
Förderungsrichtlinien zu erlassen, die auf die spezifischen Anforderungen der 

165/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

64 von 80

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  65 von 80 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gesetzlichen Aufgaben der OeAD-GmbH Bedacht nehmen. Förderungsrichtlinien 
sind von der zuständigen Bundesministerin oder dem zuständigen Bundesminister 
im Internet zu veröffentlichen. 

 (4c) Über Förderungsrichtlinien gemäß Abs. 4b ist – grundsätzlich vor 
Abschluss der jeweiligen Vereinbarung gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 und 2 – das 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen 
herzustellen. 

 (4d) Im Anwendungsbereich von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht 
dürfen 

  1. Förderungsrichtlinien gemäß Abs. 4b sich auf Verweisungen auf das 
unmittelbar anwendbare Unionsrecht beschränken und 

  2. Förderungsprogramme und -maßnahmen zur Durchführung übertragen 
werden. 

(5) Die OeAD-GmbH darf die in Abs. 4 genannten Daten für Zwecke der 
Ausstellung von Visa und Aufenthaltstiteln der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Inneres sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Europa, Integration und Äußeres zur Bereitstellung an Aufenthaltsbehörden 
und Vertretungsbehörden im Ausland übermitteln. 

(5) Die OeAD-GmbH darf die in Abs. 4 genannten Daten für Zwecke der 
Ausstellung von Visa und Aufenthaltstiteln der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Inneres sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Europa, Integration und Äußeres zur Bereitstellung an Aufenthaltsbehörden 
und Vertretungsbehörden im Ausland übermitteln. 

Finanzierung Finanzierung 
§ 4. Die Finanzierung der OeAD-GmbH erfolgt aus: § 4. (1) Die Finanzierung der OeAD-GmbH erfolgt aus: 

 1. Zuwendungen des Bundes,  1. Mitteln, die ihr der Bund für den Bereich „Forschung“ 
aufgrund einer Finanzierungsvereinbarung nach den Bestimmungen des 
Forschungsrahmengesetzes bereitstellt, 

 2. Zuwendungen der Europäischen Kommission,  2. Mitteln, die ihr der Bund für die Bereiche „Bildung“ und 
„Wissenschaft“ jeweils aufgrund einer Vereinbarung bereitstellt, 

 3. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen sowie  3. sonstigen Mitteln, die ihr der Bund bereitstellt, 
 4. sonstigen Einnahmen.  4. Zuwendungen der Europäischen Kommission, 
  5. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen sowie 
  6. sonstigen Einnahmen. 
 (2) Vereinbarungen gemäß Abs. 1 Z 2 sind mit der gemäß § 1 Abs. 3 

zuständigen Bundesministerin oder dem gemäß § 1 Abs. 3 zuständigen 
Bundesminister abzustimmen und haben insbesondere folgende Mindeststandards 
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zu erfüllen: 

  1. Vereinbarungen sind jeweils für die Dauer von drei 
Kalenderjahren abzuschließen (Finanzierungsperiode); 

  2. Vereinbarungen sind einvernehmlich zwischen den zuständigen 
Bundesministerinnen oder Bundesministern sowie der OeAD-GmbH durch 
jährliche Umsetzungsplanung zu konkretisieren; 

  3. zur Herstellung des Einvernehmens mit der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister für Finanzen gemäß § 60 BHG 2013 sind dieser oder 
diesem die Entwürfe der Vereinbarungen bis 1. September des dritten Jahres der 
laufenden Finanzierungsperiode vorzulegen; 

  4. wesentliche Änderungen von Vereinbarungen dürfen nur im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen 
vorgenommen werden. Finanzielle Mehrerfordernisse sind jedenfalls wesentliche 
Änderungen; 

  5. bei nicht zeitgerechtem Abschluss einer neuen Vereinbarung 
gelten die Bestimmungen für das letzte Jahr der aktuellen Finanzierungsperiode 
bis zum Beschluss der neuen Vereinbarung weiter, höchstens jedoch für sechs 
Monate. Neue Förderungszusagen in diesem Zeitraum bedürfen der Zustimmung 
der jeweils zuständigen Bundesministerin oder des jeweils zuständigen 
Bundesministers im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen. 

 (3) In Vereinbarungen gemäß Abs. 1 Z 2 ist insbesondere Folgendes zu 
vereinbaren: 

  1. Ziele der Vereinbarung und Umsetzung der Ziele: die 
konkreten, innerhalb der Finanzierungsperiode zu erreichenden Ziele sind im 
Rahmen ihrer gesetzlich oder sonst übertragenen Aufgaben festzulegen; 

  2. Förderungs- und sonstige Programme sowie deren (förderungs-
)rechtliche Grundlagen; 

  3. Begleitmaßnahmen; 
  4. Forschungsaufträge; 
  5. Aufgaben und Verpflichtungen der OeAD-GmbH im Rahmen 

ihrer gesetzlich oder sonst übertragenen Aufgaben; 
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  6. die maximal zulässigen Förderungszusagen durch die OeAD-

GmbH; 
  7. die maximalen Auszahlungen des Bundes sowie nähere 

Bestimmungen zu 
  a) den operativen Mitteln; 
  b) den maximal abzugeltenden, administrativen Aufwendungen der 

OeAD-GmbH und deren Abrechnungsmodalitäten; 
  c) dem Auszahlungsplan; 
  d) der bedarfsgerechten Abrufung der Mittel 

(Liquiditätsmanagement); 
  e) der Überprüfung der Gebarung durch den Bund; 
  8. Berichtspflichten der OeAD-GmbH und Maßnahmen zur 

Qualitätssicherung; 
  9. Regelungen für die jährliche Umsetzungsplanung; 
  10. Maßnahmen im Falle der Nichterfüllung der Vereinbarung; 
  11. Möglichkeiten der Änderung und Auflösung der Vereinbarung; 
  12. Indikatoren, anhand derer die Erreichung der Ziele und 

Wirkungen der jeweiligen Vereinbarung gemessen werden kann. 
Aufsichtsrat Aufsichtsrat 

§ 6. (1) Die OeAD-GmbH hat einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat besteht 
aus den gemäß Abs. 2 und 3 ernannten, sowie den vom Betriebsrat entsandten 
Mitgliedern. Die Funktionsdauer beträgt fünf Jahre. Wiederentsendungen sind 
zulässig. 

§ 6. (1) Die OeAD-GmbH hat einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat besteht 
aus den gemäß Abs. 2 und 3 ernannten, sowie den vom Betriebsrat entsandten 
Mitgliedern. Die Funktionsdauer beträgt fünf Jahre. Wiederentsendungen sind 
zulässig. 

 (1a) Über die in § 30j Abs. 5 GmbHG vorgesehenen Aufgaben hinaus, 
bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrats: 

  1. die Beschlussfassung über Dreijahresprogramme, 
  2. der Abschluss von Finanzierungsvereinbarungen (§§ 5 ff FRG) 

sowie 
  3. Vereinbarungen gemäß § 4 Abs. 1 Z 2. 

(2) Je ein Aufsichtsratsmitglied wird auf Vorschlag (2) Je ein Aufsichtsratsmitglied wird auf Vorschlag 
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 1. der Bundesministerin oder des Bundesministers für Europa, Integration 

und Äußeres, 
 1. der Bundesministerin oder des Bundesministers für Europa, Integration 

und Äußeres, 
 2. der Bundesministerin oder des Bundesministers für Finanzen,  2. der Bundesministerin oder des Bundesministers für Finanzen, 
 3. der für Bildung (Untergliederung 30) zuständigen Organisationseinheit 

im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 
 3. der für Bildung (Untergliederung 30) zuständigen Organisationseinheit 

im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung, 
 4. der Österreichischen Universitätenkonferenz,  4. der Österreichischen Universitätenkonferenz, 
 5. der Österreichischen Fachhochschulkonferenz sowie  5. der Österreichischen Fachhochschulkonferenz sowie 
 6. der für Bildung (Untergliederung 30) zuständigen Organisationseinheit 

im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung aus 
dem Kreis der Rektorinnen und Rektoren öffentlicher und anerkannter 
privater Pädagogischen Hochschulen 

 6. der für Bildung (Untergliederung 30) zuständigen Organisationseinheit 
im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung aus 
dem Kreis der Rektorinnen und Rektoren öffentlicher und anerkannter 
privater Pädagogischen Hochschulen 

von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung ernannt. 

von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung ernannt. 

(3) Zwei weitere Aufsichtsratsmitglieder werden von der für Wissenschaft 
und Forschung (Untergliederung 31) zuständigen Organisationseinheit im 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung ernannt, wobei ein 
Mitglied aus dem Bereich der österreichischen Universitäten nach Anhörung der 
Österreichischen Universitätenkonferenz auszuwählen ist. 

(3) Zwei weitere Aufsichtsratsmitglieder werden von der für Wissenschaft 
und Forschung (Untergliederung 31) zuständigen Organisationseinheit im 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung ernannt, wobei ein 
Mitglied aus dem Bereich der österreichischen Universitäten nach Anhörung der 
Österreichischen Universitätenkonferenz auszuwählen ist. 

(4) Den Vorsitz hat ein nach Abs. 3 entsandtes Mitglied zu führen. Die 
Vorsitzstellvertretung obliegt einem von der für Bildung (Untergliederung 30) 
zuständigen Organisationseinheit im Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung vorgeschlagenen Mitglied. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter werden von der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung bestellt. 

(4) Den Vorsitz hat ein nach Abs. 3 entsandtes Mitglied zu führen. Die 
Vorsitzstellvertretung obliegt einem von der für Bildung (Untergliederung 30) 
zuständigen Organisationseinheit im Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung vorgeschlagenen Mitglied. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter werden von der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung bestellt. 

(5) Die Errichtung programmspezifischer Beiräte durch den Aufsichtsrat der 
OeAD-GmbH ist zulässig. Es ist ein Strategiebeirat einzurichten, der die 
Geschäftsführung bei der Erstellung des Unternehmenskonzepts gemäß § 9 zu 
unterstützen hat. 

(5) Die Errichtung programmspezifischer Beiräte durch den Aufsichtsrat der 
OeAD-GmbH ist zulässig. Es ist ein Strategiebeirat einzurichten, der die 
Geschäftsführung zu unterstützen hat. 

(6) Auf die Entsendung der Mitglieder der betrieblichen Arbeitnehmerinnen- 
und Arbeitnehmervertretung sind die einschlägigen Bestimmungen des ArbVG 
anzuwenden. 

(6) Auf die Entsendung der Mitglieder der betrieblichen Arbeitnehmerinnen- 
und Arbeitnehmervertretung sind die einschlägigen Bestimmungen des ArbVG 
anzuwenden. 
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Geschäftsführung Geschäftsführung 

§ 7. (1) Für die OeAD-GmbH ist eine Geschäftsführerin/ein Geschäftsführer 
auf die Dauer von höchstens fünf Jahren zu bestellen, wobei das 
Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, anzuwenden ist. 
Wiederbestellungen sind zulässig. Vor Bestellung und Abberufung der 
Geschäftsführerin/des Geschäftsführers ist eine Stellungnahme des Aufsichtsrates 
und des Kuratoriums einzuholen. 

§ 7. (1) Für die OeAD-GmbH ist eine Geschäftsführerin/ein Geschäftsführer 
auf die Dauer von höchstens fünf Jahren zu bestellen, wobei das 
Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, anzuwenden ist. 
Wiederbestellungen sind zulässig. Vor Bestellung und Abberufung der 
Geschäftsführerin/des Geschäftsführers ist eine Stellungnahme des Aufsichtsrates 
und des Kuratoriums einzuholen. 

(2) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hat ehestmöglich die für die Bestellung der ersten 
Geschäftsführerin/des ersten Geschäftsführers der OeAD-GmbH erforderlichen 
Veranlassungen zu treffen, insbesondere die Stellenausschreibung vorzunehmen 
und die Bestellungsakte zu setzen. 

(2) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hat ehestmöglich die für die Bestellung der ersten 
Geschäftsführerin/des ersten Geschäftsführers der OeAD-GmbH erforderlichen 
Veranlassungen zu treffen, insbesondere die Stellenausschreibung vorzunehmen 
und die Bestellungsakte zu setzen. 

Kuratorium Gesprächsforen 
§ 8. (1) Dem Kuratorium obliegen: § 8. Die Geschäftsführung kann Gesprächsforen in wechselnder 

Zusammensetzung, unter Beiziehung von Sachkundigen, anlassbezogen, regional- 
und themenspezifisch einberufen, um die Geschäftsführung zu beraten. 

 1. die Stellungnahme  
 a) zum jährlichen Arbeitsprogramm (§ 9 Abs. 2),  
 b) zur Einrichtung und Auflösung von Geschäftsstellen in den 

Bundesländern, 
 

 c) zur Bestellung und Abberufung der Geschäftsführung und  
 d) zum Unternehmenskonzept und dem daraus abgeleiteten 

Dreijahresprogramm sowie 
 

 2. die Kenntnisnahme  
 a) des Jahresvoranschlags,  
 b) des Rechnungsabschlusses und  
 c) des Tätigkeitsberichts der Geschäftsführung.  

(2) In das Kuratorium dürfen entsenden:  

 1. jedes Bundesland je ein Mitglied,  
 2. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Europa, Integration 

und Äußeres ein Mitglied, 
 

 3. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Finanzen ein Mitglied,  
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 4. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 

und Forschung zumindest ein Mitglied, jedoch maximal vier Mitglieder 
auf Vorschlag der für Bildung (Untergliederung 30) zuständigen 
Organisationseinheit, 

 

 5. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung zumindest ein Mitglied, jedoch maximal vier Mitglieder 
auf Vorschlag der für Wissenschaft und Forschung (Untergliederung 31) 
zuständigen Organisationseinheit. 

 

 6. die Österreichische Universitätenkonferenz acht Mitglieder,  
 7. die Österreichische Fachhochschulkonferenz drei Mitglieder,  
 8. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 

und Forschung aus dem Kreis der Rektorinnen und Rektoren öffentlicher 
und anerkannter privater Pädagogischen Hochschulen ein Mitglied, 

 

 9. die Österreichische Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft ein 
Mitglied, 

 

 10. die Österreichische Industriellenvereinigung ein Mitglied,  
 11. die Wirtschaftskammer Österreich ein Mitglied,  
 12. die Bundesarbeitskammer ein Mitglied,  
 13. der Österreichsche Gewerkschaftsbund ein Mitglied sowie  
 14. die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs ein 

Mitglied. 
 

(3) Geschäftsstelle des Kuratoriums ist die OeAD-GmbH. Den Vorsitz führt 
ein von der Österreichischen Universitätenkonferenz entsandtes Mitglied. Die 
Vorsitzstellvertretung obliegt einem von der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung entsandten Mitglied. 
Die Funktionsdauer der Kuratoriumsmitglieder beträgt maximal fünf Jahre. 
Wiederentsendungen sind zulässig. 

 

  

Programme und Unternehmenskonzept Strategische Ausrichtung 
§ 9. (1) Die OeAD-GmbH hat unter Bedachtnahme auf die Ziele und 

Prinzipien der Politik im Kooperationsbereich ein Unternehmenskonzept sowie 
Dreijahresprogramme für die Umsetzung der in § 3 genannten Aufgaben zu 
erstellen. Diese sind jährlich bis 30. September zur Genehmigung gemäß Abs. 3 

§ 9. Die OeAD-GmbH hat 
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vorzulegen. Das erste Unternehmenskonzept ist bis 30. September 2009 gemäß 
Abs. 3 zur Genehmigung vorzulegen. 

(2) Die Dreijahresprogramme sind durch jährliche Arbeitsprogramme zu 
operationalisieren. Diese sind jährlich bis 30. September zur Genehmigung 
gemäß Abs. 3 vorzulegen. Für das Jahr 2009 ist ein interimistisches 
Arbeitsprogramm bis spätestens 31. März 2009 gemäß Abs. 3 zur Genehmigung 
vorzulegen. 

 1. bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 3 Abs. 2 die Ziele 
und Prinzipien der gesamtösterreichischen Forschungs- und Technologiepolitik, 
insbesondere der FTI-Strategie des Bundes, soweit zutreffend, zu wahren; 

(3) Die Genehmigung hat durch die Bundesministerin oder den 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung zu erfolgen. 

 2. bis zum 31. März des letzten Jahres der laufenden 
Finanzierungsperiode (§ 5 Abs. 4 FRG) der gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 lit. a FRG 
zuständigen Bundesministerin oder dem gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 lit. a FRG 
zuständigen Bundesminister 

  a) ein Dreijahresprogramm, das das gesamte Budget der OeAD-
GmbH zu umfassen hat, zur Kenntnis und 

  b) einen Vorschlag für eine Finanzierungsvereinbarung zur 
Verhandlung 

 vorzulegen; 
  3. bis zum 31. März des letzten Jahres der laufenden 

Finanzierungsperiode (§ 5 Abs. 4 FRG) der gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 zuständigen 
Bundesministerin oder dem gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 zuständigen Bundesminister 
eine Vereinbarung gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 zur Verhandlung vorzulegen; 

  4. in der laufenden Finanzierungsperiode (§ 5 Abs. 4 FRG) 
  a) das aktuelle Dreijahresprogramm sowie 
  b) die jeweils aktuelle Finanzierungsvereinbarung (§§ 5 ff FRG) 

und die jeweils aktuellen Vereinbarungen gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 zu 
operationalisieren. 

  
Planungs- und Berichterstattungssystem Planungs- und Berichterstattungssystem 

§ 10. (1) Die Geschäftsführung hat für die Einrichtung eines Planungs- und 
Berichterstattungssystems zu sorgen, das die Erfüllung der 
Berichterstattungspflichten nach gesetzlichen Vorschriften sowie den Richtlinien 
des Bundesministers für Finanzen für die einheitliche Einrichtung eines 
Planungs-, Informations- und Berichterstattungssystems des Bundes für das 
Beteiligungs- und Finanzcontrolling (Controlling-Richtlinien), BGBl. II 

§ 10. (1) Die Geschäftsführung hat für die Einrichtung eines Planungs- und 
Berichterstattungssystems zu sorgen, das die Erfüllung der 
Berichterstattungspflichten nach gesetzlichen Vorschriften sowie der Verordnung 
gemäß § 67 Abs. 2 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 139/2009, 
sichert und eine Bewertung der Zielsetzungen, Maßnahmen und ihrer 
Zielerreichung ermöglicht. 
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Nr. 319/2002, sichert und eine Bewertung der Zielsetzungen, Maßnahmen und 
ihrer Zielerreichung ermöglicht. 

(2) Der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung sind die notwendigen Daten für die Erfüllung ihrer 
oder seiner Planungs-, Strategie- und Controllingaufgaben zur Verfügung zu 
stellen. Die OeAD-GmbH hat auf Anforderung der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung Berichte und 
Vorschläge zu erstatten. 

(2) Der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung sind die notwendigen Daten für die Erfüllung ihrer 
oder seiner Planungs-, Strategie- und Controllingaufgaben zur Verfügung zu 
stellen. Die OeAD-GmbH hat auf Anforderung der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung Berichte und 
Vorschläge zu erstatten. 

Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank 
§ 10a. (1) Zum Zweck der evidenzbasierten Verwaltung und der Stärkung 

internationaler Beziehungen im Bereich Bildung, Wissenschaft und Forschung ist 
von der OeAD-GmbH eine zentrale Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank 
einzurichten und zu betreiben. 

§ 10a. (1) Zum Zweck der evidenzbasierten Verwaltung und der Stärkung 
internationaler Beziehungen im Bereich Bildung, Wissenschaft und Forschung ist 
von der OeAD-GmbH eine zentrale Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank 
einzurichten und zu betreiben. 

(2) Die zentrale Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank soll als 
Serviceleistung für Verantwortliche des Tätigkeitsbereichs „Bildung und 
Forschung“ gemäß § 9 Abs. 1 des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I 
Nr. 10/2004, die evidenzbasierte Wahrnehmung von Planungs-, Strategie- und 
Controllingaufgaben ermöglichen. 

(2) Die zentrale Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank soll als 
Serviceleistung für Verantwortliche des Tätigkeitsbereichs „Bildung und 
Forschung“ gemäß § 9 Abs. 1 des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I 
Nr. 10/2004, die evidenzbasierte Wahrnehmung von Planungs-, Strategie- und 
Controllingaufgaben ermöglichen. 

(3) Das Recht auf Löschung gemäß Art. 17 Abs. 3 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 
Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) und das 
Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 Abs. 6 DSGVO sind ausgeschlossen. 

(3) Das Recht auf Löschung gemäß Art. 17 Abs. 3 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 
Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) und das 
Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 Abs. 6 DSGVO sind ausgeschlossen. 

(4) In der zentralen Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank sind 
insbesondere folgende Daten zu verarbeiten: 

(4) In der zentralen Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank sind 
insbesondere folgende Daten zu verarbeiten: 

 1. Namensangaben:  1. Namensangaben: 
 a) Vorname(n), Familienname bzw. Bezeichnung,  a) Vorname(n), Familienname bzw. Bezeichnung, 
 b) Geburtsname,  b) Geburtsname, 
 c) akademischer Grad,  c) akademischer Grad, 
 d) Titel, Ansprache,  d) Titel, Ansprache, 
 2. Personenmerkmale:  2. Personenmerkmale: 
 a) Geburtsdatum,  a) Geburtsdatum, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 b) Geburtsort, soweit verfügbar,  b) Geburtsort, soweit verfügbar, 
 c) Geschlecht,  c) Geschlecht, 
 d) Staatsangehörigkeit,  d) Staatsangehörigkeit, 
 e) Personenkennung, insbesondere durch bereichsspezifisches 

Personenkennzeichen des Tätigkeitsbereichs „Bildung und 
Forschung“, 

 e) Personenkennung, insbesondere durch bereichsspezifisches 
Personenkennzeichen des Tätigkeitsbereichs „Bildung und 
Forschung“, 

 3. sonstige Angaben zu Empfängerinnen und Empfängern von Art-89-
Mitteln, wie insbesondere zu Sprachkenntnissen, Fachgebieten, 
Empfehlungsschreiben, Ein- und Auszahlungen, anderen Art-89-Mitteln, 
(sozial-)versicherungs-, fremden- oder studienrechtlichen Aspekten oder 
Nummer, ausstellender Behörde und Ausstellungsdatum der zur 
Identifikation verwendeten amtlichen Lichtbildausweise bzw. 
Vertragsnummern, 

 3. sonstige Angaben zu Empfängerinnen und Empfängern von Art-89-
Mitteln, wie insbesondere zu Sprachkenntnissen, Fachgebieten, 
Empfehlungsschreiben, Ein- und Auszahlungen, anderen Art-89-Mitteln, 
(sozial-)versicherungs-, fremden- oder studienrechtlichen Aspekten oder 
Nummer, ausstellender Behörde und Ausstellungsdatum der zur 
Identifikation verwendeten amtlichen Lichtbildausweise bzw. 
Vertragsnummern, 

 4. Adress- und Kontaktdaten:  4. Adress- und Kontaktdaten: 
 a) Adressdaten,  a) Adressdaten, 
 b) Angaben zur elektronischen Erreichbarkeit,  b) Angaben zur elektronischen Erreichbarkeit, 
 5. Angaben gemäß Z 1 bis 4 sowie zur fachlichen Ausrichtung von 

Betreuerinnen und Betreuern sowie Ansprechpersonen bei 
Projektpartnern, 

 5. Angaben gemäß Z 1 bis 4 sowie zur fachlichen Ausrichtung von 
Betreuerinnen und Betreuern sowie Ansprechpersonen bei 
Projektpartnern, 

 6. Angaben gemäß Z 1 bis 4 sowie Angaben zu erbrachten Leistungen zu 
Gutachterinnen und Gutachtern sowie Projektmitarbeiterinnen und -
mitarbeitern, 

 6. Angaben gemäß Z 1 bis 4 sowie Angaben zu erbrachten Leistungen zu 
Gutachterinnen und Gutachtern sowie Projektmitarbeiterinnen und -
mitarbeitern, 

 7. Angaben gemäß Z 1 und 4 sowie sonstige Angaben etwa zur 
Zuständigkeit zu Ansprechpersonen bei Behörden, 

 7. Angaben gemäß Z 1 und 4 sowie sonstige Angaben etwa zur 
Zuständigkeit zu Ansprechpersonen bei Behörden, 

 8. Angaben zur Mobilität (§ 2b Z 7 FOG), wie insbesondere  8. Angaben zur Mobilität (§ 2b Z 7 FOG), wie insbesondere 
 a) Beginn, Dauer und Ende einer Mobilität,  a) Beginn, Dauer und Ende einer Mobilität, 
 b) Angaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 4 FOG zur Heimatinstitution,  b) Angaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 4 FOG zur Herkunftsinstitution, 
 c) Angaben § 2g Abs. 2 Z 4 FOG zur Gastinstitution,  c) Angaben § 2g Abs. 2 Z 4 FOG zur Zielinstitution, 
 d) Angaben zu Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2 FOG) sowie  d) Angaben zu Art-89-Mitteln (§ 2b Z 2 FOG) sowie 
 e) Angaben zur inhaltlichen Einordnung der Mobilität sowie des 

geförderten Vorhabens, 
 e) Angaben zur inhaltlichen Einordnung der Mobilität sowie des 

geförderten Vorhabens, 
 9. Angaben zu Kooperationsabkommen, wie insbesondere  9. Angaben zu Kooperationsabkommen, wie insbesondere 
 a) Beginn, Dauer und Ende eines Kooperationsabkommens,  a) Beginn, Dauer und Ende eines Kooperationsabkommens, 
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 b) Angabe ob es sich um ein bi- oder multilaterales 

Kooperationsabkommen handelt, 
 b) Angabe ob es sich um ein bi- oder multilaterales 

Kooperationsabkommen handelt, 
 c) weitere Angaben zum Kooperationsabkommen, wie insbesondere 

Bezeichnung, Inhalt oder sonstige Anmerkungen, 
 c) weitere Angaben zum Kooperationsabkommen, wie insbesondere 

Bezeichnung, Inhalt oder sonstige Anmerkungen, 
 d) Angaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 4 FOG zu Partnerinstitutionen, wie 

insbesondere das jeweilige Land der jeweiligen Partnerinstitutionen, 
 d) Angaben gemäß § 2g Abs. 2 Z 4 FOG zu Partnerinstitutionen, wie 

insbesondere das jeweilige Land der jeweiligen Partnerinstitutionen, 
 e) Angaben zu Art-89-Mitteln sowie  e) Angaben zu Art-89-Mitteln sowie 
 f) Angaben zur inhaltlichen Einordnung des Kooperationsabkommens 

sowie des geförderten Vorhabens. 
 f) Angaben zur inhaltlichen Einordnung des Kooperationsabkommens 

sowie des geförderten Vorhabens. 
(5) Die Daten gemäß Abs. 4 sind automationsunterstützt bereitzustellen von: (5) Die Daten gemäß Abs. 4 sind automationsunterstützt bereitzustellen von: 

 1. der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung, 

 1. der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung, 

 2. Art. 89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1 FOG) sowie  2. Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1 FOG), die Mobilitäten 
fördern sowie 

 3. die Institutionen, die über eine aufrechte Teilnahmevereinbarung gemäß 
Abs. 8 verfügen, hinsichtlich 

 3. die Institutionen, die über eine aufrechte Teilnahmevereinbarung gemäß 
Abs. 8 verfügen, hinsichtlich 

 a) jener natürlichen Personen, die  a) jener natürlichen Personen, die 
 aa) an einem Mobilitätsprogramm teilnehmen und  aa) an einem Mobilitätsprogramm teilnehmen und 
 bb) in einem Ausbildungs-, Arbeits-, Auftrags- oder Förderverhältnis 

zur abfrageberechtigten Institution stehen sowie 
 bb) in einem Ausbildungs-, Arbeits-, Auftrags- oder Förderverhältnis 

zur abfrageberechtigten Institution stehen sowie 
 b) der von ihnen eingetragenen Kooperationsabkommen.  b) der von ihnen eingetragenen Kooperationsabkommen. 
 (5a) Die Daten gemäß Abs. 4 dürfen automationsunterstützt bereitgestellt 

werden von: 
  1. Universitäten gemäß Universitätsgesetz 2002 (UG), BGBl. I 

Nr. 120/2002 sowie 
  2. Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen gemäß 

Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG), BGBl. Nr. 340/1993. 
(6) Personenbezogene Berichte über Mobilitäten dürfen abfragen: (6) Personenbezogene Berichte über Mobilitäten dürfen abfragen: 

 1. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung sowie 

 1. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung, hinsichtlich aller in der Mobilitäts- 
und Kooperationsdatenbank eingetragener natürlicher Personen, 

 2. die Institutionen, die über eine aufrechte Teilnahmevereinbarung gemäß 
Abs. 8 verfügen, hinsichtlich 

 2. Art-89-Förder- und Zuwendungsstellen (§ 2b Z 1 FOG), die 
Mobilitäten fördern, hinsichtlich jener natürlichen Personen, zu 
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denen sie Daten gemäß Abs. 5 Z 2 bereitgestellt haben sowie 

 a) jener natürlichen Personen, die  3. Institutionen, die über eine aufrechte Teilnahmevereinbarung 
gemäß Abs. 8 verfügen, sowie Universitäten gemäß UG und 
Fachhochschul-Studiengänge und Fachhochschulen gemäß 
FHStG hinsichtlich jener natürlichen Personen, die 

 aa) an einem Mobilitätsprogramm teilnehmen und  a) an einem Mobilitätsprogramm teilnehmen und 
 bb) in einem Ausbildungs-, Arbeits-, Auftrags- oder Förderverhältnis 

zur abfrageberechtigten Institution stehen sowie 
 b) in einem Ausbildungs-, Arbeits-, Auftrags- oder Förderverhältnis 

zur abfrageberechtigten Institution stehen. 
 b) der von ihnen eingetragenen Kooperationsabkommen.  

(7) Nichtpersonenbezogene Berichte über Kooperationsabkommen dürfen 
abfragen: 

(7) Nichtpersonenbezogene Berichte über Kooperationsabkommen dürfen 
abfragen: 

 1. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung sowie 

 1. die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung, 

 2. die Institutionen, die über eine aufrechte Teilnahmevereinbarung gemäß 
Abs. 8 verfügen. 

 2. Universitäten gemäß UG und Fachhochschul-Studiengänge und 
Fachhochschulen gemäß FHStG sowie die Institutionen, die über 
eine aufrechte Teilnahmevereinbarung gemäß Abs. 8 verfügen, 
jeweils über die von ihnen gemeldeten Kooperationsabkommen. 

(8) Institutionen, zu denen die in § 2b Z 7 FOG genannten Personen in 
einem Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis stehen sowie Institutionen, die 
Kooperationsabkommen geschlossen haben, dürfen mit der OeAD-GmbH eine 
Vereinbarung über die Teilnahme an der zentralen Mobilitäts- und 
Kooperationsdatenbank gemäß den Abs. 5 bis 7 schließen. Die jeweils aktuelle 
Fassung der Vereinbarung ist von der OeAD-GmbH im Internet zu 
veröffentlichen. Bereitgestellte Daten sind auch nach Kündigung einer derartigen 
Vereinbarung nicht aus der zentralen Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank zu 
löschen. 

(8) Institutionen mit Sitz im Inland, zu denen die in § 2b Z 7 FOG genannten 
Personen in einem Ausbildungs-, Arbeits-, Auftrags- oder Förderverhältnis 
stehen sowie Institutionen mit Sitz im Inland, die Kooperationsabkommen 
geschlossen haben, dürfen mit der OeAD-GmbH eine Vereinbarung über die 
Teilnahme an der zentralen Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank gemäß den 
Abs. 5 bis 7 schließen. Ein Muster der jeweils aktuellen Fassung der 
Vereinbarung ist von der OeAD-GmbH im Internet zu veröffentlichen. 
Bereitgestellte Daten sind auch nach Kündigung einer derartigen Vereinbarung 
nicht aus der zentralen Mobilitäts- und Kooperationsdatenbank zu löschen. 

(9) Die OeAD-GmbH ist Verantwortlicher gemäß Art. 4 Nr. 7 DSGVO.  

(10) Soweit keine personenbezogenen Daten gemäß Art. 9 Abs. 1 DSGVO 
verarbeitet werden, erfüllen die im Rahmen der zentralen Mobilitäts- und 
Kooperationsdatenbank vorgenommenen Datenverarbeitungen die 
Voraussetzungen des Art. 35 Abs. 10 DSGVO für einen Entfall der Datenschutz-
Folgenabschätzung, sodass insbesondere die OeAD-GmbH keine Datenschutz-
Folgenabschätzung durchführen muss. 
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Abgaben- und Gebührenbefreiung  

§ 11. (1) Die Verwendung des Gesellschaftsvermögens hat ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des §§ 34 ff BAO zu erfolgen. Im Falle der 
Auflösung der Gesellschaft ist ein allfälliges Restvermögen vom übernehmenden 
Gesellschafter ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 34 ff 
BAO zu verwenden. 

§ 11. (1) Die Verwendung des Gesellschaftsvermögens hat ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des §§ 34 ff BAO zu erfolgen. Im Falle der 
Auflösung der Gesellschaft ist ein allfälliges Restvermögen vom übernehmenden 
Gesellschafter ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 34 ff 
BAO zu verwenden. 

(2) Rechtsgeschäfte, die zur Durchführung der in § 3 vorgesehenen 
Aufgaben erforderlich sind, sind von den Rechtsgebühren mit Ausnahme der 
Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren befreit. 

(2) Rechtsgeschäfte, die zur Erfüllung der in § 3 vorgesehenen Aufgaben 
erforderlich sind, sind von den Rechtsgebühren mit Ausnahme der Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren befreit. 

(3) Der erste Erwerb von Gesellschaftsrechten durch den Bund und 
Leistungen des Bundes zur Durchführung der in § 3 genannten Aufgaben sind 
von der Gesellschaftsteuer befreit. 

(3) Der erste Erwerb von Gesellschaftsrechten durch den Bund und 
Leistungen des Bundes zur Durchführung der in § 3 genannten Aufgaben sind 
von der Gesellschaftsteuer befreit. 

(4) Die durch die Vermögensübertragung gemäß § 2 unmittelbar 
veranlassten Schriften, Rechtsvorgänge und Rechtsgeschäfte sind von der 
Grunderwerbsteuer, den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 

(4) Die durch die Vermögensübertragung gemäß § 2 unmittelbar 
veranlassten Schriften, Rechtsvorgänge und Rechtsgeschäfte sind von der 
Grunderwerbsteuer, den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 

(5) Die Gesellschaft und andere Gesellschaften, an denen die OeAD-GmbH 
zumindest mehrheitlich beteiligt ist, dienen dem gemeinnützigen Zweck der 
Jugendfürsorge im Sinne des § 8 Z 2 des Kommunalsteuergesetzes. 

(5) Die Gesellschaft und andere Gesellschaften, an denen die OeAD-GmbH 
zumindest mehrheitlich beteiligt ist, dienen dem gemeinnützigen Zweck der 
Jugendfürsorge im Sinne des § 8 Z 2 des Kommunalsteuergesetzes. 

Inkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 
§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2009 in Kraft. § 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2009 in Kraft. 
(2) § 1 Abs. 8, § 3 Abs. 2 Z 12, Abs. 4 und 5 sowie § 10a samt Überschrift in 

der Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und 
Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

(2) § 1 Abs. 8, § 3 Abs. 2 Z 12, Abs. 4 und 5 sowie § 10a samt Überschrift in 
der Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – Wissenschaft und 
Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. 

 (3) § 9 Abs. 4 und § 10 Abs. 3 treten mit Ablauf des 24. Mai 2018 außer 
Kraft. 

 (4) Das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 1 bis 3, § 2, § 3 Abs. 1, 2 und 4 bis 4d, 
§ 4, § 6 Abs. 1a und 5, § 8 samt Überschrift, § 9 samt Überschrift, § 10 Abs. 1, 
§ 10a Abs. 4 Z 8 lit. b und c, Abs. 5 Z 2 sowie Abs. 5a bis 8, § 11 Abs. 2 und 3, die 
Überschrift zu § 13, § 13a samt Überschrift sowie § 14 in der Fassung der 
Forschungsrahmennovelle 2019, BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 
in Kraft. 

 Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 2019 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 § 13a. (1) Förderungsrichtlinien für die OeAD-GmbH, die zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens der Forschungsrahmennovelle 2019 in Geltung stehen, gelten bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2023. 

 (2) Abweichend von § 9 Z 2 und 3 hat die OeAD-GmbH einen Vorschlag für 
die erste Finanzierungsvereinbarung sowie allfällige Vereinbarungen gemäß § 4 
Abs. 1 Z 2 bis 31. März 2020 vorzulegen. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin 

oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung betraut. 
§ 14. Mit der Vollziehung ist 

  1. hinsichtlich des § 3 Abs. 4b die zuständige Bundesministerin 
oder der zuständige Bundesminister im Einvernehmen mit der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister für Finanzen; 

  2. hinsichtlich des § 3 Abs. 4c und 4d die zuständige 
Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister; 

  3. hinsichtlich des § 4 Abs. 2 und 3 die gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 
zuständige Bundesministerin oder der gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 zuständige 
Bundesminister; 

  4. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die gemäß § 1 Abs. 2 
Z 2 lit. a FRG zuständige Bundesministerin oder der gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 lit. a 
FRG zuständige Bundesminister. 

Artikel 8 
Änderung des ÖAW-Gesetzes 

§ 2. § 2. 
Ihre Aufgabe ist es, die Wissenschaft in jeder Hinsicht zu fördern; sie hat bei 
Erfüllung ihrer Aufgabe den Anspruch auf Schutz und Förderung durch den 
Bund. 

Ihre Aufgabe ist es, die Wissenschaft in jeder Hinsicht zu fördern; sie hat bei 
Erfüllung ihrer Aufgabe den Anspruch auf Schutz und Förderung durch den 
Bund. 

 Finanzierung 
 § 2a. (1) Die Finanzierung der Österreichischen Akademie der 

Wissenschaften erfolgt aus: 
  1. Mitteln, die ihr der Bund aufgrund des 
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Forschungsrahmengesetzes (FRG), BGBl. I Nr. xx/2019, des jeweiligen 
Bundesfinanzrahmengesetzes, des jährlichen Bundesfinanzgesetzes sowie einer 
Leistungsvereinbarung nach den Bestimmungen des Forschungsrahmengesetzes, 
bereitstellt, 

  2. Zuwendungen der Europäischen Kommission, 
  3. sonstigen öffentlichen oder privaten Zuwendungen sowie 
  4. sonstigen Einnahmen. 
 (2) Auf den Abschluss der Leistungsvereinbarung gemäß Abs. 1 Z 1 sind 

§ 13 Abs. 1, 3 und 8 bis 10 sowie § 13a Abs. 1, Abs. 2 vorletzter und letzter Satz, 
Abs. 3 dritter und vierter Satz sowie Abs. 4 bis 7 des Universitätsgesetzes 2002 
(UG), BGBl. I Nr. 120/2002, mit den folgenden Maßgaben anzuwenden: 

  1. Die Österreichische Akademie der Wissenschaften tritt an die 
Stelle der Universitäten. Die jeweils andere Partei ist von der Anrufung 
umgehend zu verständigen. 

  2. Anstelle der Schlichtungskommission gemäß § 13a UG 
entscheidet eine Schlichtungskommission, für die Folgendes gilt: 

  a) die oder der Vorsitzende ist von 
  aa) der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung sowie 
  bb) der Präsidentin oder dem Präsidenten der Österreichischen 

Akademie der Wissenschaften 
 einvernehmlich zu bestellen; 
  b) je zwei Mitglieder sind von 
  aa) der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung sowie 
  bb) der Präsidentin oder dem Präsidenten der Österreichischen 

Akademie der Wissenschaften 
 zu bestellen; 
  c) kommt binnen zwei Wochen nach der Verständigung gemäß Z 1 

eine Einigung über den Vorsitz nicht zustande, so haben die gemäß lit. b 
bestellten Mitglieder einvernehmlich eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bestimmen; 

  d) kommt auch im Fall der lit. c keine Einigung zustande, so haben 
  aa) die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung sowie 
  bb) die Präsidentin oder der Präsident der Österreichischen 

Akademie der Wissenschaften 
 je eine Person zu nominieren, wobei das Los über den Vorsitz entscheidet; 
  e) sämtliche Mitglieder müssen eine entsprechende Tätigkeit in 

der Forschung oder im Forschungsmanagement aufweisen, die zur sachkundigen 
Beurteilung von Fragen der Steuerung und Finanzierung von außeruniversitären, 
international ausgerichteten Grundlagenforschungseinrichtungen qualifiziert sein 
müssen; 

  f) die Mitglieder dürfen weder Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung noch 
Angehörige der Österreichischen Akademie der Wissenschaften sein. 

  3. Wenn die Leistungen der jeweiligen Parteien nicht der 
Leistungsvereinbarung entsprechen und keine abweichende Regelung in der 
Leistungsvereinbarung getroffen ist, hat die Schlichtungskommission im 
budgetären Rahmen der Leistungsvereinbarung geeignete Konsequenzen und 
Korrekturmaßnahmen zu empfehlen, die den Interessen der Parteien am 
dienlichsten sind. Diese Empfehlung hat binnen vier Wochen ab 
Beschlussfähigkeit der Schlichtungsstelle auf Basis der Analyse und Begründung 
der an sie herangetragenen Fragestellungen zu erfolgen. Die Parteien haben die 
Empfehlungen umzusetzen. 

 Leistungsvereinbarungen 
 § 2b. (1) Leistungsvereinbarungen mit der Österreichischen Akademie der 

Wissenschaften sind öffentlich-rechtliche Verträge. 
 (2) Die Österreichische Akademie der Wissenschaften hat 
  1. die Bundesministerin oder den Bundesminister für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung bei der Ausarbeitung von Entwürfen für einen FTI-
Pakt gemäß § 2 FRG zu unterstützen; 

  2. bis zum 31. März des letzten Jahres der laufenden Leistungs- 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Finanzierungsperiode (§ 5 Abs. 4 FRG) der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung einen Vorschlag für 
eine Leistungsvereinbarung zur Verhandlung vorzulegen. 

Inkraft- und Außerkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 
§ 6. (1) Die §§ 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 130/2003 treten mit 1. Jänner 2004 in Kraft. 
§ 6. (1) Die §§ 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 130/2003 treten mit 1. Jänner 2004 in Kraft. 
(2) § 1 und § 4 in der Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – 

Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in 
Kraft. 

(2) § 1 und § 4 in der Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 – 
Wissenschaft und Forschung, BGBl. I Nr. 31/2018, treten mit 25. Mai 2018 in 
Kraft. 

 (3) Die §§ 2a, 2b und 7 samt Überschrift in der Fassung der 
Forschungsrahmennovelle 2019, BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 
in Kraft. 

 Übergangsbestimmungen für die Forschungsrahmennovelle 2019 
 § 7. Abweichend von § 2b Abs. 2 Z 2 hat die Österreichische Akademie der 

Wissenschaften einen Vorschlag für die erste Leistungsvereinbarung bis 31. März 
2020 der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung vorzulegen. 
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